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Schleſiſche Ehronik. 
31 des Beiblattes der Breslauer Zeitung „Schleſiſche Chronik ausgegeben. Inhalt: 
3) Correſpondenz aus Patſchkau, aus der Parodie Trachenberg. 4) Erklärung. 5) Feuilleton. 


1) Ueber die Verpflichtung zur Straßenreinigung; 


Inland. 
Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
Sitzung des vereinigten Landtages 
am 15. April. 

f Kurie der drei Stände. 

(Das Protokoll der letzten Sitzung wird vorgeleſen 
und angenommen.) 

Landtags⸗Marſchall: Es iſt elne Petition eln⸗ 
gegangen, welche die beſchleunigte Abänderung des Ge: 
ſchäfts⸗Reglements für den vereinigten Landtag wünſcht. 

ch werde einen Ausſchuß ernennen, welcher die Bors 
berathung vorzunehmen hat. Es wird dies dle vierte 
Abtheilung ſein. 
(Nennung der Namen.) 

Außerdem ſind noch drei Petitionen eingegangen. 
Die erſte, vom Abgeordneten Landrath von Fabeck, be: 
teiffe Vorſchläge zur Abwehr der durch den Mißwachs 
des vorigen Jahres zu erwartenden Noth. 

Die zweite von demſelben Abgeordneten: Verleihung 
einer Uniform an dle Vaterlands⸗Vertheidiger der Jahre 
1813-1815. 

Der dritte von dem Abgeordneten, Ober⸗Landesge⸗ 
richts⸗Rath Welter zu Münſter: Ausdehnung der Münd⸗ 
lichkeit und Oeffentlichkeit des Prozeß⸗Verfahrens in der 
ganzen Monarchie. 

(Ernennung der Abtheilung zur Berathung.) 

Sollten noch einige Herren Petitionen bei ſich ha⸗ 
ben, ſo bln ich bereit, ſie anzunehmen. (Keine Meldung.) 

Ich ſchließe die heutige Sitzung und behalte mir 
vor, zur folgenden Sitzung ergebenſt einzuladen. 

Die Uebertragung der ſtenographiſchen Aufzeichnun⸗ 
gen über die Verhandlungen in den am Löten und 

ten d. Mts. abgehaltenen Sitzungen des vereinigten 
andtags erfordert vorläufig noch ſo viel Zeit, daß wir 
außer Stande ſind, den Bericht über dieſe Verhandlun⸗ 
0 die wir in aller Vollſtändigkeit zu geben beabſich⸗ 
gen, heute ſchon erſcheinen zu laſſen. (Allg. Pr. 3.) 


Denkſchrift, 
r die f 
De des Eiſenbahn-Netzes in 
reußen betreffend. 

n Uebere i in 
kon d ge mit dem Gutachten der den 
telſt Allerhoͤchſter Ordre vom 22 Nov 1155 1 NR 755 
Sammlung S. 307) zu Beftimmen more 1842 (Gefep- 
führung des für ein dringendes Bedürſelg he, daß die Aus: 

Eiſenbahn⸗Netzes, welches die u teten 

vinzen und die Provinzen unter einander mit den Pro: 

in den Hauptrichtungen dae Ausland. beruhereinde, auch 
durch die dem Staate zu Gebote ſtehenden Mitt 
beſondere auch durch Uebernahme einer Garantie für di 
Zinſen der Anlage⸗Kapitalien mit Kraft und Nachdluck a 
fördert werden folle. - = 
„Da bei den hiernach zu treffenden Einleitungen in Ge⸗ 
mäßheit der Verhandlungen der vereinigten ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe das Syſtem zu Grunde zu legen war, daß die Nus⸗ 
hrung der zu jenem Netze gehörigen Eiſenbahnen der Pri⸗ 
dat⸗ Unternehmung überlaſſen, dabei jedoch, behufs des raſchen 
eginnes und Fortganges derſelben, eine kräftige Unterſtüz⸗ 
zung und Mitwirkung Seitens des Staates gewährt und 
zugleich für die Wahrung der öffentlichen Intereſſen Für⸗ 
dege getroffen werde, fo kam es darauf an, einestheils dem 
tagte eine wirkſame Theilnahme und Einwirkung bei der 
die führung und Verwaltung vorzubehalten, anderentheils 
ſen pecuniaire Betheiligung und unterſtützung ſo zu bemeſ⸗ 
daf daß der Erfolg geſichert werde, gleichzeitig aber auch 
r Sorge zu tragen, daß die Staats⸗Kaſſe nicht für alle 
Folgezeit mit dauernden Belaftungen verpflichtet bleibe. Von 
Hm Gefiötspuntten aus find, für die Betheiligung und 
a nn e Ba 
. In Betreff der Theilnahme und Einwirkung des 
Wen der Ausführung und Verwaltung des e 


Der Staat beſtellt ſeinerſeits ein Mit i 
Ind glied des Geſell⸗ 
ſelſchafes Borſtandee, welches an der Musfüprung der 


tel und ins⸗ 


Bahn und der Verwaltung des ganzen Unternehmens 
ſelbſt thätig Antheil nimmt. 
Der Staat bedingt ſich bei den General⸗Verſammlun⸗ 
gen der Geſellſchaft ein feiner Kapital-Betheiligung ent: 
ſprechendes Stimmrecht aus, und zwar dergeſtallt, daß 
ihm bei der Betheiligung mit einem Siebentel des Ak: 
tien⸗Kapitals (ſiehe unten II. 1.) in jeder General-Ver⸗ 
ſammlung ein Siebentel ſämmtlicher anweſender oder 
vertretener Stimmen zuſteht. 

Der Tarif ſowohl für die Güter⸗ als auch für die Per⸗ 

ſonen⸗Beförderung, ſo wie der Tarif für das Bahn⸗ 

geld, ingleichen jede Aenderung dieſer Tarife, bedarf 
der Zuſtimmung des Staates. 

Auch bleibt demſelben nicht nur die Genehmigung, ſon⸗ 

dern auch die Abänderung der Fahrpläne vorbehalten. 

Die Geſellſchaft hat ſich den zur Wahrnehmung der In⸗ 

tereſſen der Militair⸗Verwaltung feſtgeſetzten Bedingun⸗ 

gen in Betreff der Benutzung der Eiſenbahnen für mir 
litairiſche Zwecke (ſiehe Geſetzſ. für 1843 S. 373) zu 
unterwerfen. 

II. In Betreff der pecunkairen Betheiligung und Un: 
terſtützung: 

1) Der Staat übernimmt den ſiebenten Theil des bei der 
Begründung des Unternehmens angenommenen Aktien⸗ 
Kapitals und behält es, für den Fall, daß ſich demnächſt 
ein Mehrbedarf ergeben follte, der weiteren Beſtimmung 
vor, ob ſolcher durch Erhöhung des Aktien⸗Kapitals oder 
im Wege der Anleihe beſchafft werden ſolle. 
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nicht ausreichen ſollte, um für die ſämmtlichen Aktien 
einen Zinsgenuß von 3½ Prozent zu gewähren, wird 
vom Staate der hierzu nöthige Zuſchuß geleiſtet und 
dieſer Zinsgenuß unbedingt garantirt, ſo lange nicht die 
Amortiſation der Privat⸗Aktien vollſtändig beendigt iſt. 
Um die Amortiſation der Privat⸗Aktien zu bewerkſtelli⸗ 
gen und dadurch einestheils die durch die Zins⸗Garantie 
übernommenen Verpflichtungen zu befeitigen, anderen⸗ 
theils die Erwerbung der Bahn von Seiten des Staa: 
tes zu ſichern, werden die auf das Siebentel des Staa⸗ 
tes fallenden Zinſen zu einem Tilgungs⸗Fond be⸗ 
ſtimmt, von welchem die Privat-Aktien allmälig mittelſt 
Auslooſung und Einlöſung nach dem Nennwerthe er⸗ 
worben werden. Die Zinſen der daraus eingelöſten 
Privat⸗Aktien fließen dem Tilgungs⸗Fond zu. Da in 
Folge der Zins⸗Garantie (zu 2) die Zinſen für das Sie⸗ 
dentel des Staates zu 3½ Prozent geſichert ſind, fo 
beträgt der hierdurch jährlich aufkommende, zur Til⸗ 
gung der übrigen ſechs Siebentel dienende Fond ein 
halbes Prozent des geſammten Aktien⸗Kapitals, und es 
wird mittelſt dieſes Fonds und der ihm zuwachſenden 
3½ prozentigen Zinſen der eingelöften Privat⸗Aktien die 
Amortifation des Privat⸗Aktien⸗Kapitals im 57ſten Jahre 
vollendet. . 2 ö 
Mit Rückſicht auf die für den Fall eines geringen, Er⸗ 
trages des Unternehmens den Aktionairen vom Staate 
gewährte Zins⸗Garantie wird andererſeits, falls dee 
Reinertrag ſich auf mehr als 5 pet. des Aktien⸗Kapi⸗ 
tals beläuft, von dem ueberſchuſſe über 5 pet. der 
dritte Theil der Staatskaſſe überwieſen. think 
Sollte der Staat in Folge der Zinsgarantie gen bigt 
fein, eine gewiſſe Reihe von Jahren hindurch 1 Nr 
ſchuß zu leiſten, oder ſollte der Zuſchuß 10 ae 
einen gewiſſen Betrag überſteigen, ſo ſteh $ trieb d 
die Befugniß zu, die Verwaltung und den Betrieb der 
Bahn ſelbſt zu übernehmen, Ir i 
Bei diefen Stipulationen, in Folge deren nicht nur ein 
Zinsgenuß — 3% pt., ſondern auch die dereinſtige Zah⸗ 
lung des vollen Nominal⸗Betrages der Aktien geſichert ift, 
at es denn auch keinem Bedenken unterliegen können, die 
eſchaffung der Geldmittel für die in Rede ſtehenden Eiſen⸗ 
bahn⸗unternehmungen auch dadurch zu ſördern, daß die betreſ⸗ 
fenden Eiſenbahn⸗Aktien hinſichtlich der Annahme als pupil⸗ 
lens uud depoſttalmäßige Sicherheit den Staats⸗Schuldſchei⸗ 
nen gleichgeſtellt werden, wie dies durch die Allerhöchſte 
ze er Dezember 1843 (Geſetz⸗ Sammlung für 1844 
5 geſchehen iſt. 
Die obigen Grundlagen haben indeſſen nicht als eine 
unter allen Umſtänden feſtzuhaltende Norm feſtgeſtellt wer: 
den können; vielmehr mußte es vorbehalten bleiben, bei den 
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verſchiedenen Eiſenbahn⸗ Unternehmungen nach den dabei ob⸗ 


waltenden Verhältniſſen und nach Zeit und Umſtänden Mo⸗ 
diſikationen eintreten zu laſſen. Namentlich erſchien es 
angemeſſen, darauf Bedacht zu nehmen, die Staats⸗Kaſſe 
nicht in zu ee n mit N 

belaſten, wie denn auch die in der Allexhöchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 22, November 1842 enthaltene Beſtimmung, daß 


Für den Fall, daß der Reinertrag des Unternehmens 


einer Zinsgarantie zu | Nl 


die zur Förderung des Eiſenbahnbaues auf die Staatskaſſe 
zu übernehmenden fortlaufenden Ausgaben den Betrag von 
jährlich zwei Millionen Thalern nicht überſteigen dürfen, die 
chunlichſte Beſchränkung der Zinsgarantie nothwendig machte. 
Zu dieſem Zwecke bot ſich insbeſondere die Maßregel dar, 
daß den umſtänden nach für das Privat⸗Aktien⸗Kapftal eine 
Zinsgarantie überhaupt nicht bewilligt oder ſolche doch nur 
für einen Theil deſſelben gewährt, dagegen aber aus dem 
Reinertrage des Unternehmens vorweg ein gewiſſer Zinsge⸗ 
nuß für das Privat⸗Aktien⸗Kapital oder für den nicht garan⸗ 
tirten Theil deſſelben prioritätiſch zugeſtanden würde, derge⸗ 
ſtalt, daß jener Ertrag nur inſoweit, als nach Gewährung 
dieſes Zinsgenuſſes etwas übrig bliebe, zur Verzinſung des 
vom Staate übernommenen Kapitals⸗Antheils, reſp. des ga⸗ 
rantirten Aktien-Kapitals, in Anſpruch genommen werden 
dürfte. 

Nach Inhalt der Denkſchrift vom Oktober 1842, welche 
der Berathung der vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſe zum 
Grunde gelegt worden, wurden zur Herſtellung jenes Ei⸗ 
ſenbahn-Netzes insbeſondere folgende Bahnlinien, im Anſchluß 
an die ſchon im Betrieb ſtehenden oder als geſichert anzu⸗ 
nehmenden Eiſenbahnen, in Ausſicht genommen: a 

I) eine Bahn von der hannoveriſchen Landesgränze bei 
ine Bahn 5 a 
eine Bahn von Halle durch Thüri i ich⸗ 
tung auf den Mikel; — 
eine Bahn, die mit Benutzung einer der im Bau be⸗ 
griffenen Bahnen von Berlin zur Oder Berlin mit 
Königsberg und, vermittelſt einer Zweigbahn, mit Dan⸗ 
zig verbände, auch unter Umſtänden bis zur ruſſiſchen 
Grenze fortgeſetzt werden könnte; 
eine Bahn von Frankfurt nach Breslau und von Op⸗ 
peln zur öſterreichiſchen Grenze; 
eine Bahn zur Verbindung von Poſen einerſeits mit 
der nach Preußen, andererſeits mit der durch Schleſien 
führenden Linie. ! 
Es war daher vorzugsweife das Augenmerk darauf zu 
richten, dieſe Eiſenbahn⸗Verbindungen ins Leben zu rufen. 
Die Ergebniſſe der darüber gepflogenen Verhandlungen 
ſind folgende: . 

Zu 1. Die Köln: Mindener Eiſenbahn⸗unterneh⸗ 
mung iſt nach den obigen Grundlagen zur Ausführung ges 
diehen und die Bahn der Vollendung nahe. Es iſt nämlich 
für dieſe Unternehmung unterm 18. Dezember 1843 (fiehe 
Geſetz⸗Sammlung für 1844, S. 21 ff.) eine Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft mit einem vorläufig auf 13,000, 00 Rtle, angenom: 
menen Aktien⸗Kapital konzeſſionirt worden, von welcher der 
Bau kräftig betrieben wird, ſo daß die ganze Bahn im 
Laufe des Jahres 1847 dem Betriebe wird eröffnet wer⸗ 
den können. Auch iſt durch einen Staats Vertrag vom 


4. Dezember 1845 ee : 
En eh 5 mlu ü 846 9 1 ff. 
2. Februar 1846 ee e e eee 
die Ausführung der Eifenbahn von Minden nach Hannover, 
welche ſich der ſchon fertigen Bahn von Hannover nach Mag⸗ 
deburg anſchließt, bis Ende des Jahres 1847 geſichert. Der 
Staat hat ſich bei dem Aktien Kapitale für die Bahn von 
Köln nach Minden mit 1,860,000 Rtlr. betheiligt und für 
das ganze Kapital von 13,000,000 Rtlr. die Garantie von 
3% Pt. Zinſen, zum Belaufe von 455,000 Mir, über⸗ 
nommen, wobei die allmälige Amortiſation des Privat⸗Aktien⸗ 
Kapitals mittelſt der für obige 1,860,000 Rtir“ aufko 
den Zinſen und Dividenden Fürſorge getroffen worden iſt. 
Zu 2. Die Bahn von Halle durch e 
in der Richtung auf den Mittelrhein iſt, nachdem hierüber 
mit den betheiligten Regierungen mittelſt Staats⸗Vertrages 
vom 19. April 1844 (Geſetz»Sammlung S. 444) die nöthi⸗ 
gen Vereinbarungen getroffen, auf der Strecke von Halle 
über Weimar, Erfurt, Gotha und Eſſenach nach der kurheſ⸗ 
ſiſchen Grenze durch die unterm 20. August 1844 beſtätigte 
Thüringiſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft (liehe Geſetz Sammlung 
S. 419 ff.) in Bau genommen worden und wird voraus⸗ 
ſichtlich im Jahre 1847 vollendet werden. In Folge des 
Staats⸗Vertrages vom 20. Dezember 1841 dogs; im: 
lung für 1844, S. 438 ff) iſt die weitere Fortſetzung der 
Bahn nach Kaſſel und von dort nach der preußiſchen Grenze 
auf ns 8 — e Ne 5 . 
adt und Soe 3. uhrende Eiſenbahn e⸗ 
5 — und da ſich in Kurheſſen die Ba : a 


2) 
3) 
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j hn von Kaffel nach 
urt a. M. an die Halle» Kaffeler Ba uſchließe 
sn fo iſt auch die Verbindung lt een ü he 0 


ittelrhein als 
geſichert anzunehmen. Von dem Aktjen⸗Kapitale der Thi 
ringiſchen 1 Se 0 d zum Belaufe von 9) 
ten, iſt nach Inhalt des Staats⸗Vertrages vom 
1844, dieſſeits, in Gemeinſchaft mit der großherzeg 
ſiſchen und der herzoglich ſachſen⸗oburg Borhaſſchen 


* 


rung, der vierte Theil übernommen worden, wovon auf 
Preußen ein Betrag von 810,000 Rtlrn, trifft; es findet 
jedoch hierbei eine Betheiligung der Staatskaſſe nicht ſtatt, 
da dieſes Kapital aus einem von des hochſeligen Königs Ma⸗ 
jeſtät ausgeſetzten Legate gewährt wird. Auch iſt eine Zins⸗ 
garantie ſeitens des Staates nicht zugeſtanden, dagegen aber 
den Privat⸗Aktien von den betheiligten drei Regierungen hin⸗ 
ſichts des Zinsgenuſſes für 30 Jahre der Vorzug vor den 
ihrerſeits übernommenen Aktien dergeſtalt eingeräumt wor: 
den, daß für letztere auf den Zinsgenüß aus dem Ertrage 
des Unternehmens inſoweit verzichtet worden, als es nöthig 
iſt, um für die Privat⸗Aktien eine Dividende von 3 Prozent 
zu gewähren. 
Zu 3. In Anſehung der Bahn von Berlin nach 
Königsberg und nach Danzig kam es zunächſt auf 
ſorgfältige unterſuchung in Anſehung des für den Uebergang 
über die Weichſel zu wählenden Punktes und in Betreff der 
für die Bahn anzunehmenden Richtung an. Nach mehrfa⸗ 
chen gründlichen Erörterungen ergab es ſich als das Zweck⸗ 
mäßigſte, die Bahn bei Dirſchau über die Weichſel und dem⸗ 
nächſt bei Marienburg über die Nogat zu führen, wobei zu⸗ 
bia die direkteſte Verbindung zwiſchen Königsberg, El⸗ 
ing und Danzig erzielt wird. Da die großartigen 
Bauwerke, mittelſt deren der Uebergang über beide 
Ströme zu bewerkſtelligen ift, und die dabei nothwen⸗ 
digen Strom- und Deich ⸗Regulirungen, welche zugleich 
für die Landesmelioration ſehr weſentliche Vortheile mit 
ſich bringen, erſt in einem Zeitraume von mehreren Jah⸗ 
ren zur Ausführung gebracht werden können, vor deren Voll⸗ 


endung aber die ganze Bahn ihrem Zwecke nicht entſprechen 


würde, jo iſt zunächſt fofort die Ausführung der Weichſel⸗ 
und der Nogat⸗Brücke, fo wie der Strom: und Deich⸗Regu⸗ 
rungen, eingeleitet worden, unabhängig von den Verhand⸗ 
lungen über die Ausführung der Bahn ſelbſt. Die Koſten 
für dieſe Bauten, deren Vollendung im Jahre 1857 in Aus⸗ 
ſicht genommen werden darf, berechnen ſich nach den nun⸗ 
mehr vollſtändig ausgearbeiteten Anſchlägen auf 8,865,000 
Rthl., welche aus den für die Berlin⸗Königsberger Eiſenbahn 
disponibel zu machenden Fonds zu gewähren ſein werden; 
vorläufig ſind die zunächſt erforderlichen Geldmittel aus den 
zur Beförderung des Eiſenbahnbaues überhaupt zu Gebote 
ſtehenden Fonds vorgeſchoſſen worden. 

Was die Richtung der Bahn anlangt, ſo iſt, nach reifli⸗ 
cher Erwägung der mannigfachen in Betracht kommenden 
Verhältniſſe und Intereſſen, die Linie 

von Frankfurt über Küſtrin und von Küſtrin aus 
in der Richtung auf Drieſen, Schneidemühl, etwas 
weſtlich von Bromberg nach Dirſchau, von dort 
über Marienburg, Elb ing, Mühlhauſen, Brauns⸗ 
berg nach Königsberg, mit einer Zweigbahn von Dir⸗ 
ch au nach Danzig, 8 0 
ur Ausführung beſtimmt worden, vorbehaltlich der derein⸗ 
fügen Ausführung einer direkten Bahn von Berlin nach 
Küſtrin. Die Koſten berechnen ſich nach den vorliegenden 
Ueberſchlägen für die Bahn: b 
1) von Frankfurt nach Küſtrin bei einer 
Länge von 4 Meilen auf . . . 1,600,000 Ktir. 
2) von Küſtrin nach Dirſchau bei einer 
Länge von 49, Meilen auf. 14,848,034 
3) von Dirſchau nach Königsberg, bei 
einer Länge von 21 Meilen, ohne 
die Koſten der Brücke n⸗uebergänge ꝛc., 
5,939,201 


500,000 


en 
4) von Dirſchau nach Danzig bei einer 
Länge von 4,3 Meilen auf . 1, 
Hierzu treten 
5) für die Brücken über 
die Weichſel und No⸗ 
gat, vorbehaltlich ei⸗ 
ner Verminderung des 
Koften = Aufwandes, 
welche ſich aus der be: 
reits eingeleiteten an⸗ 
derweitigen unterſu⸗ ö 
chung über die nöthige 
Stärke des Oberbaues 
als zuläſſig ergeben 
möchte 5,686,027 Rtlr. 
und für die damit in 
Verbindung ſtehenden 
Strom⸗ und Deich⸗ 
Regulirungen . 3,178,331 


re —— 
zuſammen 


ſo daß ſich im Ganzen ein Koſten⸗ 

Aufwand von 32,751,593 Rtlr. 
ergiebt. Dafür würden dann, außer den auch für den all⸗ 
gemeinen Verkehr wichtigen Brücken bei Dirſchau und bei 
Marienburg und außer den zugleich im Landeskultur⸗Intereſſe 
ſegensreichen Deich⸗ und Strom⸗Regulirungen, im Ganzen 79,5 
Meilen Eiſenbahn neu gebaut werden, wovon auf die Haupt⸗ 
bahn von Frankfurt nach Königsberg 75, Meilen, auf die 
Zweigbahn von Dirſchau nach Danzig 4% Meilen treffen. 
Die Eiſenbahn⸗Verbindung von Berlin über Frankfurt nach 
Königsberg würde dabei, mit Hinzurechnung der 10 ½ Mei⸗ 
len langen Bahn von Berlin nach Frankfurt, eine Länge von 
85, und 86 Meilen, die Verbindung zwiſchen Berlin und 
Danzig von 68, Meilen, die Verbindung zwiſchen Königs: 
berg und Danzig eine Länge von 26 Meilen erhalten. 

Bei dem Bau einer direkten Bahn von Berlin nach 
Küſtrin, in einer Länge von 11% Meilen, mit einem Auf⸗ 
wande von 2,774,326 Rthlrn., würden, falls dabei von der 
oben zu 1. gedachten Verbindung zwiſchen Küſtrin und Frank⸗ 
furt abgeſehen würde, die Koſten ſich auf 33,025,019 Atir. 
ſtellen, dagegen im Ganzen Oz Meilen neu gebaut wer: 
den und die Verbindungen von Berlin nach Königsberg und 
nach Danzig ſich ungefähr 2", Meilen abkürzen. 

In Balreff der Ausführung des obigen Eiſenbahn⸗ un⸗ 
und dene aben zwar, ſobald ſich die zu wählende Richtung 
und der Koſtenpunkt näher überſehen ließen, vorläufige Ver: 
handlungen mit einem zu deſſen Vorbereitung zuſammenge⸗ 
tretenen Vereine ftattgefunden, wobei die Abſicht dahin ging, 
nur für die Hälte des zu 32,000,000 Rtl. angenommenen Ak. 
tien⸗Kapitals eine Zinsgarantie des Staates zu 3 ½ Prozent 
in Anſpruch zu nehmen, der anderen Hälfte dagegen priori⸗ 
tätiſch aus dem Ertrage des ganzen Unternehmens einen 
Zinsgenuß von ande dont einzuräumen. Bei dem inzwiſchen 
ſowohl im er € wie im Auslande eingetretenen ungün⸗ 
ſtigen Stande des Geldmarktes haben dieſe Verhandlungen 
jedoch nicht weiter verfolgt werden können. Um ſchon wäh⸗ 
rend der umfaſſenden und zeitraubenden Erörterungen über die 
dieſſeits der Weichſel zu wählende Richtung der Ausführung 
des Unternehmens näher zu treten, ſind vorläufig auf der 


8,864,358 


— 8 — 


Strecke von Marienburg nach Elbing und nach Braunsberg 
für Rechnung des für die Berlin⸗Königsberger Eiſenbahn 
disponibel zu machenden Fonds die Grunderwerbungen ein⸗ 
geleitet und die Erdarbeiten und Brückenbauten in Angriff 
genommen worden, wozu die Mittel vorſchußsweiſe aus den 
zur Beförderung des Eiſenbahnbaues überhaupt zu Gebote 
ſtehenden Fonds entnommen ſind. Nachdem ſich indeſſen er⸗ 
geben hat, daß es bei den inzwiſchen eingetretenen Verhält⸗ 
niſſen nicht möglich ſei, das Berlin⸗Königsberger Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen nach ähnlichen Grundlagen, wie ſie bei den 
oben erwähnten, mit Betheiligung des Staates ausgeführten 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen feſtgeſetzt worden ſind, ins Leben 
zu rufen, ſind jene vorläufigen Einleitungen dahin beſchränkt 
worden, daß ſie nur noch zu einem paſſenden Abſchluß ge⸗ 
bracht werden; der große Brückenbau bei Dirſchau und Ma⸗ 
rienburg wird dagegen mit den disponiblen Mitteln des Ei: 
ſenbahn⸗Fonds weiter fortgeſetzt. 


„Zu 4. Die Eiſenbahn von Frankfurt nach Breslau 
iſt bereits nach den oben bezeichneten Grundlagen zur Aus⸗ 
führung gebracht worden und eben ſo zum größten Theile 
die Bahn von Oppeln nach der öſterreichſchen Grenze. 
Die erſtere, ſchon im Betriebe ſtehende Bahn iſt von der un⸗ 
term 27. November 1843 beſtätigten niederſchleſiſch⸗märki⸗ 
ſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft (ſiehe Geſetzſammlung S. 371 ff.) 
ausgeführt worden, welche auch die ſich anſchließende Bahn 
von Berlin nach Frankfurt erworben (ſiehe Geſetzſammlung 
für 1845 S. 459 ff.), und außerdem die Anlage einer Sei⸗ 
tenbahn nach Görlitz zum Anſchluſſe an eine Bahn von 
Görlitz noch Dresden übernommen hat, deren Bau und 
Vollendung im Laufe des Jahres 1847 durch einen Staats⸗ 
Vertrag vom 24. Juli 1843 (Gefesfammlung S. 403 ff.) 
eſichert iſt. Von dem Aktien⸗Kapitale zum Belaufe von 
0,000,000 Thalern hat der Staat einen Betrag von 
1,437,500 Thalern übernommen; zugleich iſt für jenes Aktien⸗ 
Kapital die Garantie von 3 ½ Prozent Zinſen, zum Betrage 
von 350,000 Thalern bewilligt, dabei aber für die allmälige 
Amortiſation des Privat-⸗Aktienkapitals mittelſt der auf das 
Staats⸗Aktien⸗Kapital fallenden Zinſen geſorgt worden. 


Was die Bahn von Oppeln nach der öſterr. Grenze an: 
langt, ſo iſt zuvörderſt die Fortführung der von der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ausgeführten Bahn von 
Breslau nach Oppeln in der Richtung über Koſel, Gleiwitz 
und Myslowitz nach dem Grenzpunkte Berun von eben dieſer 
Geſellſchaft unternommen (ſiehe Geſetzſammlung für 1843 
S. 310 ff.), der Bau jedoch demnächſt auf die Strecke bis 
Myslowitz vorläufig beſchränkt worden (ſiehe Geſetzſammlung 
für 1846 S. 73), da die Fortſetzung der öſterreichiſchen 
Kaiſer Ferdinands⸗ Nordbahn bis in die Gegend von 
Berun vorerſt Anſtand gefunden hat, andererſeits aber das 
in der Ausführung begriffene unternehmen einer Eiſenbahn 
von Krakau nach der oberſchleſiſchen Gränze bei Myslowitz 
eine zweckmäßige Fortſetzung der Bahn darbietet, welche mit⸗ 
telſt einer kurzen Anſchlußdahn nach der Landesgränze mit 
der Krakauer Bahn in Verbindung zu bringen iſt. Die 
Bahn iſt bereits in ihrer ganzen Ausdehnung von Breslau 
bis Myslowitz im Betriebe. Dagegen iſt die Verbindung 
mit der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn durch eine Abzweigung 
von Koſel über Ratibor nach der Landesgränze bei Oder⸗ 
berg eingeleitet, nachdem die Fortführung der Nordbahn bis 
Oderberg geſichert worden. Die Koſel⸗Oderberger Bahn iſt 
durch die unterm 10. Mai 1844 beſtätigte Wilhelmsbahn⸗ 
Geſellſchaft (Geſetzſammlung S. 127 ff.) zum größten Theile 
bereits ausgeführt, ſo daß die Eröffnung des Betriebes bis 
Annaberg unweit der Landesgränze im Frühjahr 1847 zu er⸗ 
warten ſteht, bis zu welcher Zeit auch die Vollendung und 
Eröffnung der Nordbahn bis nach Oderberg hin erwartet 
werden darf. Es bleibt dann nur noch die kurze Strecke 
von Annaberg bis Oderberg mit der Gränzbrücke über die 
Oder zu bauen, worüber die beiderſeitigen Geſellſchaften ſich 
bereits verftändigt haben, jo daß es nur noch auf die Erle: 
digung der dieſerhalb mit der kaiſerl. öſterreichiſchen Regie⸗ 
rung ſchwebenden Verhandlungen ankommt. Von dem auf 
2,400,000 Thaler feſtgeſetzten Aktien⸗Kapitale für die Wei: 
terführung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn von Oppeln nach 
der Landesgränze iſt vom Staate ein Betrag von 343,000 
Thalern übernommen worden, ſo wie die Garantie von 
3% pCt. Zinſen für obige 2,400,000 Thaler zum Belaufe 
von 84,000 Thalern; dabei iſt die Amortiſation des Privat⸗ 
Aktienkapitals von 2,057,000 Thalern durch Ausſetzung eines 
jährlichen Betrages von 12,000 Thalern aus dem Zinsbe⸗ 
trage, welcher auf das Staats⸗ Aktienkapital fällt, ausbedun⸗ 
gen. Bei der Koſel⸗Oderberger Bahn iſt eine Betheiligung 
des Staates oder eine Zins⸗Garantte nicht nöthig geweſen. 


Zu 5. Was die Bahn zur Verbindung von Poſen, 
einerſeits mit der nach Preußen, andererſeits mit der durch 
Schleſien führenden Linie anlangt, ſo iſt deren Ausfüh⸗ 
rung wenigſtens theilweiſe ſchon näher getreten. Es iſt 
nämlich unterm 4. März 1846 eine Aktien⸗Geſellſchaft zur 
Ausführung einer a von (Pommerſch⸗) Stargard nach 
Poſen, welche ſich mit der nach Preußen führenden Linie 
(zu 3) in der Gegend von Drieſen kreuzt, konzeſſionirt wor⸗ 
den (ſiehe Geſetzſammlung S. 89 ff.). Zur Sicherung bie: 
ſes bereits in der Ausführung begriffenen Unternehmens iſt, 
da der dermalige Stand des Geldmarktes daſſelbe ins Stok⸗ 
ken zu bringen drohte, demnächſt von Seiten des Staates 
eine Betheiligung an dem auf 5,000,000 Thaler feſtgeſetzten 
Aktien⸗Kapitale mit einem Kapitalbetrage von 714,300 Tha⸗ 
lern übernommen und die Zinsgarantie von 3%, pCt. für 
jenes Aktien-Kapital, zu dem Belaufe von 175,000 Thalern 
gewährt worden, mit der Maßgabe, daß mittelſt der auf die 
Staats⸗Aktien fallenden Zinſen die allmälige Amortiſation der 
Privat⸗Aktien bewerkſtelligt werden ſoll. Die Ausführung 
der Bahn von Stargard nach Poſen iſt hierdurch geſichert, 
ſo daß es zur Herſtellung der in Rede ſtehenden Verbindung 
nur noch auf die weitere Fortführung der Bahn nach Schle⸗ 
ſien ankommt. Für dieſen Zweck ſind nun zwar auch ſchon 
vorläufige Einleitungen getroffen, indem ſowohl von Poſen 
als von Breslau aus vorbereitende Ermittelungen Behufs 
der Ausführung einer Bahn von Poſen nach Breslau, mit 
einer Seiten⸗Verbindung von Liſſa nach Glogau, zum An⸗ 
ſchluſſe an die Niederſchleſiſche Zweigbahn vorgenommen wor⸗ 


den find; bei den gegenwärtigen Verhältniſſen darf jedoch 


zur Zeit auf die Ausführung dieſer Verbindung im Wege 
der bloßen Privat⸗unternehmung nicht gerechnet werden. 


Außer den oben zu 1 bis 5 bezeichneten Eiſenbahn- Un: 
ternehmungen ſind dann noch b 


6) die Bahn v 
wi on Elberfeld nach Dortmund, 


7) die Rheiniſche 
der belgiſchen Gränze, zu einer pekuniairen Unterſtützung Sei: 
tens des Staates geeignet befunden worden. 


Eiſenbahn von Köln über Aachen nach 


Zu 6. Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der Bahn 
von Elberfeld nach Dortmund für den inneren Verkehr und 


namentlich für die Kohlen⸗Anfuhr nach dem bergiſchen Ra 


brik⸗Diſtrikte, und insbeſondere mit Rückſicht darauf, daß die 
Ausführung einer Bahn von Elberfeld nach Witten ſchon 
gleichzeitig mit der Eiſenbahn von Elberfeld nach Düſſeldorf 
eingeleitet war, das Unternehmen aber zu Gunſten der da⸗ 
mals projektirten Rhein⸗Weſerbahn wieder aufgegeben wer: 
den mußte, iſt nämlich zur Förderung des demnächſt wieder 
aufgenommenen Unternehmens bei der dafür gebildeten Ber⸗ 
giſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft eine Kapftal⸗Betheili⸗ 
gung mit einem Viertel des zu 4,000,000 Rthlr. angenom⸗ 
menen Aktien⸗Kapitals Seitens des Staates übernommen 
worden (ſiehe Geſetz⸗Sammlung für 1844 S. 315 ff.), und 
zwar in der Art, daß den Privat⸗Aktien für einen Zinsgenuß 
von 3 ½ pCt. während 30 Jahre der Vorzug vor der vom 
Staate übernommenen 1,000,000 Rthlr. eingeräumt wor⸗ 


den iſt. 
Ferner iſt 

Zu 7 bei der Rheiniſchen Eiſenbahn, mit Rückſicht auf 
die bei den Verhandluugen der vereinigten ſtändiſchen Aus: 
ſchüſſe hervorgehobene Nothwendigkeit einer Unterftügung des 
Staats Behufs der Fertigſtellung dieſer Bahn für eine An⸗ 
leihe von 1,250,000 Rthlrn. die Garantie der Zinſen zu 
3½ pt. vom Staate bewilligt worden (ſiehe Geſetz-Samm⸗ 
lung für 1843 S. 326 ff.), zum Geſammt⸗Betrage von 43,750 
Rthlrn., und zwar mit Vorbehalt des Vorzugsrechtes einer 
früher gemachten 4procentigen Anleihe von 2,500,000 Rtlrn⸗ 
(ſ. Geſetz⸗Samml. für 1840 S. 295 ff.). Die Amortifation 
jener Anleihe erfolgt Seitens der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, 
welche dazu jährlich Y, pt. des Kapitals und die Zinſen 
der eingelöften Obligationen zu verwenden verpflichtet iſt. 

Die Geldmittel, welche in Gemäßheit der Allerhöchſten 
Kabinets⸗Ordre vom 22. November 1842 zur Beförderung 
des Eiſenbahn-⸗Baues ausgeſetzt worden find, beſtehen: 

A. in einem Kapital⸗Fonds von 6,000,000 Rthlr., 
welche im Jahre 1843 mit 2,005,490 Rthlr. in zinstragen⸗ 
den Effekten, unter Anrechnung eines durch die aufgekom⸗ 
menen Zinſen noch nicht gedeckten Agios von 5245 Rthlr⸗ 
11 Sgr. 6 Pf. und mit 3,089,264 Rthlr. 18 Sgr. 6 Pf. 
baar zur Dispoſition geſtellt worden iſt, 

und 


B. in einem laufenden jährlichen Fonds, welcher 
vom Jahre 1843 an etatsmäßig mit 500,000 Rthlr. ausge 
bracht worden und ſich um den Betrag der Mehrüberfhü 
aus der Salz⸗Debits⸗Verwaltung gegen den Boranfchlag von 
1843 erhöht, bis derſelbe auf das in jener Allerhöchſten Ka: 
binets⸗Ordre beſtimmte Maximum von jährlich 2 Millionen 
Rthlr. gebracht fein wird; dieſer Fonds hat hiernach bei 


tragen: 
im Jahre 1843. 500,000 Rthlr. 
„ VIE e 
„ 1843 „ 629½500 
„ 1846. 1,021,100 Rtöle, 
im Ganzen alſo 2,678,900 Rthlr. 

Der erſtgedachte Fonds (zu A.) hat die Beſtimmung, 
die Mittel zu der Kapitals Betheiligung zu gewäh⸗ 
ren, welche von Seiten bes Staates bei mehreren 
Eifenbahn = Unternehmungen übernommen worden iſt. Es 
fließen demſelben auch die Zinſen zu, welche von den 
ihm angehörigen Effekten aufkommen, ſo wie die Zinſen der 
Aktien⸗Kapitalien, welche ſeitens des Staates in Folge den 
vorerwähnten Kapital⸗Betheiligung eingeſchloſſen werden, ſo 
weit dieſe Zinſen nicht ſtatutenmäßig zur Amortiſation der 
Privat⸗Aktien⸗Kapitalien zu verwenden find. Bis fetzt iſt 
ſeitens des Staats ſtatntenmäßig eine Kapital⸗Betheiligung 
übernommen worden: 

I. bei der oben zu 1 erwähnten Köln: } 

Mindener Eiſenbahn mit 1,860,000 Rtlr⸗ 
. bei der oben zu 4 erwähnten Nieder⸗ 13 
ſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn mit „1,437,500 ʒ 


— 


III. bei der oben zu 4 erwähnten Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn mit 343,000 
IV. bei der oben zu 5 erwähnten Star⸗ - j 
gard⸗Poſener Eiſenbahn mit.. 714,00 


ſo wie N > 1 
. bei der oben zu 6 erwähnten Bergiſch⸗ 7 
Märkiſchen Eiſenbahn mit . 1,000,000 


zum Geſammt⸗Betrage von 5,354,800 Rtlr, 


Die oben zu 2 gedachte Betheiligung des Staates bei 
der Thüringiſchen Eiſenbahn mit einem Kapitalbetrage von 
810,000 Rthlir. kommt hier nicht in Betracht, da derſelbe 
wie vorerwähnt, aus einem von des hochſeligen Königs Maß 
jeſtät ausgeſetzten Legate gewährt worden. f f 

Der letztgedachte Fonds (zu B.) iſt weſentlich dazu b 
ſtimmt, nicht nur die laufenden Ausgaben der Eiſenbah 
Verwaltung, die Koſten für Vorarbeiten u. ſ. w. zu beſtt 
ten, ſondern auch die Mittel zur Leiſtung der Zuſchüſſe 
gewähren, welche in Folge der bei mehreren Eiſenbahn 
ſeitens des Staates übernommenen Zins⸗Garantie der Staa 
kaſſe zur Laſt fallen möchten. Eine ſolche Garantie iſt 
jetzt bei folgenden Eiſenbahnen übernommen worden: 

a) bei der oben zu 1 erwähnten Köln: 1 
Mindener Eiſenbahn zu 3½ Prozent für * 
ein Aktien⸗Kapital von 13,000,000 Rtlr. - ga 
zum jährlichen Betrage vonn . . 455,000 N“ 
bei der oben zu 4 erwähnten Nieder: - 5 


Ey 


b) f 
leſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn zu 3%, * 
9 für 1 Aktien⸗Kapital von a 
10,000,000 Rthlr. zum jährlichen Be: 4 
trage vorn 350,00 
c) bei der oben zu 4 erwähnten Oberſchle⸗ 
fiſchen Eiſenbahn zu 3 nes für g 
ein Aktien» Kapital von 2,400,000 Attr. 1239 
zum jährlichen Betrage von 84,000 
a) bei der oben zu 5 erwähnten Stargard⸗ 400 
Poſener Eiſenbahn zu 3½ Prozent für 
ein Aktien⸗Kapital von 5,000, Rtlr. 1 
zum jährlichen Betrage von . 175,0% 
ſo wie 8 
e) bei der oben zu 7 erwähnten Rheiniſchen 
Eiſenbahn zu 0 0 0 we für eine An⸗ 
leihe von 1,250,000 Rthlr. zum jährli⸗ 3,750 — 
chen Betrage voen 4 750 Al. 
alſo für einen Geſammtbetrag von 1107, e 
Bis jetzt iſt der Fall, daß in Folge der Bine: ache 
ein Zuschuß ſeitens des Staates zu gelten wate, laufenden 
eingetreten; es haben daher bie gr laufenden Aus⸗ 
Fonds (zu B.), fo weit derſelbe nich Na genommen 


gaben der Eifenbahn » Bermwaltung 


worden, zur Verſtärkung des Kapftal⸗Fonds (zu A.) verwen 
det Gern Me t Hülfe diefer Beſtände, fo wie der 
aufgekommenen Zinfen, find aus dem Kapital⸗Fonds (zu A.) 
auf die oben unter I. bis V. aufgeführten Kapitalbeträge bis 
Ende 1846 gezahlt worden: 
u . 4 „000 Rtlr. 
* II. .* 1,437,500 9 
343,000 


III. . „ 
162,942 6 
400000 Sor. 


IV. 
„ V. 


— 
im Ganzen. 


x 


3,831,442 Rtlr. 6 Sgr. 
Zu IV. betragen die bis jetzt ausgeſchriebenen 30 Prozent 
der vom Staate übernommenen 714,300 Rthlr. Aktien 

214,200 Rſhlr.; da die Quittungsbogen für jenen Nominal: 
* aber unter Pari erworben ſind, ſo iſt nur der ange⸗ 
gebene geringere Betrag zur Zahlung gekommen. a 
b ie hierfür erworbenen Staats: Aktien und Quittungs» 

ogen bilden ein Objekt, über welches nicht disponirt werden 
kann, da bei den zu J. bis IV. bezeichneten Eiſenbahnen die 
darauf fallenden Zinſen ſtatutenmäßig zur Amortiſation der 
Privat⸗Aktien verwendet werden müſſen, bei der zu V. ge: 
dachten Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn aber die Privat⸗Aktio⸗ 
naire 30 Jahre ſtatutenmäßig aus dem Ertrage des unter⸗ 
nehmens 3½ Prozent Dividende vorab zu beziehen haben 
und ſonach es dahin ſteht, ob und zu welchem Betrage den 
Staats: Aktien eine Verzinſung werde zu Theil werden. 

Außerdem iſt der mehrgedachte Fonds dazu benutzt wor⸗ 

den, um bei den ungünſtigen Verhältniffen, welche auf dem 
eldmarkte eingetreten find, den vorzugsweiſe zur Beförde⸗ 
rung geeigneten Eiſenbahn⸗ Unternehmungen durch Abnahme 
oder Ankauf eines Theils der dafür ausgegebenen Effekten 
ülfe zu kommen. Desgleichen ſind daraus die Ausga⸗ 
en beſtritten worden, welche für Rechnung des für die 
Preußiſche Eiſenbahn disponibel zu machenden Fonds vor⸗ 
ſchußweife auf die Brückenbauten bei Dirſchau und Marien⸗ 
urg und die damit in Verbindung ſtehenden Strom: und 
ch⸗Regulirungen, fo wie auf den vorläufigen Beginn der 
Arbeiten zwiſchen Marienburg, Elbing und Braunsberg, nach 
dem oben zu 3 Bemerkten, verwendet worden ſind. Die zu 
biefen Zwecken überwieſenen Fonds belaufen ſich bis Ende 
auf reſp. 483,000 Rtlr. und 430,000 Rtlr. 

Ohne Mitberechnung dieſer 913,000 Rtlr., welche aus 
den für die Berlin » Königsberger Eiſenbahn disponibel zu 
machenden Fonds zu erftatten, reſp. darauf anzurechnen fein 
184 beſteht der Kapital⸗Fonds (zu A.) am 1. Januar 

47 in 4,440,250 Rtlr. an zinstragenden Effekten. Die 
nat in den Verkehr zu bringenden Staats⸗Aktien und Quit⸗ 
theidebogen über die vom Staate übernommene Kapital⸗Be⸗ 


‘ theiligung bei den oben zu 1. bis V. bezeichneten Eiſenbah⸗ 


nen ſind unter den obigen 4,440,250 Rtlr Effekten nicht 
begriffen. Auf dieſe Kapi thelli 4 8 
nuar 1847 a6 nech zu zahlen: S heülgung aud vom 1. Se 
L. 72 0 
e 
III. nichts, 
IV. 500,000 


Dear f 75 zu 2 . 1 5 1 
er laufende Eiſenbahn⸗Fonds (zu B.) beträgt für 
1,205,200 Nile. n f 

f Faßt man die oben im Eingange unter 1 bis 7 bezeich⸗ 


neten Linien mit den anderweit ſchon ausgeführten oder ein⸗ 


geleiteten Bahnen zuſammen, ſo ſtellt ſich ein ausgedehntes 
und mannigfach verzweigtes Eiſenbahnnetz dar, welches den 
bei der Verathung der vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſe auf⸗ 
gefaßten Geſichtspunkten vollſtändig entſpricht. 
a) Die Hauptſtadt wird mit ſämmtlichen Provin— 
zen verbunden, nämlich: 
mit Weſtfalen und der Rhein⸗Provinz durch 
die Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger (Geſetz⸗Sammlung 
für 1845 S. 555), die Magdeburg⸗Oſchersleben⸗Hal⸗ 
berſtädter (Geſetz⸗Sammlung für 1842, S. 58) und 
die Köln⸗Mindener Eiſenbahn, deren Verbindung mit 
= der zweitgedachten Bahn durch die Braunſchweigiſche 
und die Hannoverſche Staatsbahn von Oſchersleben 
über Braunſchweig und Hannover nach Minden be⸗ 
werkſtelligt wird; f 
mit Sachſen theils durch die ſchon erwähnte 
Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger, theils durch die Ber⸗ 
lin⸗Anhaltiſche Bahn (Geſetz⸗ Sammlung für 1839 
S. 177), welche durch die Mageburg⸗Halle⸗Leipziger 
— * e sogen Eiſenbahn von Halle 
„ eimar 2 
nad im Steen ee 2 5 rfurt, Gotha nach Eife 
i chleſten durch die Niederſchleſiſch⸗Märki 
ir m A Berlin über Frankfurt, . 5 
| eslau, und durch die dort ſich crete 
ee Bahn; anreihende 
mit Pommern durch die in⸗ 4 
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lit und die dort ſich anreihende Niederſchleſiſch⸗Mär⸗ 
kiſche Bahn über Kohlfurt, Bunzlau und Liegnitz nach 
Breslau mit einander in Verbindung. 2 

Die Verbindung von Schleſien mit Poſen, 
Pommern und Preußen wird durch die nach Bres⸗ 
lau weiter zu führende Stettin⸗Stargard⸗Poſener 
Bahn und die bei Drieſen dieſelbe kreuzende Preußi⸗ 
ſche Bahn bewerkſtelligt, und beide Bahnen bringen 
dann auch die letztgedachten drei Provinzen unter ſich 
in Verbindung. u 

c) Für den Verkehr mit dem Auslande wird in den 

Haupt⸗ Richtungen durch folgende Bahnen eine 

Verbindung dargeboten: 

mit Belgien durch die Rheiniſche Eiſenbahn von 
Köln über Aachen nach Antwerpen, Oſtende, Brüffel 
u. ſ w., wodurch zugleich die Verbindung mit Frank⸗ 
reich nach Paris bewerkſtelligt wird; 

mit Hamburg durch die Berlin⸗Hamburger Bahn 
(Sefeg: Sammlung für 1845, S. 167), welche durch 
die in der Einleitung begriffene Magdeburg-Witten⸗ 
berger Bahn auch den über Magdeburg gehenden 

Verkehr aufnimmt; 

mit Oeſterreich durch die Oberſchleſiſche Bahn 
mit den beiden Abzweigungen über Myslowitz nach 
Krakau und über Ratibor nach Oderberg in der Rich⸗ 
tung auf Wien; 

mit dem mittleren und ſüdlichen Deutſch⸗ 
land durch die Breslau⸗Görlitz⸗Dresden⸗Leipziger, die 
Magdeburg⸗Leipziger, die Thüringſche nach Frankfurt 
a. M. und nach Kaſſel zu führende und die Hamm⸗ 
Lippſtadt⸗Kaſſeler Eiſenbahn. 

Endlich wird auch mit Polen durch die Preußi⸗ 
ſche Bahn über Bromberg nach Dirſchau eine Ver⸗ 
bindung vorbereitet, indem es, wenn in der Folge 
eine umgeſtaltung der dermaligen Verkehrs⸗Verhält⸗ 
niſſe in Polen eine Eifenbahn: Verbindung mit War: 
ſchau zum Bedürfniß machen möchte, nur auf den 
Bau der kurzen Strecke von Bromberg über Thorn 
nach der Landesgränze ankommt, um nicht nur nach 
Königsberg, Danzig und Stettin hin, ſondern auch 
mit Poſen, Berlin u. ſ. w. eine Verbindung herzu⸗ 
ſtellen. 

Es wird hiernach durch die oben bezeichneten Bahnen 
ein weit umfaſſendes, den ausländiſchen Bahnen ſich anſchlie⸗ 
ßendes Eiſenbahn⸗Syſtem zu Stande gebracht, vermöge deſ⸗ 
ſen die preußiſchen Staaten in weiter Ausdehnung von Sü⸗ 
den nach Norden durch die Verbindung des Adriatiſchen 
Meeres mit der Oſtſee and der Nordſee, von Oſten nach 
Weſten durch eine zuſammenhängende große Linie von Kö⸗ 
nigsberg nach Aachen in der Richtung auf Antwerpen, Oſtende, 
Brüſſel und Paris durchzogen werden, woran ſich dann man⸗ 
nigfache innere Verbindungen und Abzweigungen anreihen. 

Ein ganz weſentliches Glied dieſes Eiſenbahn-Syſtems 
bildet in Anſehung der öftlihen Provinzen die mehrgedachte 
Verbindung von Berlin mit Königsberg und Danzig. Wie 
oben zu 3 erwähnt worden, waren die Einleitungen zu de⸗ 
ren Ausführung im Wege der Privatunternehmung nach der 
Grundlage getroffen worden, daß nur für die Hälfte des zu 
32,000, Rthlr. angenommenen Anlage⸗Kapitals, alſo für 
16,000,000 Rthir., eine Zins⸗ Garantie zu 3½ pt. zum 
jährlichen Belaufe von 560,000 Rthlr. gewährt, dagegen für 
die andere Hälfte prioritätiſch aus dem Ertrage des ganzen 
Unternehmens ein Zinsgenuß von 4 pCt. eingeräumt und zu⸗ 
gleich Seitens des Staates mit Hülfe der ferner zu gewär⸗ 
tigenden Beſtände des Eiſenbahn⸗Fonds ein anſehnlicher Theil 
des Anlage⸗Kapitals übernommen werden ſollte, um mittelſt 
der darauf fallenden Zinſen die allmälige Tilgung der Pri⸗ 
vat⸗Aktien und die dereinſtige Erwerbung der ganzen Bahn 
zu bewerkſtelligen. 

Nachdem aber der Geldmarkt eine den Eiſenbahn⸗unter⸗ 
nehmungen ungünſtige Wendung genommen hat, muß die 
Hoffnung aufgegeben werden, für jetzt und in der nächſten 
Zukunft die Berlin » Königsberger Eiſenbahn im Wege der 
Privat = Unternehmung nach jener Grundlage ins Leden zu 
rufen. Es würden jetzt, wenn der Weg der Privat:Unter- 
nehmung verfolgt werden ſollte, viel weiter gehende Bewilli⸗ 
gungen Seitens des Staates gemacht werden müſſen, wie 
dies die Erfahrung darthut, daß fünfprozentige für ganz 
ſicher zu erachtende Eiſenbahn-Papiere dermalen nur zu 
Pari loder wenig darüber) unterzubringen ſind und gute 
vierprozentige Eiſenbahn⸗ Papiere anſehnlich unter Pari ſte⸗ 
hen, während die Staats⸗Schuldſcheine mit 3½ pCt. Zinſen 
ſich noch immer auf „92 pCt. und darüber gehalten ha⸗ 
ben. Wenn aber die Ausführung im Wege der Privat⸗un⸗ 
ternehmung hiernach jedenfalls nur mit ſehr beträchtlichen 
Opfern Seitens des were 2 e ſein würde, 
o drängt ſich insbeſondere die Frage auf: 

5 ob * 125 nicht empfehle, die Berlin⸗Königsberger Eiſen⸗ 
bahn ganz für Rechnung des Staates zur Ausführung 

zu bringen? . 

Schon bei der Berathung der vereinigten ſtändiſchen Aus: 


ſchüſſe haben ſich zahlreiche Stimmen im Allgemeinen dafür 


ü des 
ausgeſprochen, dem Bau der Eiſenbahnen für Rechnung 
Staates überhaupt den Vorzug zu geben. Wenn 15 I 
Anſtand gefunden hat, in dieſer Angelegenheit u jegt in 
für Staatsrechnung einzugehen, ſo kommt was seh 15 
Betracht, daß es ſich nicht mehr darum handelt, 9 x 
Netz auf dieſem Wege zur Ausführung zu Be aß 
vielmehr dieſes Netz bis auf die eine große Bahn nach 
Preußen im Weſentlichen ſchon ins Leben gerufen iſt, 
und daß ſonach es nur darauf ankommt, für dieſe eine 
Bahn zu dem Staatsbau überzugehen, um das Ganze 
zum Abſchluß und zur Vollendung zu bringen. Ueberdies 
tritt gerade bei dieſer Bahn zu den allgemeinen Gründen, 
welche für den Bau auf Staatsrechnung geltend gemacht 
worden, insbeſondere noch die Rückſicht hinzu, daß bei der 
großen preußiſchen Bahn wenigſtens für eine Reihe von 
Jahren vorausſichtlich auf bedeutende Ausfälle zu rechnen 
ſein dürfte, welche bei der Ausführung der Bahn im Wege 
der Privat⸗unternehmung unter Zinsgarantie des Staates 
von dieſem übertragen werden müßten, während bei den 
übrigen unter Zinsgarantie eingeleiteten Eiſenbahn⸗unterneh⸗ 
mungen, mit etwaniger Ausnahme der Poſen⸗Stargarder, 
erhebliche Zuſchüſſe Seitens der Staatskaſſe kaum in Aus⸗ 
ſicht zu nehmen fein mochten. Unter dieſen Umftänden möchte 

erade bei der preußiſchen Bahn es von beſonderer Wichtig⸗ 
eit ſein, das ganze Unternehmen in der Hand des Staates 
zu behalten, deſſen pecuniäres Intereſſe dabei mehr, wie bei 
den anderen Bahnen, im Spiele iſt, wie denn auch deren 
große Bedeutſamkeit für die allgemeine Landes⸗Communica⸗ 
tion und für die allgemeinen politiſchen und militairiſchen 
Intereſſen vorzugsweiſe bei dieſer Bahn es angemeſſen er⸗ 


Königsberg hergeſtellt. 


ſcheinen läßt, die ganze Leitung des Baues, wie des Betrie⸗ 
bes, dem Staate vorzubehalten. 

Soll aber auf dieſem Wege die große Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
bindung von Berlin mit Königsberg und Danzig ins Leben 
gerufen werden, fo laſſen ſich zur Erreichung dieſes Zweckes 
meer Wege bezeichnen. 

Der eiue Weg befteht darin, daß die erforderli⸗ 
chen Geldmittel im Weſentlichen vermittelft riner Anleihe be 
ſchafft werden, deren Verzinſung und ollmälige Amortiſation 
aus dem Eiſenbahn⸗Fond zu bewirken wäre. 

Die Mittel zur Verzinſung dieſer Anleihe werden ſich 
aus dem durch die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 22. No⸗ 
vember 1842 zur Beförderung des Eiſenbahn⸗Baues ausge⸗ 
fegten jährlichen Fond von 2,000,000 Rtlr. 
von welchen nach Abzug des auf 1,107,750 „ 
ſich belaufenden Geſammtbetrages übernom⸗ 


menen Zinsgarantie noch 
disponibel bleiben, entnehmen laſſen. 

Zwar reicht dieſe Summe von 892,250 Rtlr., welche 
bei einem Zinsſatze von 3 Prozent einem Kapitale von 
25,402,857 ½ Kthlr. und bei einem Zinsſatze von 4 Prozent 
einem Kapitale von 22,306,250 Rtlr. entſpricht, nicht aus, 
um die Zinſen des Anlage⸗Kapitals von 32,000,000 Air. 
zu decken, welches ſich für die Preußiſche Bahn in der oben 
zu 3. bezeichneten Richtung von Frankfurt über Küſtrin, 
Drieſen, Schneidemühl u. fi w. nach Dirſchau und von dort 
einerſeits nach Danzig, andererſeits nach Königsberg als er⸗ 
forderlich ergiebt. Es läßt jedoch der beabſichtigte Zweck im 
Weſentlichen auch ſchon durch vorläufige Beſchränkung des 
Projekts in der Art, daß der Bau der Strecke von Frank⸗ 
furt über Küſtrin bis in die Gegend von Drieſen, woſelbſt 
die preußiſche Linie von der Stargard⸗Poſener Bahn gekreuzt 
wird, vorerſt nech ausgeſetzt bleibt und zunächſt nur von 
dem Kreuzpunkte ab über Dirſchau nach Danzig und Königs⸗ 
berg gebaut wird, ſich erreichen. 


Auf dieſe Weiſe wird nämlich mittelſt der 22 Meilen 
langen Bahn von Berlin über Stettin nach Stargard und 
der 113 Meilen langen Stargard ⸗Poſener Eiſenbahnſtrecken 
von Stargard nach dem Kreuzpunkte bei Drieſen, an welche 
ſich daſelbſt die Bahn nach Dirſchau u. f. w. anſchließt, eine 
zuſammenhängende Verbindung von Berlin nach Danzig und 
Da die Bahn von Berlin über 
Frankfurt, Küſtrin und Landsberg nach dem Kreuzpunkte bei 
Driefen eine Länge von 28, Meilen haben würde, während 
die Richtung über Stettin nach dem Kreuzpunkte 33, Mei⸗ 
len lang ift, fo beträgt der Umweg nur 5, Meilen. Die 
ganze Eiſenbahn⸗ Verbindung von Berlin nach Königsberg 
erhält dabei eine Länge von 91 Meilen, diejenige von Berlin 
nach Danzig eine Länge von 74,3 Meilen, während die Ent⸗ 
fernung von Berlin über Frankfurt und Küſtrin nach Kö⸗ 
nigsberg und Danzig reſp. 85, und 68,3 Meilen betragen 
würde. Ferner wird auch die Verbindung von Berlin nach 
Poſen, welche in der Richtung über Frankfurt, Küſtrin und 
Driefen 39,35 Meilen betragen würde, ſchon durch die Star⸗ 
gard⸗Poſener Bahn zu Stande gebracht, und zwar auf ei⸗ 
nem nur um 6, Meilen längeren Wege, da die Richtung 
von Berlin über Stettin und Stargard nach Poſen 45 Mei⸗ 
len lang iſt. Der Bau der vorläufig ausgeſetzten Bahn von 
Frankfurt über Küſtrin nach dem Kreuzpunkte bei Driefen, 
durch welchen die Verbindungen von Berlin mit Danzig, 
Königsberg und Poſen um 55 Meilen abgekürzt würden 
und auch die Stadt Frankfurt mit denſelben in Verbindung 
kommen würde, wird dabei einer geeigneten Zeit vorbehal⸗ 
ten bleiben können. 1 


Die Koften der Eiſenbahn von dem Kreuzpunkte bei 
Driefen nach Danzig und nach Königsberg berechnen ſich, 
einſchließlich derjenigen für die Brückenbauten bei Dirſchau 
und Marienburg, auf 26,590,000 Rtlr. Die von dem Fond 
der 2,000,000 Rtlr. jährlich noch disponibel bleibenden 892,250 
Rtlr. bieten die Mittel dar, um bei einem Zinsſatze von 
3 ½ Prozent ein Kapital von 25,492,857 ½ Rtlr., bei einem 
Zinsſatze von 4 Prozent ein Kapital von 22,306,250 Rtlr. 
zu verzinſen. Wird, der Sicherheit wegen, der letztere Zins⸗ 
ſatz in Ausſicht genommen, ſo bleiben von den obigen 

20,500 000 Rtlr. 


892,250 Rtlr. 


nach Abzug dieſer 22,306,250 % 
noche „ „ 
zu decken. Nach den Eingangs dargelegten Grundlagen für 
die Betheiligung und Unterſtützung des Staates bei der 
Ausführung der großen Eiſenbahn⸗Linien iſt im Allgemeinen 
davon ausgegangen werben, daß der Staat aus dem Eiſen⸗ 
bahn⸗Kapital⸗Fond ein Siebentel des Anlage⸗Kapitals her⸗ 
ebe; dieſes Siebentel berechnet ſich von den obigen 
„590000 Rtlr. aun 3,798,571% Rtlr. 
ſo daß der obenerwähnte noch zu deckende 
Betrag von 4,283,750 „ 


— — 
daſſelbe nur um . 485,178 % Mile. 

überſchreitet. Sollte dieſer Mehrbetrag nicht etwa durch 

Ermäßigung des Koſtenbedarfs bei der ſpeziellen Veranſchla⸗ 

gung oder bei der Ausführung ausgeglichen werden, ſo wird 
der Eiſenbahn⸗Fond im Stande fein, den vollen Betrag von 

4,283,750 Rtlr. zu decken. Wie oben bemerkt, hat namlich 

der Eiſenbahn⸗Kapital⸗Fond am 1. Januar 1847 einen Be⸗ 

fand von 4,440,250 Nil. 
zu welchem noch die auf die Brückenbau⸗ . 3 

ten ꝛc. bei Dirſchau und Marienburg und 
auf den Eiſenbahnbau zwiſchen Marienburg, 
Elbing und Braunsberg bereits verwendeten 


hinzuzurechnen ſind, da ſolche entweder aus 

dem für die Preußiſche Bahn zu beſchaffen⸗ 

den Kapitale zu erſtatten, oder auf den aus 

dem Eiſenbahn⸗Fonds zu teiftenben dulce 

anzurechnen ſein werden; dies ergiebt einen 

Kapital⸗Betrag von „ „ . . 5,353,250 
Die vom 1. Januar 1847 ab noch zu 

leiſtenden Kapital » Einſchüſſe auf die vom 

Staate bei den verſchiedenen Eiſenbahn⸗ un⸗ 

ternehmungen übernommenen Aktien betragen, 

wie oben nachgewieſen 1,472,000 Rtlr. 

mit Hinzurechnung der „ 4,283,750 

für die preußiſche Bahn ſtellt 

ſich der Geſammt⸗Betrag der 

aus dem Eiſenbahn⸗ Fonds 

zu gewährenden Zuſchüſſe 


uff 


Es fehlen daher nur 0 ae 
welche aus dem laufenden Giſenbahn⸗Fandteten 0 
Derſelbe beträgt für 1847, wie oben angegeben, 7 


913,000 Rtir. 


5708,70 = 
BEE a erg 
402,500 Rt 


Rthl., und da in dem laufenden Jahre im ungünſtigſten Falle 
in Folge der Zinsgarantie nur die bei der te 
Eifenbahn mit:: 000 . 
und bnd der Rheiniſchen Eiſenbahn mit 43,750 
zuſammen mit 127,750 Ktlr. 
garantirten Zinſen der Staatskaſſe zur Laſt fallen können, 
indem von den unter Zinsgarantie gebauten Eiſenbahnen erſt 
dieſe beiden Bahnen vollftändig im Betriebe find, fo) würden 
chon im laufenden Jahre die Mittel zur Deckung jener 
402,500 Rthl. ſich jedenfalls disponibel ſtellen. 

Es erſcheint hiernach der Bau der Preußiſchen Eiſenbahn 
von dem Kreuzpunkte bei Drieſen ab über Dirſchau nach Rö⸗ 
nigsberg und nach Danzig vollſtändig geſichert, wenn behufs 
deren Ausführung für Rechnung des Staates 1 

zu einer Staats⸗Anleihe, deren Zinſen durch den bei dem 

Eiſenbahn⸗Fonds disponiblen Betrag von 892,250 Rthlr. 

gedeckt werden, . g 
geſchritten wird. Die allmälige Tilgung der Anleihe wird, 
wenn auch die Bahn ſelbſt die Mittel dazu nicht aufbringen 
ſollte, ſich aus den Erſparniſſen bewerkſtelligen laſſen, welche 
bei dem laufenden Eiſenbahn⸗Fonds mit Sicherheit zu erwar⸗ 
ten find, da die in Folge der Zinsgarantie möglicherweiſe zu 
leiſtenden Zuſchüſſe vorausſichtlich niemals zum vollen Betrage 
nöthig fein, die wirklichen Zuſchüſſe vielmehr jedenfalls ſehr 
beträchtlich hinter dem Nominal⸗Betrage von 1,107,750 Ril. 
zurückbleiben werden. e . : 

Durch diefe Erſparniſſe würde dann auch, wenn in obi- 
ger Art die Fonds zu dem Bau der Preußiſchen Bahn im 
Wege der Anleihe, unter Zutritt des Eiſenbahn⸗Kapital⸗Fonds, 
beſchafft werden, ein ſehr erwünſchtes Mittel dargeboten wer⸗ 
den, um anderen Eiſenbahn⸗unternehmungen, deren Ausfüh⸗ 
rung im allgemeinen Intereſſe von Wichtigkeit iſt, zu Hülfe 
zu kommen. 

Dahin gehört insbeſondere die oben zu 5 erwähnte Bahn 
von Poſen nach Breslau, im Anſchluß an die Stettin⸗Star⸗ 
gard⸗Poſener Eiſenbahn, welche den zweiten Theil der in 
Ausſicht genommenen Verbindung zwiſchen der Preußiſchen 
Bahn und der durch Schleſien führenden Linie bildet. 

Desgleichen die oben zu 2 bereits bezeichnete Bahn von 
der kurheſſiſchen Grenze über Paderborn, Lippſtadt, Soeſt 
nach Hamm, zum Anſchluß an die Köln-Mindener und die 
Münſter⸗Hamm'er Bahn, welche die Verbindung der Rhein⸗ 
Provinz und der Provinz Weſtphalen mit Kaſſel, Frank⸗ 
furt a. M. und der Thüringiſchen Eiſenbahn herſtellt. 

Sodann kommt auch die projektirte Fortſetzung der Bahn 
von Münſter nach der hannoverſchen Grenze zum Anſchluß 
an die von Emden her dorthin zu bauenden Bahn, in Ver⸗ 
bindung mit einer Bahn, welche ſich an der holländiſchen 
Grenze an die Ober⸗Yßelſche Bahn anſchlöſſe und durch die 
hannoverſche Grafſchaft Bentheim über Rheine, Ibbenbühren 
und Osnabrück nach Loehne zur Köln «Mindener Bahn zu 
führen wäre, in Betracht, ein unternehmen, welches wegen 
der Verbindung mit Emden an der Nordſee und wegen der 
Rückſicht, daß die Verbindun zwiſchen Osnabrück und Hol⸗ 
land mit umgehung des dieſſtitigen Gebietes im Werke iſt, 
die Beförderung und unterſtützung des Staates zu verdienen 

eint. 

o Ferner darf auch die etwa 4 Meilen lange Bahn, welche 

über Saarbrücken die Verbindung zwiſchen der Pfälziſchen 

Ludwigsbahn, von Ludwigshafen (bei Mannheim) nach Ber: 

bach und der franzöſiſchen Bahn über Metz nach Paris her⸗ 

ſtellen ſoll, nicht unberückſichtigt bleiben. Sie iſt einestheils 
inſofern von Wichtigkeit, als es im dieſſeitigen Intereſſe liegt, 
jene Verbindung nicht mit umgehung des preußiſchen Gebie⸗ 
tes im Auslande hergeſtellt zu ſehenz anderntheils iſt dieſelbe 
für den Kohlen⸗Bergbau und den Kohlen-Abſatz der dortigen 
Gegend von der größten Bedeutung. Das fiskaliſche Intereſſe 
der Bergverwaltung ſowohl als die Rückſicht, daß der Bau 
der pfälziſchen Ludwigsbahn ſchon in der Ausführung weit 
vorgeſchritten iſt, läßt es dringend erſcheinen, möglichſt bald 
zur Ausführung zu ſchreiten, und es dürfte für den Fall, 
daß die ſchwebenden Verhandlungen 1 5 Herſtellung der 

Bahn durch eine Privat ⸗Geſellſchaft mit Betheiligung des 

Staates nunmehr nicht bald zum Ziele führen, für gerecht⸗ 

fertigt zu erachten ſein, auch dieſe Bahn für Rechnung des 

Staates zur Ausführung zu bringen. Ueberdies macht eines⸗ 

theils die Wahrnehmung der in Betracht kommenden mili⸗ 

täriſchen Intereſſen, anderentheils der Umſtand, daß die In: 

tereſſen der Bergverwaltung und des Eiſenbahn-Unterneh⸗ 
mens mannigfach in einander greifen und unzertrennlich ſind, 
es in mehrfacher Hinſicht wünſchenswerth, dieſes Eiſenbahn⸗ 

Unternehmen ſeitens des Staates in Bau und Betrieb zu 

nehmen. ’ 

5 Endlich würde auch im Laufe der Zeit dem vorläufig 

ausgeſetzten Bau der Bahn von Frankfurt über Küſtrin nach 

dem Kreuzpunkte bei Drieſen oder dem Bau einer direkt von 

Berlin ausgehenden Bahn über Küſtrin dorthin näher getre⸗ 

ten werden können, um den mit der Richtung über Stettin 

verbundenen Umweg für den Verkehr nach Preußen und 

Poſen zu ee wenn das Bedürſniß hierzu ſich heraus⸗ 

ſtellen, und das Hinzutreten des Staats ſich als nothwendig 

ergeben möchte. 

Für alle dieſe Bahnen werden ſich nach und nach aus 
den Erſparnſſſen des laufenden Eiſenbahn⸗Fonds die Mittel 
zur wirkſamen Unterſtützung namentlich in der Art, daß ein 
namhafter Theil des Anlage⸗Kapitals unter Einräumung der 
Priorität für die Zinſen der Privat⸗Aktien übernommen wird, 
disponibel machen laſſen, und es möchte ſich dabei auch als 
thunlich ergeben, nach Umftänden ſelbſt bei diefer oder jener 
Bahn zur Ausführung des Baues von Seiten des Staates 
zu ſchreiten. Jene Erſparniſſe würden ſich insbeſondere für 
die erſten zehn Jahre, unter Berückſichtigung des Betrages, 
um welchen der laufende Eiſenbahn⸗Fonds durch Vermehrung 

der Ueberſchüſſe aus der Salzdebits⸗ Verwaltung ſich allmä: 
lig erhöht, und welcher nach den bisherigen Erfahrun⸗ 
gen im Durchſchnſtt auf mindeſtens 50,000, Rthlr. jähr 
lich anzunehmen iſt, von 1847 bis 1856 einschließlich, 

— bis wohin der Bau der Preußiſchen Eiſenbahn zur 
Ausführung zu bringen fein würde — nach Wahrſcheinlich⸗ 
keits⸗Annahmen, wie folgt, ſtellen: 

1, Aus dem laufenden Eifenbahn: Bond für 1847 zum 
Betrage von 1,205,200 Ntir. werden vorausſichtlich in Folge 
der Zinsgarantie überhaupt keine Zuſchüſſe zu leiſten ſein. 
Da auch eine Anleihe für die Preußſſche Bahn im laufenden 
Jahre noch nicht erforderlich ſein wird, ſo bleibt jener Be⸗ 
trag in runder Summe von 1,200,000 Rtlx. 
für 1847 für andere Zwecke disponibel. 

2. Da im Jahre 1847 auch die Köln⸗ 

Mindener Eiſenbahn, ſo wie die Niederſchle⸗ 

ſiſch⸗Märkiſche mit der Abzweigung nach Gör- 

lit, vollſtändig in Betrieb kommen wird, fo 
tritt mit dem Jahre 1848 der Zeitpunkt ein, 
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von wo ab in Folge der Zinsgarantte des 
Staates auch bei dieſen Bahnen ein Zuſchuß 
in age kommen kann. Die garantirenden 
Actien⸗Kapitalien für die eben gedachten bei⸗ 
den Bahnen und für die Oberſchleſiſche Ei⸗ 
ſenbahn betragen zuſammen 25,400,000 Rtl. 
Wenn gleich es nicht für wahrſcheinlich zu 
erachten ift, daß für die eine oder die andere 
dieſer Bahnen ein namhafter Zuſchuß zu lei⸗ 
ſten wäre, ſo möge doch der Sicherheit we⸗ 
gen ein Zuſchuß von 1 Prozent des garan⸗ 
titten Kapitalbetrages, alſo von 954,000 Rtl. 
oder rund 250,000 Rtlr., jährlich in R. 
nung gebracht werden. Für die Rheiniſche 
Bahn iſt die Nothwendigkeit eines Zuſchuſſes 
zu den Zinſen der garantirenden Anleihe von 
1,250,000 Rtlr. überhaupt nicht anzuneh⸗ 
men, da dieſer Anleihe nur eine frühere 
Aproz. Anleihe von 2,500,000 Rtlr., mit % 
Prozent zur Amortiſation, vorgeht. 
Außer obigen 250,000 Rtir. kommt die⸗ 
jenige Summe in Betracht, welche für die 
Zinſen der Anleihe für die Preußiſche Bahn 
nöthig iſt. Da die Fonds nur nach und nach 
bis zu Ende 1856 zu verwenden find, fo 
werden die für deren Verzinſung in Ausſicht 
genommenen 892,250 Rtlr. auch erſt nach 
und nach wirklich für dieſen Zweck erforder⸗ 
lich; nimmt man an, daß die Verwendung 
bis zu jenem Zeitpunkt in 9 Raten erfolge, 1 
ſo wird für 1848 dafür ½ jenes Betrages, 
in runder Summe von 100,000 Relr., erfor⸗ 
derlich, wozu dann in jedem folgenden Jahr 
100,000 Rtlr. mehr hinzutreten. — Voraus⸗ 
geſetzt, daß der laufende Eifenbahn = Kond, 
wie oben bemerkt, jährlich im Durchſchnitt 
um 50,000 Rtlr. ſich erhöht, alſo für 1848 


mit „„ „ 1, 0,000 Re, 1 
ausgebracht wird, ſo gehen 
davon ab: 


a) 250,000 tir. 
») 100,000 „ 


350,000 


und für 1848 bleiben disponibel . , . - 
3. Wenn im Jahre 1848 die Stargard: 
Poſener Bahn eröffnet wird, jo kann vom 
Jahre 1849 ab der Fall eintreten, daß in 
Folge der Zinsgarantie ein Zuſchuß dafür zu 
leiſten wäre. Nimmt man der Sicherheit 
wegen einen ſolchen Zuſchuß von 2 Prozent 
des garantirten Actienkapitals von 5,000,000 
Rtlr. mit 100,000 Rtlr. jährlich in Ausſicht, 
fo treten den oben zu 2. a) und b) berech⸗ 
neten 350,000 Re, 
hinzu e) die eben gedachten 100,000 
und d) anderweite . 100, 


für die Preußiſche Bahn. Nach 


Abzug dieſer +0. 550,000 Rtlr. 
bleiben von dem für 1849 an⸗ 
zunehmenden Betrage des Ei⸗ 


ſenbahnfonds von 1,300,000 


für 1849 disponi bel 

Zu den in Abzug zu bringenden 550,000 

Rtlr. treten jährlich für die Preußiſche Bahn 

100,000 Rtlr. mehr hinzu, während ande⸗ 

rerſeits der Eiſenbahnfond ſich jährlich um 

50,000 Relr. erhöht, fo daß der Beſtand ſich 
berechnet: 

4. für 1850 auf 

5, für 1851 auf 

6. für 1852 auf 

7. für 1853 auf 

S. für 1854 auf 

9. füt 18583 auff 

10. für 1856 kommt die letzte Rate der 

für die Preußiſche Bahn beſtimmten 

892,000 Rtlr. mit 92,250 Rtlr. oder 

rund 90,000 Rtlr. mehr in Abzug, 

ſo daß noch disponibel bleiben 

Bis zum Schluſſe des Jahres 1856 iſt alſo 

aus den Erſparniſſen des laufenden Eiſen⸗ 

bahnfonds ein für andere Zwecke disponibler 


Betrag vonn 6,710,000 Rtir. 
zu erwarten, zu welchem noch alles dasjenige hinzutritt, was 
von der unter 2. bis 10. für die Zinszuſchüſſe angeſetzten 
Summe von reſp. 250,000 Rtlr. oder 350,000 Rtlr. in der 
Wirklichkeit nicht gebraucht wird. 

Von 1857 ab werden dann ferner noch wenigſtens die 
zuletzt berechneten 410,000 Rtlr. jährlich zur Dispoſition 
verbleiben. 

Es darf hiernach insbeſondere auch mit Sicherheit dar⸗ 
auf gerechnet werden, daß der laufende Eiſenbahnfond die 
Mittel bieten werde, um etwaige Ueberſchreitungen des zu 
der Preußiſchen Bahn angenommenen Anlagekapitals von 
20,590,000 Thlr. zu decken und die allmälige Amortiſation 
der Anleihe zu bewerkſtelligen. 

Sollte der Zuſtand des Staatshaushalts es geſtatten, den 
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900,000 Rtlr. 
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laufenden Eiſenbahnfond noch früher, als dies nach der obi⸗ 


gen Wahrſcheinlichkeits⸗ Berechnung durch die jährliche Zur 
nahme der Ueberſchüſſe aus der Salzdebits⸗Verwaltung er⸗ 
folgen dürfte, mit dem vollen Betrage von 2 Millionen Tha⸗ 
lern auf den Etat zu bringen, ſo würden die Mittel zur 
Verzinſung und Tilgung der Anleihe, ſo wie zur Förderung 
und Unterſtützung anderer Eiſenbahn⸗ Unternehmungen, noch 
in beträchtlicherem Maße zur Verfügung ſtehen. 

Wird der eben bezeichnete Weg gewählt, ſo kann der 
Bau der Eiſenbahn ſchon in den nächſten Jahren kräftig in 
Angriff genommen und in zweckentſprechender Friſt ſpäteſtens 
gleichzeitig mit dem Bau der Brücken über die Weich⸗ 
ſel und Nogat, wahrſcheinlich aber noch eher, zum Ziel ge⸗ 
führt werden. 

B. Der zweite Weg wäre eine allmälige langſame 
Ausführung nach Maßgabe der dazu disponiblen Mittel des 
Eiſenbahnfonds und etwaiger ſonſtiger, aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen der Staatskaſſe disponibel zu ſtellender Fonds. 
Man würde in dieſem Falle vielleicht auch von künftigen 
günstigeren Geld⸗Konjunkturen Gebrauch machen können, um 
die Fortſetzung und Vollendung des Werkes im Wege der Privat⸗ 
Unternehmung herbeizuführen. Was die aus den Mitteln 


des Staats zu beſchaffenden Fonds betrifft, ſo kann bei den 


Hochin 


I wacht werden, fo, daß zunächſt nur die 


= 


mannigfachen Anſprüchen, die an die Staatskaſſe gemacht 
werden, auf anderweite Zuſchüſſe keine Je Rechnung ge 
ittel des Ei n 
Fonds in Betracht kommen können. Der 8 
wie oben dreits erwähnt worden, auf die bei der Köln⸗ 
Mindener, der Bergiſch⸗Märkiſchen und der Stargard⸗Poſe⸗ 
ner Eiſenbahn übernommene Kapital⸗Betheiligung noch 
a zu leiſten „ *?᷑—ͤ „ e A 1,472,000 Rthl. 
die Koſten der Eiſenbahn von dem Kreuz⸗ ; : 
punkte bei Driefen ab betragen . 26,590,000 


fo daß ſich eine Kapital⸗Ausgabe von 28,062,000 Nthf. 
ergiebt. Zur Deckung dieſer Summe iſtt 

an Kapital zunächſt nur der Effektenbeſtand j 
des Eiſenbahn⸗Fonds mit 4,440,250 


disponibel, fo daß alſo noch. 23,621,750 Nthl. 
zu decken blieben. Dieſe müßten durch den lau fenden & 
ſenbahn⸗Fonds beftritten werden. Unter der oben gedachten 
Vorausſetzung, daß dieſer für 1847 mit 1,205,200 Rthl. 
ausgebrachte Fonds ſich im Durchſchnitt um 50,000 Rthl. 
jährlich erhöht, in den nächſten 16 Jahren alſo durch⸗ 
ſchnittlich 1,600,000 Rthl. und don 1804 ab 2,000,000 
Rthl. jährlich einträgt, fo wie, daß die angenommene Summe 
von 350,000 Rthl. jährlich für die übernommenen Zins⸗Ga⸗ 
rantien ausreicht, würde der Fonds erſt in ungefähr 18%, 
Jahren die Mittel zur Deckung der noch zu beſtreitenden 
Summe von 23,621,750 Rthl. darbieten. 

Bei der Wahl dieſes Weges würde mithin die Vollen⸗ 
dung der ſowohl für die zunachſt betheiligten Provinzen als 
für die allgemeinen Landes⸗Intereſſen fo wichtigen Eiſenbahn⸗ 
Verbindung nach Königsberg einer ziemlich fernen Zeit vor⸗ 
behalten bleiben müſſen, außerdem aber der große Uebelſtand 
daraus erwachſen, daß alle Mittel des Eiſenbahn⸗Fonds allein 
für dieſes Unternehmen in Anſpruch zu nehmen wären. Für 
andere Bahnen, namentlich die oben bereits genannte Bahn 
von Poſen nach Breslau, die Köln⸗Minden⸗Thüringer Ver⸗ 
bindungsbahn, die Saarbrücker und die im Regierungs⸗Be⸗ 
zirk Münſter projektirten Anſchluß⸗Bahnen, würde, wenn 
man die Zeit der Vollendung der preußiſchen Oſtbahn nicht 
— mehr hinausſchieben wollte, nichts Erhebliches übrig 

eiben. 

Aus dieſen Rückſichteu erſcheint der zuerſt entwickelte 
Vorſchlag, die zum Bau der Eiſenbahn nach der Provinz 
Preußen erforderlichen Geldmittel in der angegebenen 150 


I 


durch eine Staats⸗Anleihe zu beſchaffen, um fo mehr als de 
empfehlenswertheſte, als die vorgeſchlagene Beſchaffung dr 
Geldmittel ohne eine Vermehrung der Steuerlaſt und ohne 
anderweite Belaſtung der Staatskaſſe blos durch eine 
eine mäßige Reihe von Jahren vorzunehmende Umſetzung ei⸗ 
ner ſchon vorhandenen Rente in Kapital erfolgen und da⸗ 
durch, außer andern ſehr erheblichen Vortheilen, die Mög⸗ 
lichkeit gegeben würde, die Eiſenbahn ſpäteſtens in 9 ftatt 
in 18 Jahren fertig zu ſtellen., 2 
Berlin, im März 1847, von Düesberg. 


Berlin, 18. April. Se. Majeftät der König ha⸗ 
ben Allergnädigſt geruht: Dem Regiments⸗Arzte a. D., 
Dr. Frantz, den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; ſo 
wie dem Feſtungs⸗Bauſchreiber a. D., Bader, in 
Pillau, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; und 
den Kammergerichts⸗Aſſeſſor v. Reuß zu Trzemeßno 
zum Lande und Stadtgerichts-Rath bei dem Land⸗ und 
Stadtgerichte zu Poſen zu ernennen. 

Se. königl. Hoheit der Prinz Friedrich Karl 
nach Bonn abgereiſt. 

Das dem Kaufmann E. W. Ulmann in Berl 
unter dem 25. Februar 1846 ertheilte Einführun 
Patent auf eine für neu und elgenthümlich eracht 
Methode, eiſerne Stäbe mit einander zu Achſen, W 
len und dergleichen zu verbinden, iſt erloſchen. 8 

Abgereiſt: Se. Excellenz der Genkral⸗Lieutenal 
und kommandlrende General des Iten Armee ⸗ Cotph 
v. Weyrach, nach Frankfurt a. O. u 

Berlin, 17, April. Die bereits auf vorigen Son 
abend angeſetzt geweſene und des ſchlechten Wetters m 
gen abbeſtellte Parade der hier garnifonivenden Garde 
Kavallerie-Regimenter fand heute früh um 9 Uhr, pi 
leider wiederum ungünſtiger Witterung, auf dem Pla 
zwiſchen dem königl. Schloſſe und dem Luſtgarten all 
Die Aufftellung war dle gewöhnliche im Haken; 
Truppen beſtanden aus: der 3. Escadron Garde F 
Corps, dem Garde⸗Küraſſier⸗, dem Garde: Dragon 
dem 2. Garde⸗Ulanen⸗(Landwehr-) Regiment und 
Lehr⸗Escadron, kommandirt durch den General: Mail 
Grafen von Walderſee, Commandeur der 2. Galt 
Kavallerie = Brigade, — Um 9 Uhr erſchien Se. 2 
jeſtät der König, in der Uniform des Garde⸗Küraſſh 
Regiments, umgeben von den königlichen Prinzen 
gefolgt von einer zahlreichen Suite. Se. Majeſtät 
ſichtigten die Truppen, während dieſe präſentirten, 
ließen ſolche dann in Zügen einmal vorbeimarſchſh 

(Aug. Pr. 3) 
>< Berlin, 16. April. Die geſtrige zwelte uf 
nar⸗Sitzung des vereinigten Landtages — welche ſich g 
die Adreſſe bezog, hat von 10 Uhr Morgens bis % 
Nachmittags gedauert, wo die Erſchöpfung einige’ 
glieder auf Vertagung anzutragen nöthigte. DW 
tige dritte Sitzung wird entfcheiden müſſen, in wild 
die Abſtimmung über die Amendements erfolgen een 
und man zugleich mit der Adreſſe zu Ende du ele 
hofft. Referent der Adreßkommiſſion iſt Hert Bun ihr 
von Beckerath, Depulirter von Crefeld. — Der ei hie! 
Geſandte, Herr v. Meyendorff, iſt prögtich van hoe 
nach Warſchau abgereiſt, woſelbſt er, wie men 
den Kaiſer erwarten oder ſchon antreffen fol. 
für die militäriſchen Angelegenheiten beton wor 


tal von Manfuroff iſt kürzlich von hier 1 5 


(Fortſetzung in der Beilage.) 
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Erſte Beilage zu W. 91 der Breslauer Zeitung. 


Dinstag den 20. April 1847. 


(Bortfegung.) erwähnten Ausſprüche der Bundesverſammlung werben | der dänifchen Regierung übereinftimmt. Das Auffallende 


den, ohne daß feine Stelle dis jetzt wieder beſetzt wäre. ausſchließend gegen die Schriften, nie gegen die an der Sache iſt nur dies, daß man in Kopenhagen 
Da man immer beſtimmter vernimmt, daß der Graf | Perf onen gerichtet. In Verbindung damit und in auf den am 19. Januar eingereichten Antrag erſt jetzt 
von Breſſon, der ſich bekanntlich früher bier befand Beziehung darauf disponirt Artikel XIII. des Cenſur⸗ geantwortet, d. h. daß man drei Monate gebraucht hat, 
und ſpater nach Madrid geſchickt ward, nunmehr zum | Edikts vom 18. Oktober 1819: Der Buchdrucker und um du finden, daß die Eingabe der Ritterſchaft „mit 
franzöſiſchen Geſandten in Petersburg defignirt fi, ſo Verleger, welcher die in gegenwättigem Geſetze beſlimmte Rückſicht auf deren Faſſung und Inhalt zur Ertheilung 
enihält man ſich unſchwer der Hypotheſe, 4s müſſe der Vorſchrift befolgt und die Genehmigung zum Atdrud | einer allerhöchſten Refolution auf dieſelbe nicht geeignet 
Sendung dieſes ausgeztichneiſten franzöſiſchen Diwoma⸗ einer Schrift erhalten hat, wird von aller ferneren Ver⸗ ſei.“ Ftüter war, wie wir jetzt aus guter Quelle er⸗ 
ten wohl ein beſonderer Zweck zum Grunde liegen. antwortlichkeit wegen ihtes Inhalts völlig frei. Dem ſa ten beadſichigt worden, eine ewas med auf die 
Vielleicht iſt man nicht auf falſcher Fährte, wenn man Berfaffer kann in keinem Falle eine gleichmäßige voll⸗ Wünſche des Landes eingehende Antwort der Ritterſchaft 
dieſen Zweck in einer durch das bekannte Rentengeſchäft ſtändige Befreiung von Verantwortlichkeit zu Statten du erteilen. Es war die Adſicht geweſen, die von der 
angebrachten Beſtrebung zu finden glaubt. — Als Ku⸗ kommen, fondern, wenn es ſich finden ſellte, daß Ritterſchaft beantragte Entwicklung unſeret ſtändiſchen 
rloſum möge mitgetheilt werden, daß die fo viel beſpro⸗ | er des Cenſors Aufmerkſamkeit zu hintergehen 6. B. Verfaſſung in der Weiſe anzubahnen, daß aus den 
chene neue Nachtigallenſteuer der Stadt Berlin doch durch eingeſtreute ſtrafwürdige Anſpielungen oder Zwei⸗ ſämmtlichen vier (den beiden deutschen und den deiden 
250 Thlr. eingebracht hat, woraus zugleich herveraeht. deutiakelten, deren brabſichtigter Sinn dem Eenſor ver⸗ däniſchen) Ständeverſommiungen gemeinſame kändiſche 
daß hierſelbſt im Ganzen 10 Nachligallen in Käfigen bor zen bleiben konnte) oder ſonſt durch unzuläſ⸗ Ausſchüſſe gebildet werden ſollten, welche vorläufig bes 
gehalten werden. a ſige Mittel die Erlaubniß zum Druck zu er⸗ ſtimmt waren, in Kopenhagen zuſammenzutetten, um 
ſchleichen gewußt habe, ſo bleibt et deshalb, be⸗ eine gewiſſe Ausgleichung hinſichtlich der wichtigſten Dif⸗ 
+ Berlin, 17. April. Die Rothwendigkelt des Baues fon ders bel einzelnen, in 2 9 Werke vor⸗ 9 zwiſchen den deutſchen und däniſchen Staals⸗ 
di 5 3 im- kommenden unerlaubten Stellen nach wie vor verant: | theilen herbeizuführen, denen ſodann aber auch, nament⸗ 
5 egane für den vereinigten Landtag flellt > 11 worilih c. Am 14. Juni 1832 vereinigte ſich die lich in den finanziellen Angelegenheiten einige weiter ge⸗ 
entſchiedener heraus, da die mangelhafte Akuſli Bundes berſammlung über folgende Erklärung und Er: hende Befugniſſe, als fie dis itzt den Ständeverſamm⸗ 
dis weißen Saales im königlichen Sqhloſſe ſich als fehr (äuterung des obigen 97 des Beſchluſſes vom 20. Sep- lungen zuftehen, fellten eingeräumt werden. — Es wird 
ungünftig für große parlamentariſche Verhandlungen in tember 1819: „daß der § 7, Adſatz 2 des Bundsstage: | fih nun fragen, welche weiteren Schritte die Ritterſchaft 
dieſem Saale erweiſ't. Für einen roßen Theil der Ab⸗ Beſchluſſes vom 20. September 1819 nicht in dem tdun wird, um ihre wohlbe gründeten Forderungen zur 
eat. 0 i Sinne genommen werden könne, daß die dort genann⸗ Anerkennung zu bringen. Schen im Januar d. 3 
geordneten ift eine anftserigende Auſmeikſamkeit erſorder⸗ ten Verfaſſer, Herausgeber oder Verleger, wenn ſie den als das Plenum der Ritterſchaft in Kiel verſammelt 
— um den Verhandlungen nur Folgen zu können. Vorſchriften dieſes Beſchluſſes gemäß gehandelt haben, . n 2 ce Bund — 1 
in Uebel f ür die von ihnen verfaßten, erausgegebenen oder ver⸗ des Be werde ede geweſen; damals aber gewann 
. shi welcher durch die Lage des en — Ws S ri 18 7 die Angelnen Bun⸗ die Anſicht die Oberdand, daß man ſich vorher noch mit 
fand, etebteften Straßen der Hauptſta [ desſtaaten, von aller weiteren Verantwortung ent⸗ einer Vorſteung an den König wenden müſſe. Jetzt 
„ iſt allerdings bereits gepoten worden. indem für] zunden ſeien; daß es vielmehr eine ſeldſtverſtandene] wird ſich, wie wir hören, die ſoitwährende Deputation 
die Zeit der Sitzungen der Stände den vielen Fuhrwer⸗ Sache ſei, daß in dieſer Beziehung die Anwendung | von Prälaten und Rüterſchaft in den nächſten Tagen 
ten aller Art andere Verbindungswege durch polizeiliche | det Landesgeſetze auf die durch die Preſſe degan⸗ in Kiel verſammeln, um die weiteten Beſchlüſſe eee 
Verordnung angewieſen worden find. Der deregte Uidel⸗ | genen Verbrechen oder Vergehen durch die Bundesgefege | bereiten. — Seit mehreren Monaten war der Juſt ge 
ſtand war in den erſten Si 7 Art, daß, wi keinerlei Beſchränkung unterworfen ſeien.“ — iefe | Rath Laſſen in Hadersleben beſchäftigt, im nördlichen 
> NL kungen der Art, „wie Deklaration iR bisher für Preußen nicht ordentlich pu-] Schleswig eine idm aufgetragene Unterſuchung gegen 
wir von einem Mitgliede der Herrenkurie verſichern hör⸗blizirt geweſen. Im Allgemeinen durfte der Schriftſtel⸗[die Urheber und Verdrelter verſchiedener kleiner in däniſcher 
ten, der Fall ſich ereignete, daß ein Mitglied der ge⸗ 5 re nr eh mit 8 ia 2 138 nn 2 Saen über die Erbfolgefrage zu 
4 8 6 Pie ngiger Genehmigun er Landesbehörde führen. In dieſen riften war das Recht der Her⸗ 
nannten Kurie bei der Abſtimmung, wegen Miß verſtäͤnd⸗ —— . Bundesstaates (alſo mit er⸗ zogthümer in . Wale entwickelt, 95 es 8 
niſſes, feine Stimme für die gerade entgegengefebte Meis | Jangter Cenſut⸗Erlaubniß) zum Oruck befördert | offenbar die Apſicht gewefen, durch dieſelben auf die 
nung abgab. — Das in der letzten Z elt hier ſtattge⸗ und die Aufmerkſamkeit des Genfors nachweislich weder däniſch ſprechende ländliche Bevölkerung des nördlichen 
habte bedeutende Steigen der Getreidepreiſe dürfte ge⸗ hintergangen noch die Erlaubniß durch ſonſt unzuläffige | Schleswig einzuwirken. Der Kammerherr von Scheel 
agnet fein, die Aufmirkſamkeit der Behörden auf die⸗ Mittel erſchlichen hatte, für befreit von jeder weiteren] hatte die Meinung gefaßt, daß der Herzog von Augu⸗ 
9 „ R Verantwortlichkeit erachtet werden. Insbeſondere hat] ſtenburg bei der Adſaſſung und Verbreitung dieſer Schrif⸗ 
ſen Gegenſtand in höherm Grade hinzulenken. „Der | das Breslauer Oderlandesgericht nach dieſem Grundſatze ten betheiligt ſei. Deshalb wird vornehmlich in der 
Grund des gegenwärtigen Nothſtandes in biefiger Ges | ein fteſſprechendes Erkenntniß in einem Preßprozeſſe ge⸗ Umgegend von Auguftenburg, auf der Inſel Alſen und 
gend wird neben den bekannten allgemeinen Urſachen ei Das Bor — in d. — Are die — in der de eee eine aden von Verhören 
a 5 0 aration vom 14. Jun 32 als eine authentiſche] vorgenommen. Jetzt iſt endlich dieſe nterfuhung ges 
8 in dem Umſtande geſucht, daz e 2 angibt, Erklärung und intendirt fomit die Wiederherſt lung ſchloſſen, und das Reſultat der aufgehäuften Aktenſtöße 
unſerer Nachbarſchaft mehr als die Hälfte der Kar- | der Verantwortlichkeit des preußiſchen Schriftſtel⸗ deſteht in dem Ergen niß, daß die fraglichen Schriften 
toffeln, dieſes fo unenibehrlichen Nahrungs mittels, in] lers auch für die mit dem Imprimatur eines deutfchen | auf ganz geſetzliche Weiſe unter deutſcher Cenſur gedruckt 
Spiritus verwandelt worden ſei, welcher zu hohen Prei⸗ Bundesſtaates erſchlenenen Schriften. Zu mehrerer Be: | find, und daß alſo Niemand wegen der Verbreitung der⸗ 
ſen nach solchen Ländern, in denen der Brenner Be: deutſamkeit muß der nicht wohl zweifelhaften Rechtsregel | felben in Anſpruch genommen werden kann. 
. 7] 7 2 . 
ch unterfagt worden, Abſatz gefunden habe. Die 
5 der Kartoffeln und rückwirkend auch jene des 
Velreldes würden ſich, da die Ernte in hieſiger Gegend 
ziemlich lohnend geweſen, weit billiger geſtellt haben, 
wenn nicht zu große Maffen von den Brennercien fort: 
gekauft und dem nothwendigen Verbrauch entzogen wor⸗ 


gedacht werden, daß authentiſche Erklärungen rückwir⸗ Oeser 1 b. 
den wären. In einer der hieſigen Zeitungen wird dein: 


kende Kraft haben. ; 

Königsberg, 14. April. Bel der heutigen febr 8 Wien, 17. April. An die Stelle des verſtor⸗ 

zahlreich beſuchten Verſammlung des Zweigvereins der] benen Hoſraths Ritter von Reimann iſt der Regierungs⸗ 

Guſtav⸗ Adolph Stiftung im Kneiphöfiſchen Rathhaus⸗ rath Dr. Gärtner unter gleichzeitiger Beförderung zum 

Saole, wurde Herr Prediger Dr. Rupp als Deputir⸗] Hofrath zum erſten Leibarzt Sr. Majeſtät des Kaiſers 

ter die nächſte Darmſtädter Hauptverſammlung mit 93, ernannt worden, wodurch die Homöopathie einen mäch⸗ 

Dr. Motherby mit 76, zu ihren Stellvertretern Predi⸗ tigen Gönner gewinnt, denn Dr. Gärtner iſt einer un⸗ 

ger Detroit mit 97, Profeſſor Dr. Meyer mit 0 20 ber ne Hombepathen. — Dunch kaiferliche 

er darauf hingewieſen, daß, wenn nicht noch zu rech⸗ men erwählt. 3.) Entſchließung vom 10. April it der Bischof Romelli 
ter Zeit von den Behörden Maßregeln ergriffen wür⸗ 
den, die zur Beruhigung beizutragen und der allgemei⸗ 
nen Sp kulation Einhalt zu tdun im Stande ſeien, 
das Brod und die Kartoffeln einen Preis erreichen wür⸗ 
den, der für die ärmere Bevölkerung unerschwinglich ſei. 
Namentlich wünſcht man auch amtliche Bekanntma⸗ 
chungen, ob Getreide⸗Ankaͤufe im Auslande gemacht ſind, 

oder ob auf Oeffnung der Magazine zu hoffen iſt. 


Köln, 13. April. Heute ward in der Verläum⸗ von Cremona, ein ebenſo gelehrter als mildgeſinnter 
dungsklage gegen die Gräfin von Haßzfeldt und Laſalle | priefter zum Erzbiſchof zu Mailand ernannt worden. — 
das Urtheil verkündet; beide wurden, wegen nicht bewie⸗ Als neulich im Joſephſtädter Theater ein Volksſtück ge⸗ 
ſener Verbreitung der Klageschrift, von der Klage ent- geben ward, in dem ein Böhme auftritt, der das Deutſche 
bunden. (Düſſeld. 3) in böhmiſcher Weiſe radebrecht, eine Figur, wie ſie in 
Deut ſchlan d. 8¹ unſern Volksſtücken ſehr häufig vorkommt, rotteten ſich 
Karlsruhe, 14. April.- Ein arte 1 att viele junge Böhmen zuſammen, um das Stück auszu⸗ 
bringt den nachſtehenden Bericht: „Lahr, d pril. pochen. Sie realiſirten auch ihr Vorhaben und zwar 
Seit einigen Tagen haben in unſerer Gegen potigels in einet Art, daß der Schaufpieler, wel cher den komi⸗ 
liche Nachforſchungen nach einem Flugblatt von Kar! ſchen Böhmen gab, nebenbei geſagt, ein Greis von etli⸗ 
Heinzen ſtallgefunden, das in die Eremplaten une chen 60 Jahren, in Folge des Auftritte von Schlage 
* ter dem Landvolke verbreitet worden ſein ſoll; zugleich gerührt ward. 
g Breslau, 18. April. Um das heut abgedruckte] vernimmt man, daß auf den Dichter Hoffmann von * Wien, 16. April. Die Prinzeſſinnen Auguſte 
Patent Über bie Publitaion des Beſchluſts der deut, Balersleben gefahndet w er egen an in Ber, und Amalie tar Kue aa 
(hen Bundesverfammtung vom 14. Jun 1832 richtig eine Spur von ihm dat, mit jener erbreitung in Ver- und in einem Hotel hier abgefliegen. . Nach einem 
cee An hen bindung gebracht wird ic. Mr umlaufenden Gerüchte fol unfer bisheriger Geſandte von 
1 ganze Wichtigkeit zu ermeſſen, muß Offenburg, 12. April Dr. Roufchen blatt | Athen, Prokeſch v. Oſten, den Internuntius von Stür⸗ 
f Base ſich der bezüglichen Geſetze erinnern. 9 7 des in (bekannt aus den Göttinger Unruhen), der ſich in] mer in feinem Poſten in Conſtantinopel erſetzen. Der 
a8 Cenſur⸗Edikt für die preußiſchen Staaten vom 18. Straßburg aufhielt, wurde, wie wir ſo eben hören, zu als Eniferlicher Marine⸗Commiſſar der öſterreich. Dampf⸗ 
Oktober 1819 aufgenomme n Kehl, während er im Begriffe war, auftühreriſche ſchifffahrt zugetheilte Oberſtlieutenant v. Hudriafsky fol 
vom 20. September 1819 nen Bundestags⸗Beſchluſſes | Schriften zu vertheilen, feſtgenommen und in das für dieſen Fall als Miniſter⸗Reſident nach Athen be⸗ 
0 hl e deſtimmt: Die Verſaſſet, Amtsgefängniß nach Kork abgeführt. (O. P. A. 3.) ſtimmt ſein. — Die neueſten Privatbriefe aus Mailand 
befti er und Verleger der unter der Haupt: I Kiel, 16. April. Die in der ſchroffſten Form, ſprechen von einigen Arretirungen, die dort wegen poli⸗ 
efimmung des 5 1 begtiffenen Schriften bleiben übri⸗ welche überall nut denkbar war, abweichende Antwort cher Umtriebe ſtattgefunden haben. Die betreffenden 
sens, wenn fie den Vorſchriften d des Königs auf den Verfaſſungs⸗Antrag der ſchleswig⸗ Individuen gehören der höheren Klaſſe der Geſellſchaft 
ſchluſſes gemäß gehandelt hab ieſes Ber holſteiniſchen Ritterſchaft würde im Allgemeinen nicht] au. " Das größte Auffchen erregte hier das eee 
Weiteren V 80 aben, von aller ſehr haben auffallen können, da ſie vollkommen mit dem Toleranz⸗Geſetz. Man kann ſagen, m die 10 ie rg 
n Verantwortung frei, und die im 5 6 | confquent gegen die Herhegthümer brobadyınten Spſtem welche bekanntlich zu den toferanteften Katholiken de, 


* - 


Schrifiſteller verloren, deſſen Raſtloſigkeit und weitläuf⸗ 


Welt gehören, in der That vom Inhalte ergriffen wur⸗ 
den. In allen Gaſthäuſern wurde geſtern und vorge⸗ 
ſtern die Wiener Zeitung, welche die Edicte enthielt, 
von den Anweſenden mit Begierde geleſen. Es iſt dies 
der klarſte Beweis, daß die neueſten Ereigniſſe in Baiern 


und Preußen hier ihren Nachhall finden. 


* Peſth, im April. Das in Ungarn ſeit einigen 
Jahren geltende Ablöſungsgeſetz hat bereits mehreren 
großen und kleineren Ortſchaften zum freien Grundbeſitz 
verholfen und es würde daſſelbe noch weit mehr benützt 
werden, wenn nicht der Abtretung der Gemeindegründe 
als Entſchädigung an den Gutsherrn der Umſtand im 
Wege ſtände, daß durch dieſen Umtauſch des Gemeinde⸗ 
guts der ſteuerbare Unterthansboden verringert und der 
ſteuerfreie Adelsbeſitz dadurch vergrößert würde, weshald 
zur Wahrung fiskaliſcher Intereſſen dieſer Modus un⸗ 
tertleiben muß und allein das Geld interveniten darf, 
das Geld, das in Ungarn fo überaus rar iſt. Neuer⸗ 
dings hat ſich der Flecken Mezötur, 20 Meilen von 
da, für die Summe von 160,000 Fl. Cend.⸗Münze 
von der gutsherrlichen Familie von Kallay von allen 
Natural⸗Leiſtungen und Handdienſten für ewige Zeiten 
losgekauft. — Das Land hat einen feiner thätigften 


tige Correſpondenz bei uns förmlich ſprüchwörtlich ge⸗ 
worden war. Wir meinen den Dr. Rumy, Profeſſor 
der Rechtswiſſenſchaft am Collegium zu Gran, der ge⸗ 
gen 100 Bände geſchrieben hat und ein merkwürdiger 
Polphiſtor geweſen. Er hat wohl im Laufe feines Le⸗ 
bens mit mehreren hundert Journalen des Auslandes 
Verbindungen angeknüpft und in früheren Zeiten mag 
er wohl der einzige ſtändige Correſpondent deutſcher 
Journale aus Ungarn geweſen ſein. Dr. Rumy war 
1780 in Iglo geboren. — Der Rechnungsabſchluß der 
Donau ⸗Dampſſchifffahrts⸗Geſellſchaft iſt ſehr günſtig 


ausgefallen, denn ſelbſt das alljährliche Defizit auf der 


untern Donauſtrecke hat ſich im verfloſſenen Jahre be⸗ 
deutend gemindert, ſo daß bald der ganze Lauf des 
Stromes ohne partiellen Verluſt wird befahren werden 
können. Dafür hat die Beſchlffung der Theiß einen 
Ausfall von 40,000 Fl. Conv.⸗Münze nach ſich gezo⸗ 
gen und es beweiſt dieſes Reſultat nur, daß der Theiß⸗ 
fluß einen Landſtrich beſpült, deſſen Cultur noch lange 
nicht ſo weit gediehen iſt, um eine Dampfverbindung 
zu erheiſchen. 
Großbritannien. 


London, 12. April. Dem Daily News wird aus 
Portsmouth unterm IIten geſchrleden, daß die The⸗ 
tis wahrſcheinlich binnen ganz Kurzem wieder 200 
Mann Marineſoldaten nach Liſſabon führen wird 
und daß in Woolwich eine Abtheilung dieſer Truppen⸗ 
gattung Ordre erhalten hat, jeden Augenbiſck marſch⸗ 
fertig zu fein. — Eine weitere Entlaſſung der bei öf⸗ 
fentlichen Arbeiten Beſchäftigten um 10 pCt. iſt ange: 
ordnet worden. Als Folge ſolcher Entlaſſungen kam es 
in der Stadt Voughal zu einem Brotaufcuhr, der ins 
5 bald von Polizei und Militär gedämpft wurde. 

ehrere der kurzlich verabſchledeten Arbeiter hatten 


nämlich andere, die noch beſchäftigt waren, ebenfalls 


zum Aufhören genöthigt und waren vereint mit den 
letzteren in gedachte Stadt gedrungen, wo fie über 
Bäckerläͤden herfielen und fie plünderten. Obgleich die 
Ruhe in kurzer Zeit hergeſtellt war, ſo leben die Stadt⸗ 
bewohner doch in großer Beſorgniß, daß ſich dieſe Vor⸗ 
fälle in ſchlimmerer Art erneuern werden. — Ueber den 
Zuftand Irlands drückt ſich die Times in folgender 
Weiſe aus: „Wie's ſcheint, geht es vom Schlimmen 
zum Schlimmeren fort. Kaum giebt ſich eine Beſſe⸗ 
rung in der Lage des hungernden Landdolkes kund, als 
auch wieder agrariſche Verbrechen, die bisher von 
den ungewöhnlichen Zuſtänden des Landes niedergehalten 
waren, in ihrer alten grauſamen Form zum Vorſchein 
kommen.“ Es werden hierauf 3 neue Mordthäten er⸗ 
wähnt, die ganz kürzlich in Kükenny und Tipperary vor⸗ 
fielen. Dergleichen Berichte find jetzt faßt täglich in 
den Zeitungen zu finden, ſo daß andere agrariſche Ver⸗ 
brechen: Schafeſtehlen, gewaltſame Entführung von 
Schießwaffen, Brandſtiftungen ze. mehr in den Hinter⸗ 
grund treten. 
Frankreich. 

* Paris, 13. April. Die geſtrige Debatte der 
Deputirtenkammer hat noch 2 wichtige miniſterlelle 
Erklärungen herbeigeführt, welche, und darauf kommt hier 
gegenwärtig faſt Alles am, ſogar auf die Courſe der 
Börſe gewirkt haben. Wie bereitd erwähnt, war der 
Geſetzentwurf wegen Zurückgabe der Kautionen 
für die Eiſenbahnbauten, je nachdem dieſe ausge⸗ 
führe werden, an der Tagesordnung. Herr Grandin 
hatte ein eben vorgekommenes Unglück auf der Eiſen⸗ 
„bahn bei Rouen zur Sprache gebracht. Dort ift näm⸗ 
lich ein Perſonenwagen dritter Klaſſe zertrümmert wor 
den, wobei die Perſonen auf die Bahn geſchleudert und 
meiſtentheils ſchwer verwundet wurden. Die übrigen 
Wagen hatten ſich gegenelnander aufgerichtet, jedoch ohne 
umzuſtürzen. Der Minifter der Staatsbauten 
erfärte, daß der Polizeij⸗Präfekt und k. Prokurator nach 
dem Orte des Unglücks geile ſeien, daß fie aber noch 
keinen Bericht eingeliefert hatten. Folgerungen für 
eine ſchlechte Verwaltung oder Polizel ließen ſich aber 


| 


nannt worden. 
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aus dieſem Ereigniß nicht ziehen. Der Miniſter ver⸗ 
theldigte dann das Geſetz, welches die Sicherheit der 
Kautionen keineswegs ſchmälere, während es doch im 
Intereſſe des Publikums Geld flüſſig mache, das todt 
da liege. Man werde ja nach dem Geſetzentwurf z. B. 
nur 2 Mill. zurückzahlen, wenn für 4 Mill. Arbeit 
ausgeführt ſind. Der Fin anzminiſter ſetzte ergän⸗ 
zend hinzu, daß es durchaus im Intereſſe des Publi⸗ 
kums liege, die Eiſenbahnbauten nicht aufhören zu laſ⸗ 
fen, ſondern den Eiſendahngeſellſchaften durch Erleichte⸗ 
rung den Fortbau möglich zu machen. Wenn dle Lage 
des Schatzes es erforderte, würde man freilich die Ar⸗ 
beiten einſtellen müſſen, fo weit ſei man aber nicht. 
„Das Jakaſſo des Schatzes,“ fuhr der Minifter fort, 
„vermehtt ſich jeden Tag. Der Schatz hat Ueber⸗ 
fluß an Geld. Unſere Pflicht iſt freilich nicht allein 
die Sorge für die Gegenwart, ſondern auch für die Zu⸗ 
kunft. Man weiß noch nicht, wie die nächſte Erndte 
ausfällt. (Unterbrechung zur Linken.) Ich weiß nicht, 
ob die ehrenwerthen Herren, welche mich unterbrechen, 
ſagen können, wie die künftige Erndte ſein werde, was 
mich aber betrifft, ſo weiß ichs nicht und das Beſte iſt, 
Vorſorge zu treffen.“ Zwiſchen dem Finanzminiſter 
und dem Banquier Fould entſtand eine Erörterung 
über die Syndicatskammer, welche letztere ebenfalls 
Schatzbons genommen hatte und dieſe Erörterung ward 
ſo lebhaft, daß man ſich gegenſeitig beleidigte und zur 
Ordnung rief; es ward jedoch Alles ausgeglichen und 
ſchließlich der Geſetzentwurf mit 215 gegen 27 Stim⸗ 
men angenommen. Die erfreulichen Verſicherungen des 
Finanzminiſters über die günſtige Lage des Schatzes ha: 
ben die Courſe gehoben, Heute hielt die Deputirten⸗ 
kammer wleder eine Sitzung über einen Geſetzentwurf, 
welche das kleinſte Bankbillet auf 250 Fr. (66 Rel.) 
fefiftellen will. Bei Abgang der Poſt war noch nichts 
entſchieden. — Der ſpaniſche General Concha, welcher 
aus Madrid an die Königin Mutter von Spanien in 
Paris abgeſendet ward, (. den Artikel Madrid) iſt noch 
nicht hier eingetroffen. Welchen Zweck feine Reife übri⸗ 
gens habe, iſt noch gar nicht defannt, denn die Mit- 
tyeilung der Patrie, daß er die Königin Chriſtine um 
jeden Preis abhalten fol, nach Spanien zurückzukehren, 
ift ein offenbarer Hoax. Wahrſcheinlich foll der Gene: 
ral wegen der portugiefifhen Berhältniffe die nöthigen 
Schritte einleiten. Der Blutmann Narvaez, 
jegt Herzog von Valencia, iſt wicklich zum ſpant⸗ 
niſchen Botſchafter in Paris ernannt worden, eben ſo 
geht Don Lopez de la Torre Ayllon als ſpaniſcher Ges 
fandter nach Liſſabon. Die Gräfin Breſſon iſt auf 
dem Wege nach Paris. Hr. v. Barante, der franzöſi⸗ 
ſche Botſchafter außer Dienſt für Rußland, wird, wie 
man ſagt, in einigen Tagen nach Stuttgart abreiſen, 
wo man Se. Majeſtät den Kaiſer von Rußland erwar⸗ 
tet. Der Moniteur enthält heute wieder ſehr 
beruhigende Nachrichten über den Zuſtand der Ge⸗ 
treidefelder, namentlich aber auch die Angabe, daß 
Kartoffeln in ausreichender Menge (en quantite 
suffisante) gepflanzt worden feien. Fügt man zu die⸗ 
fen Mictheitungen noch hinzu, daß die neueſten Nach- 
richten aus Algier das Wiedererſcheinen Abdel Kaders 
auf franzöſiſchem Gebiet, ſüdlich von Maskara melden, 
wo er wieder angriffsweiſe aufgetreten iſt, ſo wäre das 
Reich der Politik für heute erſchöpft. Mit Spannung 
ſieht man der preuß. Thronrede entgegen. Alle 
Zeitungen haben geſtern und vorgeſtern darauf auf⸗ 
merkſam gemacht. Heute ſoll eine telegraphiſche Depe⸗ 
ſche die Eröffnung des vereinigten Lantags in Berlin 
gemeldet haben. 

Die Preſſe zeigt heute nach einer ihr gewordenen 
Mittheilung aus Petersburg au, daß der Kaifer 
Nikolaus, nach Einſetzung ſeines Bruders als Vice⸗ 
könig in Warſchau, ſich nach Stuttgart und von da 
aus nach Paris begeben werde. Die Preffe be: 
zeichnet im Voraus das Erſcheinen des Kaiſers von 
Rußland in Paris und unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen als ein höchſt wichtiges Ereigniß. Fürſt 
Paskewitſch ſei an die Stelle des verſtorbenen Für⸗ 
ſten Waſiltſchikoff zum Präſidenten und Graf 
Bludoff zum Vice = Präfidenten des Relichsraths er: 


Spanien. 

Madrid, 8. April. Während die Königin am 
Iten dem Stiergefechte beiwohnte, hielten die Herren 
Mon, Martinez de la Roſa, Gonzalez Bravo, Bravo 
Murillo und einige andere Chefs der Ultramoderirten 
auf dem Luſtſchloſſe el Pardo in Gegenwart des Kö⸗ 
nigs eine berathſchlagende Verſammlung. Auch der 
franzöſiſche Geſandte, Herzog von Glücksderg, ſtellte ſich 
dort ein. Tages darauf erfuhr man, daß der König 
mit dem Vorhaben umgehe, ſich nach Frankreich 
zu begeben und von dort aus ein Manifeſt an die 
ſpaniſche Nation zu richten. Die Miniſter ſcheinen ihm 
jedoch ernſtlich vorgeſtellt zu haben, daß die aus der 
Ausführung eines ſolchen Entſchluſſes entſpringenden 
Folgen auf ihn ſelbſt zurückfallen würden. Selnerſeits 
beſtand der König auf die Entfernung des Generals 
Serrano von Madrid, und Letzterer erklärte ſich be⸗ 
reit, dieſem Wunſche nachzukommen. Heute oder mor⸗ 
gen wird er in der That nach Andaluſien abreiſen. Ich 
vergaß in meinem letzten Briefe anzuführen, daß der 


* 


General fi bei dem Stiergefecht, das die Königin mit 
ihrer Gegenwart beehrte, in einer der ihrigen zunächſt 
belegenen Loge befand. — Geſtern Nachmittag wurden 
wir durch einen neuen Einfall der Königin überraſch. 
Sie fuhr in einem offenen vierrädrigen Kabriolet, dab 
mit zwei muthigen Pferden deſpannt war, deren Zügel 
fie ſelbſt leitete, von dem Palaſte durch die Hauptſtra⸗ 
ßen Madrid's nach dem Prado von Atocha. Die In; 
fantin Donna Joſefa ſaß neben ihr, und der Schwie 
gervater der Königin ritt, von einem einzigen Stallmei 
ſter begleitet, in beträchtlicher Entfernung hinter dem 
Wagen, dem er, da die Königin im geſtreckten Gallopp 
fuhr, kaum zu folgen vermochte. Im Prado fuhr nun 
die Königin im ſchnellſten Lauf durch die Reihen der 
dort auf und abfahrenden Equipagen, wodurch denn 
eine Verwirrung entſtand, die ihr zur größten Beluſti⸗ 
gung diente. Auch die ſich herandrängenden Fußgänger 
waren oft keiner geringen Gefahr ausgeſetzt. — Der 
König hält ſich jetzt meiſtens auf den Luſtſchlöſſern der 
Umgegend auf. i 

Vorgeſtern wurde der General D. Manuel de la 
Concha plötzlich zu dem Miniſter⸗Präſidenten gerufen, 
und eine Stunde darauf ſah man ihn, von ein 
Stabs⸗Offizier begleitet, in einer Poſt⸗Chaiſe auf den 
Wege nach Bayonne abreiſen. Sogleich hieß es, DI 
Minifter hätten mittelſt des Telegraphen erfahren, daf 
die Königin Chriſtine entſchloſſen wäre, in aller Eil hier 
her zurückzukehren, und deshalb den General Con 
beauftragt, ihr eritgegenzueilen und anzukündigen, da 
ihr der Eintritt in Spanien nicht geſtattet werden würde 
Es möchte jedoch ſehr zu bezweifeln fein, daß die Kö“ 
nigin Chriſtine, die man diesmal wenigſtens nicht aus 
Spanien verjagte, geſonnen wäre, in ein Land zurück 
zukehren, in welchem fie, wie die hieſigen Blätter ſich 
ausdrücken, auch nicht einen einzigen Gegenſtand v 
Werth zurückließ. Der General Concha ift bekann 
zum Chef des an der portugieſiſchen Grenze ( 
zuſtellenden Obſervatlons⸗Corps ernannt, und v 
leicht dürfte die Angabe, daß er nach Paris eile, u 
mit der franzöſiſchen Regirrung, welche gemeinſchaftli 
mit der dieffeitigen und der großbritanniſchen auf DIE 
Löſung der politiſchen Verwickelungen Portugals einzu 
wirken wünſcht, ſich über die Mittel zu verſtändlgen, 
die zu dieſem Behuf in Bewegung zu ſetzen wären. 
Der Marſchall Saldanha ſieht ſich mit jedem Tag 
mehr dedrängt, zumal da zwei Dampfſchiffe von Porte 
mit Truppen unter dem rebelliſchen General Sa di 
Bandeira ausgelaufen find, die in Algarbien ans Land 
geſetzt werden ſollen, um in Verbindung mit den dor 
tigen Inſurgenten auf Liſſabon zu marſchiren. De 
Marſchall Saldanha hat der Königin von Portugal 
die Grundzüge einer Uebereinkunft vorgelegt, vermittel 
deren er eine friedliche Ausgleichung der ſtreitenden P 
teien herbeiführen zu können hofft. Hier bezweifeln 
doch die ſpaniſchen Stabs:Dffiziere, welche fo eden v 
ihrer Sendung nach dem Hauptquartiere Saldanha 
über Porto zurückgekehrt find, daß die Inſurgenten al 
die in jenem Entwurf aufgeſtellten Bedin gungen ein 
hen werden. Zur bewaffneten Interventid 
kann aber die ſpaniſche Regierung, dem Willen Eng 
lands gemäß, nur in dem Falle ſchreiten, wenn die 
gueliſten den Thron Donna Maria's ernſtlich bedroht 
ſollten. Aus dieſen Gründen wird Hr. d' Ayllon, 
höchſt achtungswerther, kenntnißreicher Diplomat, ui 
nie in das Treiben der Parteien verwickelt war, in W. 
nigen Tagen als Geſandter nach Liſſabon abgehen 1 
gemeinſchaftlich mit den dortigen Repräſentanten E 
lands und Frankreichs an der Herſtellung des inn 
Friedens von Portugal zu ardeſten fuchen. 4 

ü (Aug. Pr. 3.) 
Jt alien. 

Nom, 6. April. Cardinal Gizzi hat geſtern 
heiligen Vater ſeine Entlaſſung als Staatsſekretär 
gereicht. Bis zu dieſem Augenblick iſt noch nicht 
ziell bekannt, ob der Papſt den Abſchied angenom 
Im Publikum nennt man als Nachfolger des Cardi 
Gizzi den Cardinal Baluffi, Biſchof von Imola, 
den Cardinal De Angelis, Erzbiſchof von Fermo, 
ver hat die größte Wahrſcheinlichkeit für ſich. (A. 


Griechenland. 

Nachrichten aus dem Piräus vom 2ten d. 
ten, daß drei Tage vorher die drei engliſchen L 
ſchiffe Alblon, Bapard und Rodney in jenen Haff 
gelaufen waren. Gleichzeitig war eine neapolit \ 
Kriegs = Corvette daſelbſt angekommen. Man ae 
ebenfalls die franzöſiſche Escadre unter dem Comm 
des Prinzen von Joinville. (Wien 0 


Osmaniſches Reich. gien 
Konſtantinopel, 30, März. Trotz der nach det 
gegangenen verſöhnlich lautenden Noten war das 3 
griechiſchen Regierung gegebene Ultimatum weder 1 vom 
genommen noch mobificirt worden. Die Nachecch e 
Naben des nach dem Piräus beftimmten melſſg che 
ſchwaders fo wie vom Zufammenziehen Barker 2 
Truppenabtheilungen gegen die griechlſchen regonſtan⸗ 
4. verdoppelter Thätigkeit A 2 = ” 
tinopel, von mächtigen Intriguen gegen 
chen Großweſſier — alles in Allarm. 2 feangöfl 
Geſandte ſtellte feinen Kollegen die bring 
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Pforte auf. A. 3.) 


Dinge vor, und trug datauf an, daß i ) 
nes europäiſchen Souveräns ein Schiedsrichter beſtellt 


werde. Der öſtetreichiſche und der preußiſche Geſandte 
traten bei; der tuſſiſche und der englische erwiederten, 
fie müßten deshalb Inſtruktienen "erwarten. Reſchid 
Paſcha lehnte den Antrag ganz ab, wenn auch alle eu⸗ 
topäiſchen Mächte ihr entgegentreten, müßte die Pforte 
thun, was ſie ihrer Pflicht ſchuldig ſei. Alles ließ be⸗ 
fürchten, daß man am Vorabend eines Bruches ſtehe. 
Mit dem 1. April hörten die diplomatiſchen 

eztehungen zwiſchen Griechenland und der 


Konſtantinopel, Iſten April. Der Sultan hat 


dem 
eürfifchen Haupiſtadt gebildeten Unterſtützungs⸗ Vereine 
einen Beitrag von 10,000 Fl. Conventions⸗Münze zus 
fellen laſſen. Der Goiverneur von Bagdad, Nedſchib 
Paſcha, hat den Entſchluß gefaßt, mehrere arteſiſche 
kunnen in ſeinem Paſchalik graben zu laſſen. — Die 
achrichten aus Cairo vom 29. März melden die be⸗ 
vorſtehende Abſchaffung des Sclavenhandels in Egypten; 
on das bloße Gerücht davon hat die wohlthätigſten 
olgen gehabt; indem ſowohl der Handel, als auch die 
infuhr in dieſem Zweige ſeitdem bedeutend nachgelaſ⸗ 
fen habe. 8 N (W. 3.) 


Zokales nub Provinzielles. 
Breslau, 18. April. (Univerſalmühlen.) Verſtockte 
Widerſacher, jeder, auch der wichtigſten Neuerung und. 
ſolche, die ſich durch des Amerikaners Bogardus denk: 
würdige Erfindung in ihren Intereſſen gefährdet glau⸗ 
ben, haben ſich auch bei uns in jüngſter Zeit ein Ge⸗ 
chäft daraus gemacht, ohne irgend eine Ueberzeugung 
eder Sachkenntniß die Wirkung und Erfolge der excen⸗ 
triſchen Mühlen zu verdächtigen, wobei der Zufall 
noch in ihrem gehäſſigen Treiben durch die verzö⸗ 
gerte Ankunft der Probemühlen zu unterſtützen ſchien, 
indem ſie dies als einen Beweis für die Unzweckmäßig⸗ 
keit der neuen Erfindung geltend machen wollten. Ge: 
naue Erkundigungen ſetzen mich jedoch in den Stand; 
das Publikum eines Beſſeren zu unterrichten, da ich 
beſtimmt weiß, daß demnächſt zwei der durch mich be⸗ 
ſtellten ercenteifhen Handmühlen (deren Vorzüglich⸗ 
keit für den Landwirth außer Zweifel ſteht) hier eintref⸗ 
fen werden, worauf ſie dann mit gütiger Erlaubniß des 
löblichen Vorſtandes des Breslauer Gewerbever⸗ 
eines einige Tage in deſſen Verſammlungslokale öffent⸗ 
lich aufgeſtellt bleiben ſollen. Der Grund, weshalb wir 
nicht ſchon längſt im Beſitz der ſeit geraumer Zeit be⸗ 
ſtellten Exemplare dieſer Univerſalmühlen find, ſcheint 
mir aber ſo ehrenhaft für den Patentinhaber, daß ich 
keinen Anſtand nehme, ihn zu veröffentlichen; es fand 
nämlich der Unternehmer die ihm von dem fürſtlich 
Metternich ſchen Eiſenwerke zu Plaß gelieferten erſten 
Maſchinen fo wenig feinen Anforderungen entſprechend, 
daß er im Intereſſe ſeiner Abnehmer, und kraft ſeines 
mit dem Fürſten abgeſchloſſenen Vertrages auf Prüfung 
derſelben durch eine Kommiſſion beſtand, in Folge deren 
die fünf erſten Exemplare der Hand mühle zurückge⸗ 
mmen und zerſtört werden mußten. Dagegen ſind 
nun die Erſatzmühlen nach neuen Modellen unter Auf: 
t eines von Bogardus gebildeten amerikaniſchen 
Verkmeiſters gegoſſen und um ſo zweckmäßiger ausge⸗ 
men, fo daß ſich auch hier das Sprichwort „Was 
Ned währt, wird endlich . bewahrheiten dürfte. — 
ebſtbei iſt nicht außer Acht zu laſſen, daß von der 
größeren Sorte dieſer excentriſchen Mühlen (welche im 
ei ne unter Nr. 3 mit der 
enennung „Kraftmühlen“ aufge 5 
eis 24 She in nech te 5 
ſind und auch von der kleinſten Gattung, der obenge⸗ 
nannten Handmühlen ſchon mehrere in Pri ge: 
über in Privatbeſitz 
gegangen ſind, abgeſehen davon, daß noch 40 der⸗ 
ſelben binnen Kurzem abgeliefert werden ſollen. Von 
Olmütz aus, wo eine derſelben ſeit zwei Monaten fort⸗ 
während in Thätigkeit iſt, erhalte ich über deren Re: 
ſultate folgende Mittheilung: Vetſchrotet wurden: 1 
(fterreich.) Metze Erbſen in 1½ Stunden, 1 Centner 
icheln in 1 Stunde, 22 Centner Malz in 10 Stun⸗ 
den, 25 Centner gebrannte Knochen in gleicher Zeit. 
ine Metze Hafer, wie auch Weizen wurde in 42 
inuten in das feinſte Mehl verwandelt, 150 Pfund 
Aeetaullſcher Kalk wurde in 1 Stunde pulverific, 
0 Pfund Mandelölkuchen in 30 Minuten, 25 Pfd. 
geabiſcher Gummi in 1 Stunde und 5 Etnr. Knochen⸗ 
gleccal ie größte Beachtung verdienen jedoch die 
0 Me s nach dem Bogardus ſchen Prinzip gebauten 
ſchaft ar len. Die Gloggnitzer Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
1 ib hat ſeit 3 Monaten eine dieſer Mühlen im Ge⸗ 
rauch und iſt mit deren Lei ur eine 
geringe Kraft erheiſchen Fi ſtungen, welche n X 
auf diefer Mühle 1 Gen ußerſt zufrieden. Es wild, 
tigkeit binnen 15 Hächftens 20 pets in Oel mit Leich⸗ 
Farbe verrieben, wobei noch inuten zur feinſten 
Erſparniß an Oel eintritt W. ne nicht unbedeutende 
„ Waſſerſarben werden eben 


o gut darau ; . 
worden 80 se i auch Kitt 


den und Anhängung an eine Tiebkraft iſt ſehr 


zu Gunſten der Nothdürftigen Irlands in der 
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daß in det Perſon el⸗ Kenntniffe: Eine horizontale Achſe (Gtinde mit dar⸗ 


auf befindlicher Riemſcheibe und ein feſter Boden zum 
Anſchrauben der Mühle ſind die allein nothwendigen 
Requiſiten. Dr. Stolle. 


1 Liegnitz, 18. April. Unſere königl. Ritter⸗Aka⸗ 


demſe, die vor nicht gar langer Zeit der Gegenſtand 


häufiger Beſprechungen in öffentlichen Blättern war, iſt 
neuerlich von der Tages⸗Literatur fo unbeachtet gelaſſen 
worden, daß es faſt den Anſchein gewinnt, als ſei ſie 
an der Skala ihrer Bedeutſamkeit ſo herabgeſunken, daß 


ſie keiner öffentlichen Erwähnung mehr verdiene. Dem 


iſt aber nicht ſo. Sie hat ſich unter ihrem neuen Di⸗ 
reklor, dem Grafen Bethuſt, vorthellhaft umgewandelt 
und pädagogiſch fo wie didaktiſch gehoben. Der An: 
ſtalt koſtet dies freilich bedeutende pekunläre Opfer, und 
der neue Direktor übernahm eine Aufgabe, die weder 
beneidenswerth noch leicht zu löſen war; aber jene darf 
ihre Mehrausgabe um fo weniger drückend finden, da 
dieſer das Inſtitut fo bald wieder ins Gleichgewicht und 
in Aufnahme zu bringen wußte. Herbart fagt: „Er⸗ 
zieher müſſen, um wahrzunehmen, was ſich in den Ju⸗ 
gendſeclen regt, ſelbſt diejenige Bildung beſitzen, deren 
feinſte Spuren ſie hier zu beobachten haben.“ Solche 
Befähigung ſcheint Graf Bethuſi zu befigen, und da 
er mit derſelben auch Humanität paart, und mit den 
Lehrern der Anſtalt wie mit Freunden umgeht, ſo ver⸗ 
bindet er dadurch alle verelnzelten Kräfte unter einan⸗ 
der und macht ſie — gleich einem klugen Feldherrn — 
für Einen Zweck, für Eine Sache wirkſam. Die Aka⸗ 
demie hat kürzlich durch den Tod des Profeſſor Blau 
einen großen und fühlbaren Verluſt erlitten. Lehrer 
und Schüler haben denſelben um ſo mehr zu beklagen, 
da der Verſtorbene mit gründlicher Bildung und tiefer 
pädagogiſcher Einſicht zugleich eine wahrhaft menſchen⸗ 
freundliche Geſinnung und einen geraden, rechtlichen 
Sinn verband. Der Anſtalts⸗Rendant Rimap, det de⸗ 
reits ſein fünfzigjähriges Dlenſtjubiläum begangen und 
bei dieſer Gelegenheit mit dem rothen Adlerorden vier⸗ 
ter Klaſſe dekorirt wurde, iſt um ſeine Entlaſſung ein⸗ 
gekommen, und wird, da ihm dieſelbe zugeſichert wor⸗ 
den iſt, ſich mit Nächſtem aus der Geſchäftswelt zu⸗ 
rückziehen. 
* Neiſſe, 18. April. Die im Oberſchleſiſchen 
Bürgerfreunde mitgetheilte abſcheuliche Mißhandlung 
eines 12 — 14jährigen Knaben iſt nach den Ausſagen 
des letzteren, mit Ausnahme unweſentlicher Abweichun⸗ 
en im Ganzen richtig erzählt worden. Der hie ſige 
Kriminalrichter, welcher vor einigen Tagen an Ort und 
Stelle in Tſchültſch, einer Kolonie von einigen Häuſern, 
den Thatbeſtand unterſuchte, fand übrigens den Kna⸗ 
ben außer aller Gefahr. Selbſt die Schnittwunde um 
die Daumen ſcheint nicht erheblich zu ſein. Vorläufig 
iſt es noch ſchwer in dieſer Sache klar zu ſehen, da 
der ganze Hergang offenbar viel Unwahrſcheinliches 
enthält. Zur Aufklärung dieſes ſeltſamen Herganges 
des angegebenen Verbrechens wäre es wichtig, den Kna⸗ | 
ben zu ermitteln, welcher den Gemißhandelten von ſei⸗ 
nen Banden befreite, als er das zweite Mal in gleicher 
Lage an einen Baum gebunden gefunden ward, dies 
iſt aber bis dieſen Augenblick noch nicht gelungen. — 
Auf Veranlaſſung der hieſigen Kommandantur bringt 
der Magiſtrat die früheren Bekanntmachungen wegen 
des Verbotes des Betretens der Feſtungswerke außer 
den bekannten Promenaden in Erinnerung. Endlich 
wird auch darauf aufmerkſam gemacht, daß die in hie⸗ 
ſiger Feſtung Ein⸗ und Auspaſſirenden, wenn ihrer 
Meinung nach nicht ſchnell genug das Thor geöffnet 
wird, nicht befugt ſeien, den Wachen oder Poſten Zu⸗ 
rechtweiſungen zu ertheilen, vielmehr ihre Beſchwerde 
unter genauer Angabe der Zeit und der einzelnen Um⸗ 
ſtände bei der königlichen Kommandantur anzubringen 
hätten. — Vorgeſtern iſt der bezeichnete Platz, den der 
Neiſſer Bahnhof einnehmen wird, vermeſſen und auf⸗ 
genommen worden. Da derſelbe, ſo viel uns bekannt, 
noch innerhalb des zweiten Feſtungsrayons liegt, fo 
werden die Gebäulichkeiten nur von Fachwerk aufge⸗ 
führt werden, wie dies übrigens ohnedies bei ſehr vie⸗ 
len Bahnhöfen ſtattfindet. — Dieſen Sommer werden 
auch wir hier endlich ein Dampfbad haben, welches ſeit 
lange Bedürfniß war. So viel uns bekannt, hat Brieg 
längſt zwei Dampfbäder, während das viel größere Neiſſe 
bis dahin kein einziges hatte. Ob übrigens die Summe, 
welche zu der Anlage des Bades ausgeſetzt worden, 
und zu der noch 200 Thlr. fehlen, welche jedenfalls 
durch weitere Aktien bald gedeckt ſein werden, ausrei⸗ 
chen wird, dürfte ſehr zu bezweifeln ſein. Dagegen 
zweifeln wir nicht im Geringſten daran, daß die Aktio⸗ 
näre bei dieſem Unternehmen ihre Rechnung finden 
werden. — Die Getreidepreiſe gehen leider noch immer 
in die Höhe und ſind ſeit Oſtern wieder um ein Be⸗ 
deutendes geſtiegen. — unſere Bürger⸗Reſſource wird, 
durch Lokalverhältniſſe dazu ver inlaßt, ihr bisheriges 
Lokal verlaſſen und, wie es heißt, in Neuland ſpäter 
ihre Verſammlungen halten. 


(Berichtigung.) Der in Nr. 90 dieſer Zeitung 
aufgenommene Korreſpondenz⸗ Artikel aus Liegnitz vom 
14. April, enthält inſofern eine Unrichtigkelt, als i 
weder Conſiſtorial⸗Rath, noch Conſiſtorial⸗Aſſeſſor geworden 


uin. — Liegnitz, am 19, April 1847. Peters, Biatonus. 


geltlich mitgenommen werden können. 


Oberſchleſiſche Elſen bahn. 

In der Woch do n 11. bis 17. April d. J. ſind auf 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 8032 Perſonen ert 
worden. Die Einnahme betrug 9921 Rtlr. 

Breslau⸗Schweidnitz⸗Freibürger Eifenbahn. 
Auf der Breslau Scheibe Frelburge iſenbahn wur⸗ 
den in der Woche vom 11. bis 17. April d. J. 3313 
Perſonen befördert. Die Einnahme betrug 3207 Relr. 
3 Sgr. 4 Pf. 8 
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Redaktion: E. v. Vaerſt und H. Barth. 
ERTEILEN EST ENTER SELTENEN TERN TREE AT 
Bekanntmachung. 

Vom 1. Mai d. J. ab wird, in Folge einer, auf 
Anordnung des königl. General⸗Poſt⸗Amts, eingetretenen 
Vermehrung der Landbriefträger, die Brlefbeſtellung nach 
denjenigen Orten im Umkreiſe von Breslau, wohin ſel⸗ 


bige bisher wöchentlich nur dreimal beſtand, mit Aus⸗ 


nahme des Sonntags täglich ſtattfinden, und es können 
eben ſo oft aus den betreffenden Orten durch die Land⸗ 
briefträger Briefe nach und über Breslau zur Poſt be⸗ 
fördert werden. a 
Die Landbriefträger gehen gegen 8 Uhr Morgens 
aus Breslau ab und kehren Abende dahin zurück. 
Hiervon wird das betheiligte Eorrefpondirende Publikum 
in Kenntniß geſetzt. ; 
Breslau, den 17. April 1847. 
Ober ⸗Poſt⸗ Amt. 
6 — —— ⅛˙² AA 
Bekanntmachung. 
Vom 1. Mai d. J. ab tritt an die Stelle der jetzt 
zwiſchen Auras und Dyhrenfurt beſtehenden wöchentlich 


| viermaligen Botenpoſt eine tägliche Kariolpoſt zwiſchen 


dieſen Orten, mit welcher auch drei Perſonen defördert 
werden können. Dieſelbe wird täglich gegen 5 ½ Uhr 
Nachmittags, nach Ankunft der Perſonenpoſt von Glo⸗ 
gau, aus Dyhrenfurt abgefertigt und geht um 7 Uhr 
Abends von Auras nach Dyhrenfurt zurück, um in 
letzterem Orte ſich an die Perſonenpoſt von Nimkau 
nach Winzig anzuſchließen. Das Perſonengeld beträgt 
3 Sgr. pro Meile, wofür 30 Pfund Effekten unent⸗ 
1 kön Hiervon wird 
das Publikum in Kenntniß geſetzt. 
Breslau, den 19. April 1847. 
Ober⸗Poſt⸗Amt. 


Hülfe : Ruf. f 
Gott dem Herrn hat es gefallen, unſere arme Stadt 
Wernigerode in der auf den e Palm ⸗ Sonntag 
folgenden Nacht mit einem entſetzlichen Brand⸗unglück heim⸗ 
zuſuchen und ihr dadurch eine unerhört traurige und ſchrek⸗ 
kenvolle Charwoche zu bereiten. Das Feuer war aus noch 
unbekannten Urſachen gleich nach Mitternacht ausgebrochen 
und griff, von einem karten Weſtwinde angefacht und ge: 
trieben, mit ſo reißender Heftigkeit um ſich, daß es in we⸗ 
nigen Stunden faft den vierten Theil der ganzen Stadt ver⸗ 
zehrte, bevor ſeiner weiteren Verheerung gegen Morgen ein 
Ziel geſetzt werden konnte, was ungeachtet aller vereinten 
Anſtrengung der aus der Umgegend erbeigeeiften treu nach⸗ 
barlichen Hülfe kaum möglich geweſen ſein würde, wenn 
nicht durch Gottes gnädige Fügung der anfängliche Weſt⸗ in 
Süd⸗Weſt⸗Wind umgeſetzt hatte. Indeſſen waren bereits zu⸗ 
ſammen nahe an 160 Wohnhäufer, ſammt allen ihren, in 
dieſer Zahl nicht einbegriffenen, Neben⸗ und Hintergebäuden 
ein Raub der Flammen geworden und damit ihre großen⸗ 
theils dicht gedrängte Bevölkerung von mehr als 1800 Men: 
ſchen nicht nur des Obdachs, ſondern auch faſt ihrer ſämmt⸗ 
lichen, leider größtentheils ganz unverſicherten Habe beraubt, 
von der ſie bei der Schnelligkeit der Verbreitung des Feuers 
nur ſehr wenig zu retten vermochten. Das mit dieſer ver⸗ 
heerenden Feuersbrunſt über unſere Stadt verhängte un⸗ 
glüc iſt um fo größer, je ſchwerer ſchon vorher der durch 
die enorme Theuerung des Brotkorns und der Kartoffeln 
veranlaßte Druck der allgemeinen Noth auf ihrer, der gro⸗ 
ßen Mehrzahl nach armen und unbemittelten Einwohner⸗ 
ſchaft gelaftet hatte. In der jetzigen äußerſten Bedraͤngniß 
fieht ſich das unterzeichnete, zur Abhülfe der Noth der ar⸗ 
men Abgebrannten erwählte und beauftragte Comitee gens⸗ 
thigt, die chriſtiche Barmherzigkeit aller derer, die dem un⸗ 
glücke unſerer Stadt eine mitleidige Theilnahme widmen, an: 
zuſprechen und um baldige Hülfsleiſtung mittelſt Einſendung 
milder Beiträge an Geld oder Kleidungeſtücken vertrauens⸗ 
voll und mit der zuverſichtlichſten Erſlehung und Verheißung 
der, ſolches Liebeswerk ſicher lohnenden und ſegnenden Gnade 
Gottes zu bitten. 125 ö 
ng a en pebenhnien zu 
erein zur unterſtützung 
rente 5 deſſelben die Vorſitzenden: 


* 2 * * M 
Saite Regierungsrath. ebene 


Wernigerode, 


Durch Privat⸗Mittheilungen ſind wir von dem oben er⸗ 
wähnten großen Unglücke, das die Stadt Wernigerode be⸗ 
troffen, insbeſondere unterrichtet und erklären uns gern | 
reit, Beiträge zur Unterftügung der armen Abgebrannten 

ng zu nehmen und an den obigen Verein zu befördern. 


„Breslau, den 12. 1847, — ae 
na wi neuen we 
MWüller und cherplatz Rr. 14. 


* 


Zheater : Nepertoire. 

Dinstag, zum zwelten Male: „Struen⸗ 

ſee.““ Trauerſpiel in 5 Aufzügen von 

Michael Beer. Ouverture, Entre⸗Acts [1) der 

Aufruhr, 2) der Ball, 3) die Dorfſchenkel, 

— 3 und die 

übrige zur Handlung gehörige Muſik iſt von 

©. Meyerbeer. ei 24 
Mittwoch: „Norma.“ Große lyriſche Oper 
in 2 Akten, Muſik von Bellini. (Norma, 
Madame Küchenmeiſter.) 


Verlobungs⸗ Anzeige. 

Die heute vollzogene Verlobung unſerer 

Nichte und Pflegetochter Linna Sommer 

aus Altona mit dem Herrn Bernhard 

Sachs hierſelbſt zeigen wir Verwandten und 

Freunden, ſtatt beſonderer Meldung, hier⸗ 
durch an. 

Breslau, den 18. April 1817. 
Salomon Auerbach und Frau. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Linna Sommer. 
Bernhard Sachs. 


Verbindungs⸗ Anzeige. 

Die am laten d. Mts. vollzogene eheliche 
Verbindung meiner Tochter Auguſte mit dem 
königl. Lieutenant und Wirthſchafts⸗Inſpektor 
Herrn Fontanes, beehre ich mich Freun⸗ 
den und Bekannten, ſtatt beſonderer Mel⸗ 
duna, hiermit ergebenſt anzuzeigen. 

Glatz, den 18. April 1847. 

Die verwittwete Regimentsarzt Fontanes. 
Entbindungs Anzeige 

Die heute früh halb 3 uhr erfolgte glück⸗ 
liche Entbindung meiner geliebten Frau Ma⸗ 
rie, geborenen von Blach a, von einem ge: 
. Töchterchen, beehre ich mich, anſtatt 
eder beſonderen Meldung, hierdurch anzuzei⸗ 
Glogau, den 18. April 1847 

von Studnitz, 
Premier⸗Lieutenant im 7ten Infant.⸗Regiment. 


\ EntbindungssAnzeige. 

Die heute erfolgte glückliche Entbindung 
meiner lieben Frau Julie, geb. Beer, von 
einem geſunden Mädchen, zeige ich theilneh⸗ 
menden Verwandten und Freunden hiermit 
ergebenſt an. ö 

Albrechtsdorf b. Roſenberg, den 17. April 1847. 
Bartſch. 


gen. 


5 Entbindungs⸗Anzeige. 

Heute wurde meine Frau von einem geſun⸗ 
den Knaben glücklich entbunden. Ich beehre 
mich Verwandten und Freunden dies hiermit 
anzuzeigen. 

Breslau, den 19. April 1847. 

Ludwig Ferdinand Maske. 


Todes ⸗ Anzeige. 

Heute Nacht ſtarb unſer geliebter Hugo 
in dem Alter von 1 Jahr und 17 Tagen. Um 
ſtille Theilnahme bitten: * 

Auguſt Hildebrandt nebſt Frau. 

Breslau, den 17. April 1847. 


Todes ⸗Anzeige. 

Am [sten d. Mts., Nachmittags 3 ½ uhr, 
entſchlief nach ſechswöchentlichen Unterleibslei⸗ 
den unſer innigſt geliebter Gatte und Vater, 
der Lehrer Stephani, in einem Alter von 
54 Jahren 9 Monaten 11 Tagen. Entfern⸗ 
ten Freunden, Verwanzten und Bekannten 
widmen dieſe Anzeige: 5 5 

€ die Hinterbliebenen. 

Ludwigsdorf bei Oels, den 18. April 1847, 
—2———— 


Durch das, Sonntag den IIten dieſes 
Monats, Abends 10 uhr, erfolgte plögliche 
Dahinſcheiden des Landesälteſten, königl. Land⸗ 
raths a. D., Probſt des gräfl. Campanini⸗ 
ſchen Fräuleinſtiſtes und Ritter des rothen 
Adler⸗Ordens Zter Klaſſe, Herrn v. Meier 
auf Ranſen, betrauert das unterzeichnete Kol⸗ 
legium erneuert, nicht nur einen ſeiner ge⸗ 
liebten Freunde und langjährigen Kollegen, 
ſondern gleichzeitig einen Mitarbeiter von 
ſeltenen Kenntniſſen, mannigfachen Erfahrun⸗ 
gen und wahrem Biederſinn. Sein Andenken 
wird deshalb von uns eben ſo geehrt wer⸗ 
den, als es in Liebe für ihn in uns nie ers 
Löſchen ſoll. 

Liegnitz, den 17. April 1847. a 
Das Liegnitz⸗Wohlauſche Fürſtenthums⸗ 
Landſchafts⸗Kollegium. 


Vom 20ſten April d. J. ab werde ich 
eine mehrmonatliche Reiſe antreten. Zur 
Abwendung von Nachtheilen erſuche ich 
Geſchaͤftsbrieſe an mein Kameral⸗Amt zu 
Trachenberg zu richten. 

Schloß Trachenberg, den 18. Apr 1847, 


Herrmann Fürſt von Hatzfeldt. 


An F. K. 

Schreiber dieſes ift in feinen Verſicherungen 
unverändert, und denſelben, troß dem, daß ihm 
auf feine Schreiben von Gleiwig, Potsdam 
und Hamburg eine Antwort nicht geworden 
iſt, ſtets treu geblieben. Wenige Zeilen mit 
der gewöhnlichen poſitiven äußerlichen Bemer⸗ 
kung nach G., werden ihn zur weiteren Hand⸗ 
lungsweiſe in Stand ſetzen. 


Anfrage. 
Wird denn die Fuß⸗Paſſage über 
den Tauenzienplatz zur Stadt nicht 
bald anders werden? 
Berichtigung. In der vorgeſtrigen Zei 
Sing · 


9 
tu in der Bücheranzeige des Hrn. 
— * Scheller ſtatt Schaller. 


x 


836 
Aus den Vorräthen von Ferdinand Hirt. 


Die zweite Auflage 


Preußen im Januar 1847 


und das 


Patent vom 3. Februar. 


on 
Bülow⸗Cummerow. 
gc. 8. 341 Seiten. Preis 1 Rthlr. 21 Sgr. 
hat fo eben die Preſſe verlaſſen. Die begonnenen Verhandlungen des vereinigten Landtages 
wenden die Aufmerkſamkeit des Publikums in erhöhtem Maße dieſem neuen Werke des be⸗ 
rühmten Verfaſſers zu, in welchem die Lebensfragen der preußiſchen Politik erörtert ſind. 
Berlin, den 13. April 1847. Veit und Comp. 
Vorräthig in Breslau und Ratibor bei Ferdinand Hirt, in Krotoſchin bei Stock. 


In Baumgärtners Bupanktung. iu Leipzig iſt ſo eben erſchienen und in allen 
Buchbandlungen zu haben, vorräthig in Breslau und Natibor bei Ferdinand Hirt, 
in Krotoſchin bei Stock: 


’ Meine Erfahrungen 
im Gebiete der allgemeinen und fpeziellen 


Pflanzen-Cultur. 


Von Dr. Carl Sprengel, 
königl. preuß. Oekonomie⸗Rathe, Ritter, Direktor der Landbau⸗Akademie zu Regenwalde ꝛc. 
Erſter Band. gr. 8. Broch. Preis 1 Nthl. 15 Sar. 


Bei A. W. Hain in Berlin ist so eben erschienen und daselbst, se wie in allen 


Buchhandlungen zu haben, vorräthig in Breslau und Batibor bei Ferdinand 
Hirt, in Krotoschin bei Stock: 


Bühnen-Repertoir des Auslandes, 


Frankreichs, Englands, Italiens, Spaniens. 
In Uebertragungen herausgegeben von L. W. Both (L. Schneider.) 
Band XV. Nr. 113-120. Geheftet. Preis 1 Rıhl. 15 Sgr. 


Inhalt des Bandes, dessen Nummern auch einzeln verkauſt werden: 


© ; 

9 Brauchbarkeit fih nun feit einer lan⸗ N 
© gen Reihe von Jahren bewährt hat, 
abermals eine hoͤchſt zeitgemäße neue 
umarbeitung, 


welche in jeder Buchhandlung des In⸗ 
und Auslandes vorräthig iſt, in Bres⸗ 
& lau und 
in Krotoſchin bei Stock: 


© 


© 
& 
© 


BSagnonssdsedee 


1 


So eben erſchien in Nase 
Im. Tr. Wöller in Leipzig von 8 
nachſtehendem, für den geübten Gärt⸗ 
ner, wie für jeden Blumenfreund gleich 
nützlichem Werke, deſſen überaus große 


* 
die Ste vermehrte Auflage, 


Ratibor bei Ferd. Hirt, 


Der praktiſche 
Blumengärtner. 


Vollständiges, alphadetiſch⸗geordnetes 
Handbuch 
der Blumenzucht 
Für Gärtner, Gartenfreunde und über⸗ 
haupt alle Diejenigen, welche die be⸗ 
liebteſten und ſchönſten Zierpflanzen 
im Freien, in Gewachshäuſern oder 
Zimmern auf die beſte und leichteſte 
Weiſe kultiviren wollen. Mit einem 
B umengarten-Kalender und Register 
über die lateinischen Synonymen und 
deutschen Eigennamen. 

Von Heinrich Gruner. 
Mit Beruͤckſichtigung der neueſten, 
geprüften Erfahrungen 
aufs Neue gänzlich umgearbeitet 
von 
Carl Friedrich Förster. 
Fünfte vielfach verm. Auflage 
(Eleg. geheftet in umſchlag.) 
Preis 1 Athl. 15 Syr- 
Dieſes rühmlichſt bekannte und 
vielbenutzte Werk, welches auf ausge⸗ 
zeichnet praktiſche Weiſe fireng wiſſen⸗ 8 


BERORANHS 


* 


* 
1 


ſchaftliche Gründlichkeit mit der allge⸗ 
meimfaßlichſten Deutlichkeit in ſich ver 


Nr. 113. Marie Anne. Ein Weib aus dem Volke. Drama in 5 Aufzügen 10 Sgr. 70 Adele N 
Ne.114. Der Herzensdieb, Lustepiel in 1 Akt. . 2 0 2 BSEr|® waffen muachren Gaap von & 
Nr. 115. Die Drillinge. Lustspiel in 3 Akten 10 Sgr. 8 gen und hat ſich deshalb eine der er⸗ 
Nr. 116. Hamlet, Prinz von Dänemark. Drama in 5 Akten 15 Sgr. 5 fen Stellen in dieſer Literatur erwor⸗ 3 
Nr. 117. Der Schwiegersohn des Millionärs. Schauspiel in 5 Akten 10 Sgr. & ben, was wohl auch der umſtand am 
Nr. 118. Lucretia. Trauerspiel in 5 Akten 2 10 Sgr. deutlichſten beweilt, daß hiervon in 
Nr. 119. Ein Mann. d L Sub einer an ähnlichen Büchern ſo reichen 
n, der ausgeht. Lustspiel in 2 Akte . 7 ½ Sgr. Zeit ſchon wieder eine neue — die öbte— 

Nr. 120. Das Ehrenwort. Schauspiel in 2 Akten 5 Sgr. J Auflage nöthig wird. 2 

Der XVI. Band, von welchem bis jetzt folgende Nummern erschienen sind, befin- Von demselben Verfasser erschie- $ 
det sich unter der Presse: Pa früher im Verlage von Ama. 
Nr. 121. König René's Tochter. Lyrisches Drama in 1 Akt 7 ½ Sgr. 11 n i e en 
Ir. 122. Der Weber. Lustspiel in 1 Alt.. 388. 3 Schriften, welche eich den obenger 3 
Nr. 123. Herzmutterchen! Lustspiel in 1 Aʒlt 5 Sgr. © nannten anschliessen: : 


In der Arnoldifhen Buchhandlung in Dresden und Leipzig ift fo eben erſchienen und 
in allen Buchhandlungen zu erhalteu, vorräthig in Breslau und Ratibor bei Ferdi⸗ 
nand Hirt, in Krotoſchin bei Stock: 


Die Slawen der Türkei, 


oder die Montenegriner, Serbier, Bosniaken, 
Albaneſen und Bulgaren, 
ihre Kräfte und Mittel, ihr Streben und ihr politiſcher 
von Eyprian Nobert. 
Aus dem Franzöſiſchen überſetzt, erörtert und berichtigt von 
Marko Fedorowitſch. 
Zweite Ausgabe. 2 Theile. gr. 8. broch. 2 Thlr. 


Fortſchritt, 


In der Ernſt' chen Buchhandlung in Quedlinburg iſt erſchienen, vorräthig in Bre s⸗ 
lau und Ratibor bei Ferdinand Hirt, in Krotoſchin bei Stock, in Schweidnitz 
bei Heege, — in Liegnitz bei Kuhlmey, — in Brieg bei Ziegler, und in allen Buch⸗ 


handlungen: 
Dr. F. E. Albrecht (ehemal. Arzt in Hamburg) 


Die Kopfſchmerzen, 


ihre ſchnelle Linderung und gänzliche Heilung. 
Ein Hälfsbuch für alle, die Anfällen von Kopfſchmerz unterworfen find; — in 
welchem zugleich alle Gattungen des Kopfwehes angeführt, ihre Urſachen entwickelt 
und die Heilmittel mitgetheilt werden, durch die jeder Kopfſchmerz zu heben iſt. 
Vierte verbeſſerte Auflage, von Dr. Winchen bach und F. Stahmann. 
Preis 10 Sar. 
Wer an obigen uebeln leidet, findet in dieſer gediegenen zur vierten Auflage ge⸗ 
kommenen Schrift ftnellen Rath und Hülfe. — Für Kopfſchmerz 1) durch Andrang des 
Blutes, 2) für rheumatiſchen, 3) gichtiſchen, 4) betäubenden Kopfſchmerz. l 


Bei mir (ft erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben: 
8 Theoretiſch⸗praktiſche 
Grammatik der polniſchen Sprache, 
mit polniſchen und deutſchen Uebungsaufgaben, Geſprächen, Titulaturen 
und den zum Sprechen nöthigſten Wörtern 


von 
Karl Pohl, a 
Lehrer der polniſchen Sprache an der Realfhule zu Breslau. 
Vierte verbeſſerte und vermehrte Auflage. 


W.. gern 
Redſſourcen⸗Zeitung Nr. 8 


Breslau, den 20. Aptü 1847, Eduard Trewendt. 


SRIHOHRRHGHHOOHHHHRONS 


5 Urtheilo des ersten Cacteenkundigen # 


5 gründlichste und vollständigste An- 
leitung, die er irgend gefunden habe. 


Sdodanes se nddsseses 


können zurückgefordert werden. 
Breslau, den 19. April 1817. 


gen wir hiermit ergedenſt an, daß 


Knöpfe, um zu räumen, 
Preiſen verkaufen, und laden Kau 


Der unterweisende Mo- 3 
matsgürtner. (Anweisung zu f 
sämmtlichen Verrichtungen im Ge- £ 
müse-, Obst, Wein-; Blumen- und & 
Hopfengarten, sowie bei der Gemüse-, 
Frucht- und Blumentreiberei, nach & 
den Monaten geordnet.) Von H. 
Gruner. Ate umgearhel- & 
tete Aufl. von C. F. För- & 
ster. Preis 22 ½ Sgr. 5 
Die Gärtnerei in ihrem 9 
höchsten Ertrage durch 9 
grösstmögliche Vereinfachung. (Um- F 
fassendes Handbuch der gesammten & 
Gärtnerei.) Von ©. F. Förster. £ 
Mit einer Figurentafel. Preis IRtl. & 
7°, Sgr. 4 
Handbuch der Caeteen- 8 
kunde in ihrem ganzen Umfange & 
von C. F. Förster. Preis 2Rtl. ® 

Das erste vollständige Handbuch g 
der Cacteenkunde, und nach dem # 


— des Fürsten Salm Dyk — die 


olgende nicht zu beſtellende Stadtbriefe 
1) Herrn Maler Hahn, 
2) Zaimmermeiſter Korbach, 
3) - Ignſtrumentenmacher Böge, 
4) Frau Hebamme Guſe in Gr. Näglitz, 
8 Herrn A. Rudolph, i A 


) Joh. C. Böhms Erben, 

7) Graf v. Frankenberg, 

8) Oberamtmann Altmann, 

9) = Qicchlergeſelle Eduard Haachtel 
10) Poſtſecretär, Lieutenant Marſt 
11) ⸗BVerwittwete Frau Groß, 


Stadt⸗Poſt⸗Expedition. 


11 
chnitt⸗ 
fer bedeutendes Waaren⸗Lager von 65 
Modewaaren, Top fferien, Leinen, eri; 
gebleichte als bunt gewirkte Züchn git, 
wand, Cteas, Damaſt und Scha 


wollene Tücher, Metall = und 
zu den b 


Einem teſp. handelnden Publi 


hierzu ergebenft ein. 1837. 
act er arb. 


—— 


aeueſte 


—— ö—˙ꝑ„L 

Landtags- Angelegenheiten. 

Sisung des vereinigten Landtag 
am 15. April 1847. 
Vereinigte Kurie. 

Landtags⸗Marſchall: Ich erſuche den Herrn 
Protokollführer, das Protokoll der vorigen Sigung zu 
verleſen (das Protokoll wird vom Secretalr von Leip⸗ 
ziger verleſen). 

Der Marſchall: Ich ſtelle das Protokoll zur 
Genehmigung der Verſammlung. (Der Abgeordnete 
von Bockum⸗Dolffs nimmt die Stelle eines Se⸗ 
tektairs, für dieſen Augenblick noch die Stelle des Ned: 
ners ein.) 8 
} Abgeordneter von Bockum⸗Dolfſs: Durchlauch⸗ 
9 Str und Marſchal! Ich hade Ew. Durch⸗ 

aucht bereits vor der Sitzung gebeten, mir das Wort 
IM ertheilen in einer allgemeinen Angelegenheit, auf die 
zunächſt nach Berichtigung des Protokolls zurückzu⸗ 
ommen mir vorbehalte. Ich wollte gegenwärtig über 
as Protokoll Folgendes bemerken: Wie man im 
gemeinen nur Weniges zu hören vermag, ſo iſt es 
hier ergangen, und id muß den Secretair des⸗ 
halb bitten, die Fragſtellung nochmals verleſen zu wollen. 

Secretair von Leipziger: Will die Verſammlung, 

aß an Se. Majeſtät den König eine Dank-⸗Adreſſe er⸗ 
laſſen werde? 

von Bockum⸗Dolffs: Der Graf Schwerin hat 
den Antrag geſtellt: Es möge an den König eine 
Dante Aduiſfe eingereicht werden; in dieſer Adreſſe fei 
et ſchuldige Dank auszusprechen und zugleich ſeien darin 

le Bedenken niederzulegen, die ſich von dem Geſichts⸗ 
. Rechts und den Garantien aus, die durch 
le frühere Geſetzgebung, namentlich durch das Geſetz 
vom 17. Januar 1820, dem Volke und den Staats: 
gläubigern gewährt worden, aufdrängen müßten. Es 
iſt demnächſt die Frage zugelaſſen worden, ob die Be⸗ 
rathung einer Adreſſe ſtatthaben ſoll, von einer 
Dank⸗Adreſſe iſt bei der Fragſtellung nicht die Rede 
gewefen. Es ſcheint mir daher erforderlich, daß nach 
ormulitung der Frage, nachdem fie niedergeſchrieben 
worden, dleſelbe von dem Secretair jedesmal laut und 
deutlich verleſen und dann erſt abgeſtimmt werde. 

Der Marſchall: Ich habe darauf nichts Anders 


% 


zu erwidern, als daß mir die Worte, deren ich mich 
vorgestern bedlent habe, ganz genau erinnerlich find; es 


waren genau die Worte, die ſich in dem Protokoll be⸗ 
finden. Die Frage hat gelautet: Beſchließt die Ver⸗ 
ſammlung, eine Dank⸗Adreſſe an Se. Majeſtät den Kö: 
nig zu erlaſſen? 
Secretair von Leipziger: Ich muß dies ber 
Mötigen; wir haben unſere Notizen an demſelben 
nd verglichen; es war die Frage in dieſer 
— Lau ich habe es mir auch nicht anders no⸗ 
e uch der ſtenographiſche Bericht erwähnt zweimal 
Dank: Adreffe. (Mehrere Stimmen: Dank⸗Adreſſel) 


von Bockum⸗Dolffs: Ich habe ſehr genau ver⸗ 

in en, daß die Frage geſtellt wurde: Soll — Adreſſe 
jan Nauen genommen werden? (Mebrere Stimmen: 
bit ame: nein! nein!) Ich muß Ew. Durchlaucht 
— BR nach dem Geſchäftsreglement verfahren werde. 

8 e e von Niemandem unterbrochen wer⸗ 
ich mie und y ug Durchlaucht. Dies Recht vindizire 
der hohen 5 . 
wünſcht ſein, auf eine andere air —— or 
N unterbrochen zu werden. Was ich gehört Habe 
as erkläre ich hier; iſt es nicht richtig 5 muß ich 
1 Entſcheidung der Verſammlung unterwerfen. 
Der Marſchall: Die Verſammlu ; 
anlaßt, darüber zu entſcheiden. e t Le 


„ Herr von Bodum: Dolffs: Ich kehre a 
17 zurück, daß ich ſehr deutlich e 
40 8 Frage geſtelt worden iſt: Soll eine Adreffe 
n ac de Majeſtät den König berathen werden? Erſt 
laucht N dieſe Frage aufgeftellt war, hat Se. Durch⸗ 
3 chan erklärt: Es wird ſomit eine Dank⸗ 
ee Berathung genommen werden. Erſt hin⸗ 
hinzugefügt. alſo Se. Durchlaucht das Wort „Dank“ 
„ Sing Bir 758 Ich bemerke in der Kürze, um 
men Gelegenheit Den worauf wir ſpäter zurückzukom⸗ 
Ordnung Ve en dürften, daß nach der Geſchäfts⸗ 
gen Sten in 8 das Protokoll der vori⸗ 
Sitzung keinen Pl otokon der gegenwärtigen 
Dr atz finden. Es — pt 
e Bemerkungen über das verleſ gt ſich, od wei⸗ 
werden. ene Protoll erhoben 


Eine Stimme: Ich wünſchte, 


1 


zu e 91 der Breslauer Zeitung. 


Protokoll für genehmigt. 

Ich erſuche den Herrn von Beckerath, den Adreß⸗ 
Entwurf, wie er aus der Abtheilung hervorgegangen iſt, 
zu verleſen. 


Der Abgeordnete von Saucken: Ich möchte mir, 
das Wort über die Veröffentlichung der Landtags⸗Ver⸗ 


handlungen erbitten. (Er erhielt das Wort.) 
Durchlauchtigſter Marſchall! Indem Sie mir das 
Wort gegeben, halte ich es fuͤr meine Pflicht, mit Of⸗ 
fenheit und männlichem Freimuthe meine Anſicht in 
dieſer Verſammlung zu bekennen. Ich richte an Sie, 
meine hochgeehrten Herren, meine Worte. Ich muß 
geſtehen, daß eine Veröffentlichung unſeres hier beſchloſ⸗ 
ſenen Antrags in der Allg. Preuß. Zeitung unter 
den amtlichen Artikeln ſtattgefunden hat, die eine falſche 
Anſicht über das, was hier verhandelt iſt, in das große 
Publikum gebracht hat. Ich muß mir daher die Bitte 
an Ew. Durchlaucht erlauben, den Königl. Kommiſſa⸗ 
rius zu erſuchen, ähnlichen Dingen vorzubeugen, damit 
nicht Erklärungen im Volke verbreitet werden, die am 
anderen Tage zwar durch unſere Protokolle berichtigt 
werden, die aber den Eindruck, den ſie im Volke ge⸗ 
macht haben, nicht mehr aufheben können. Es ſtand 
unter den amtlichen Artikeln aufgeführt: der Landtag 
hat eine Dank⸗Adreſſe beſchloſſen. Der Landtag hat 
beſchloſſen, Sr. Majeſtät dem Könige vor Allem zu 
danken für die großherzigen Geſinnungen, mit welchen 
er alle Vertreter des Volkes hier zuſammenberufen hat, 
und hierfür zu danken, hat gewiß Keiner angeſtanden. 
Aber zu danken, ohne zugleich auszuſprechen, was im 
Volke lebt, das, glaube ich, haben Viele nicht geſagt. 
Ich wollte nur Eines bemerken: in meiner Provinz 
wird es augenblicklich die Gemüther erregt haben, wenn 
man glaubt, wir hätten es verſäumt, unſere Bedenken 
auszuſprechen. Meine Bitte iſt die, daß amtliche Be⸗ 
kanntmachungen in der bemerkten Art entweder gar 
nicht oder doch ſo treu gegeben werden, daß Mißdeu⸗ 
tungen, wie hier geſchehen iſt, nicht möglich ſind. 
Der Marſchall: Was den letzten Theil der eben 
gemachten Bemerkung betrifft, ſo anticipirt ſie gewiſſer⸗ 


maßen der bevorſtehenden Berathung, und es iſt nicht 


erforderlich, ſich darauf einzulaſſen. Was die erſte Be⸗ 
merkung betrifft, nämlich den Artikel, welcher am erſten 
Tage in der Allg. Preuß. Zeitung geſtanden hat, 
fo iſt die Geſchichte deſſelben ſehr einfach und unſchul⸗ 
dig. Es war damals noch zweifelhaft, wie ſchnell die 
Stenographen ihre Berichte einbringen würden; es 
konnte erwartet werden, daß drei bis vier Tage darüber 
hingehen würden, und deshalb ſchien es nöthig, einſt⸗ 
weilen und bis der ſtenographiſche Bericht nachfolgen 
konnte, eine kurze Benachrichtigung davon zu ge⸗ 
ben, womit ſich die Verſammlung beſchäftigt habe. Es 
hat ſich jedoch gezeigt, daß der ſtenographiſche Bericht 
wahrſcheinlich ſchon an demſelben Tage, mit aller Ge⸗ 
wißheit aber am folgenden Tage geliefert werden könne. 
Darum findet dieſes Bedürfniß nicht mehr ſtatt, und 
man iſt ſchon dahin übereingekommen, daß keine Be⸗ 
kanntmachungen auf dieſe Weiſe weiter erlaſſen werden, 
ſondern daß der ſtenographiſche Bericht abgewartet wer⸗ 
den ſolle, der ſo bald als möglich in den Zeitungen er⸗ 
ſcheinen wird; und ſomit, glaube ich, iſt dieſe Bemer⸗ 
kung erledigt. . 

Königl. Kommiſſarius: Ich will nur eine kurze 
Bemerkung machen. Es iſt von dem Redner hervor⸗ 
gehoben, daß dieſe Notiz in der Zeitung nicht richtig 
ſei; ſie hat keinen Anſpruch machen können auf Voll: 
ſtändigkeit, wohl aber auf Richtigkeit. Die Unrichtig⸗ 
keit fol darin beſtehen, daß nach dem Zeitungs⸗Artikel 
eine Dank⸗Adreſſe beſchloſſen ſei. Wir haben aber 
durch das Protokoll vernommen, daß eine wirkliche 
Dank Adreſſe beantragt und beſchloſſen ſei, worin 
liegt nun die Unrichtigkeit dieſes Artikels? Uebri⸗ 
gens bin ich damit einverſtanden, daß in Zukunft 
nur die Berichte der Stenographie in den Zeitungen 
erſcheinen, und wenn ich die Veranlaſſung geweſen bin, 
daß jener Artikel mit Genehmigung des Landtags⸗Mar⸗ 
ſchals in der Allg. Preuß. Zeitung erſchienen ift, 
ſo hatte dies keinen anderen Zweck, als daß es im Pu⸗ 
blikum und im ganzen Lande nicht auffallen möge, 
wenn eine Sitzung ſtattgefunden und man während zwei 
oder drei Tage nichts davon erführe. Vollſtändig war 
alfo, dieſe Notiz nicht, aber richtig iſt fie, wie das Pro⸗ 
tokoll beweiſt, in dieſem Punkte geweſen. 

Abgeordn. Hanſemann: Ich erlaube mir nur we: 
nige Worte auf dasjenige zu erwiedern, was der Land⸗ 
tags⸗Kommiſſarius fo eben bemerkt hat. Auch ich habe bei 
der Fragſtellung, obgleich vorher im Laufe der Verhand⸗ 


welche näher ge e, daß diejenigen,] lung von Sr. Durchlaucht das Wort Dank⸗Adreſſe einmal 
weiche näher geſeſſen haben, ſich hierüber gebraucht worden iſt, nur das Wort Adreſſe gehört. Die, 1820 eine reichsſtändiſche Verſammlung genannt wird, 
! Lin, Dr 


erklären. 


Verſtändniß der Sache dient, 
weicht der veröffentlichte Artikel weſentlich von dem hier 
vorgeleſenen Protokolle ab; denn es heißt darin, „der 
Graf Schwerin habe eine Dank⸗Adreſſe beantragt“, 
während derſelbe den Antrag auf den Ausſpruch des 
Dankes und zugleich auf den Anſpruch der Beden⸗ 
ten geftellt hat, die in uns entſprungen find, Ich 
wünſche, daß künftig bel dergleichen Veröffentlichun⸗ 
gen, ſo kurz ſie auch gehalten werden, ſolche weſent⸗ 
liche Punkte bezeichnend angeführt werden mögen, denn 
in der That wird das Land uns mißverſtanden haben, 
wenn es dies Prototoll in den Zeitungen geleſen hat. 
Graf Schwerin (vom Platz). Was ich beantragt 
habe, war allerdings eine Dank⸗Adreſſe; dies ſchließt 
aber nicht aus, daß darin auch Bedenken ausgeſprochen 
werden können. Ich für meine Perſon bin vollſtän⸗ 
dig befriedigt, obgleich ich gehört habe, daß der 
Marſchall in der vorigen Sitzung eine Dankadreſſe zur 
Frage geſtellt hat; ich habe aber darüber geſchwiegen, 
weil ich der Meinung bin, daß die Abſtimmung voll⸗ 
ſtändig mit meinem Antrage in Einklang war. Ich 
habe auch in dem Ausdrucke der Allg. Preuß. Ztg. 
nichts gefunden, was im Widerſpruche mit dem, was 
hier verhandelt worden iſt, geſtanden hätte. 
Abgeordn. von Bockum-⸗Dolffs: Ich hatte mir 
das Wort von Ew. Durchlaucht erbeten, um über die⸗ 
ſen nämlichen Gegenſtand zu ſprechen. Die Stände 
vermögen ſich nur auf dem Boden der Lopalität zu be⸗ 
wegen; ich habe aber den Artikel in der Allg. Preuß. 


Ztg. für nicht geſetzlich halten müſſen, da nach den vom 


königl. Kommiſſarius gegebenen Erklärungen unſer Ge⸗ 
ſchalt Bega ein Geſetz iſt, und a 5 hi 
mentlich mit dem $ 24 deſſelben, ſteht der Erlaß eines 
Zeitungsberichtes unter der Rubrik „Landtags⸗Angele⸗ 
genheiten‘‘, der nicht von der Verſammlung ausgegan⸗ 
gen, im Widerſpruch. Der Artikel muß demnach als 
mit dem Geſetze nicht übereinftimmend bezeichnet wer⸗ 
den, und habe ich die Verſammlung alſo verwahren 
wollen, daß ihr keine derartigen Artikel untergeſchoben 
werden. 

Marſchall: Ich finde in dem, was eben geſagt 
worden iſt, nicht die mindeſte Veranlaſſung, auf die 
ſchon mitgetheilte einfache und unſchuldige Geſchichte 
des fraglichen Artikels zurückzukommen, und bitte daher 
den Referenten, den Adreß⸗Entwurf vorzulefen. . 

Abgeordn. von Beckerath: Ich habe die Ehre, 
im Namen des Ausſchuſſes, welcher beauftragt iſt, die 
Adreſſe an Se. Majeſtät zu entwerfen, folgenden Ent⸗ 
wurf vorzutragen: Ar 

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 

Allergnädigſter König und Herr! 

Ew. königliche Majeſtät haben ſeit Allerhöchſt Ih⸗ 
rem Regierungs-Antritt auf eine edle Entfaltung des 
Nationallebens unabläßig hingewirkt“ und dankbar erfreut 
ſich das Land des Segens, den eine lebendigere Theil⸗ 
nahme des Volkes an den öffentlichen Angelegenheiten 
gewährt. Eine neue höhere Stufe hat ſich dieſer Theil⸗ 
nahme erſchloſſen. Das Bedürfniß eines ſtändiſchen, der 
Einheit des Staates förderlichen Geſammtorgans erken⸗ 
nend, geruhten Ew. königliche Majeſtät die Stände 
aller Provinzen zu einem vereinigten Landtage zu beru⸗ 
fen. Ew. Majestät haben aus freiem wahrhaft könig⸗ 
lichen Entſchluſſe einen großen Schritt gethan und wir 
erfüllen eine erſte, heilige Pflicht, indem wir in un⸗ 
wandelbarer Anhänglichkeit an Ew. königlichen Maje⸗ 
ſtät Perſon und Haus den Dank eines treuen Volkes 
am Throne niederlegen. R 

Durch den hohen Geiſt feiner Fürſten und die 
Kraft der Volksgeſinnung ward das Vaterland empor⸗ 
gehoben; durch ſein ferneres Gedeihen beruht auf dieſer 
Gemeinſamkeit; fie hat ſich darin neu bewährt, daß Ew. 
königliche Majeſtät in dem allerhöchſten Patent v. 3. Fe⸗ 
bruar d. J. die Abſicht kund gaben, fort zu bauen auf 
den von des hochſeligen Königs Majeſtät erlaſſenen 


Geſetzen, an welchem das Volk, als an dem wohlerwor⸗ 


benen Erbe ſeiner Kampfestreue hängt. 

Nachdem Ew. königliche Majeſtät den in dem Gefege 
v. 5. Juni 1823 ausgedrückten Vorbehalt verwirklicht 
und der Verſammlung, welche in jenem Gefege eine 
allgemeine ſtändiſche, in demjenigen vom 17. Januar 


\ 


den Namen des vereinigten Landtages beigelegt haben, 
ſind dadurch dem letzteren die in den angeführten 
und in früheren Geſetzen begründeten Rechte erworben. 
Die Verordnung vom 17. Januar 1820 verpflich⸗ 
tet die Staatsſchulden⸗Verwaltungsbehörde der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu le⸗ 
gen und gewährt ihr hierdurch die Lebensbedingung 
einer gedeihlichen Wirkſamkeit, die periodiſche Einbe⸗ 
fung. Daſſelbe Geſetz knüpft an die Mit» Garantie 
der reichsſtändiſchen Verſammlung nicht nur Anleihen, 
für welche das geſammte Vermögen des Staates zur 
Sicherheit geſtellt wird, oder welche zu Friedenszwecken 
dienen, ſondern jedes neue Darlehen, welches aufzu⸗ 
nehmen der Staat zu ſeiner Erhaltung oder zur För⸗ 
derung des allgemeinen Beſten in die Nothwendigkeit 
kommen möchte. Sodann iſt die Garantie von Staats⸗ 
ſchulden weſentlich bedingt durch eine genaue Kennt⸗ 
niß der Finanzlage des Landes und durch den Beſtand 
des Staats⸗Vermögens, aus welchem letzteren Grunde 
auch die Mitwirkung der Stände bei Verfügungen 
über die Domainen, welche über die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 17. Januar 1820 hinausgehen, einen 
Theil ihres Rechtsgebietes bildet. Ferner beſtimmt das 
Geſetz vom 5. Juni 1823, daß, fo lange keine allge: 
meine ſtändiſche Verſammlungen ſtattfinden, auch die 
Entwürfe zu allgemeinen Geſetzen den Provinzialſtän⸗ 
den vorgelegt werden ſollen, welche Beſtimmung jedoch 
nunmehr durch die Errichtung des vereinigten Landta⸗ 
ges ihre Erledigung gefunden hat, ſo daß der Beirath 
des letzteren zu allen allgemeinen Geſetzen, welche Ver⸗ 
änderungen in Perſonen⸗ und Eigenthumsrechten und 
in den Steuern zum Gegenſtande haben, erforderlich 
iſt und durch das Gutachten der Provinzial⸗Landtage 
und der vereinigten Ausſchüſſe nicht erſetzt werden 
kann. ; 
Allergnädigſter König und Herr! 

Das Wort unſers königlichen Gebieters, auch wenn 
es ſchmerzlich berührt, als treue Unterthanen ehrend 
und eines Eingehens auf die Thronrede in Ehr⸗ 
furcht uns enthaltend, gedenken wir nur des Aus⸗ 
ſpruches Ew. Majeſtät, daß das Staats- Schulden: 
Geſetz vom 17. Januar 1820 in ſeinem unausgeführ⸗ 
ten Theile den Ständen Rechte und Pflichten giebt, 
die weder von Provinzial⸗Verſammlungen noch von 
Ausſchüſſen gellbt werden können. Auch wir vermögen 
nicht anzuerkennen, daß der vereinigte Landtag in den 
ihm als reichsſtändiſcher Verſammlung zuſtehenden Funk⸗ 
tionen durch andere ſtändiſche Körperſchaften rechtsgül⸗ 
tig vertreten, und daß bei der Aufnahme von Anleihen 
durch Zuziehung ſolcher Körperſchaften die Mitgarantie 
des vereinigten Landtages erſetzt werden kann. 

Gehorſam dem Ruf Ew. Majeſtät und im Begriff 
unſere Wirkſamkeit zu beginnen, fühlen wir uns in unſerem 
Gewiſſen gedrungen, zur Wahrung der ſtändiſchen Rechte, 
die gegenwärtige, ehrfurchtsvolle Erklärung am Throne 
niederzulegen. Vertrauensvoll richtet ſich unſer Blick 
auf den hochherzigen Fürſten, der uns in ſeiner Weis⸗ 
heit um ſich verſaͤmmelte, damit die Macht der Krone 
mit der gedeihlichen Wirkſamkeit der Stände auf uner⸗ 
ſchütterlichem Boden ſich verbinde. Ew. königliche Ma⸗ 
jeſtät Selbſt haben das Recht als dieſen Boden bezeich⸗ 
net und das fürſtliche Wort geſprochen: Zwiſchen uns 
ſei Wahrheit! Wir leben der freudigen Zuverſicht, daß 
auf ſolchen Grundlagen der Bau der vaterländiſchen 
Zukunft immer ſchöner ſich erheben werde. Dann iſt 
die Macht der Krone feft. begründet, denn fie wurzelt 
in dem ſittlichen Bewußtſein der Nation, dann iſt dem 
preußiſchen Volke ein vor den ſocialen Gefahren der 
Gegenwart geſicherter Entwickelungsgang gewährt; unter 
den Segnungen einer kräftigen, monarchiſchen Regierung 
wird es der Güter eines freien, öffentlichen, alle Klaſſen 
des Volkes erhebenden Staatslebens theilhaftig werden, 
und in Liebe und Treue geſchaart um ſeinen könig⸗ 
lichen Führer, der großen Beſtimmung entgegen gehen, 
zu welcher die Vorſehung den preußiſchen Staat und 
mit ihm das geſammte deutſche Vaterland berufen hat. 

In tieſſter Ehrfurcht Ew. königliche Majeſtät aller⸗ 
unterthänigſt treugehorſamſte 
Die zum vereinigten Landtag verſammelten 
Stände. 

Der königl. Kommiſſ.: Es iſt in keiner Weiſe 
meine Abſicht, mich in die Debatte miſchen zu wollen, 
welche eben eröffnet werden ſol, um dem Inhalt, der 
Form oder dem Ausdrucke der Dank⸗Adreſſe, oder „der 
Dank: und Beſchwerde⸗Adreſſe“ (wie Sie ſolche nennen 
wollen), welche Sie in Begriff find, an Se. Majeftät 
den König zu richten, votzugreifen. In dem Entwurf 
aber, welchen Ihre Kommiſſion vorgelegt hat, findet 
ſich ein bedeutender Paſſus, welcher mir die Pflicht auf⸗ 
erlegt, Aufklärungen zu geben, die theils rechtlicher, 
theils faktiſcher Art find. Ich glaube, dieſe Aufklärun⸗ 
gen nicht allein in meinem, ſondern auch im Namen 
aller Räthe der. Krone geben zu müſſen, welche Se. 
Majeſtät der König derufen hatte, ihm bei Vollendung 
feines großen legislatoriſchen Werkes beizuſtehen. Ich 
meine denjenigen Theil des Adreß⸗Entwurfs, welcher 
eine Verwahrung gegen vermeintlich verletzte Rechte ent⸗ 
halt. Ich dekenne, daß die Räthe der Krone die 
Frage, ob eine noch nicht geſchaffene Körperſchaft an⸗ 
dere Rechte beſitzen könne, als diejenigen, welche aus 
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vielleicht die Exiſtenz des Vaterlandes abhängt. 


den Geſetzen hervorgehen, welche fie ins Leben gerufen, 
nicht erwogen, weil ſie niemals zur Sprache gekommen 
iſt. Ich bemerke weiter, daß die Räthe der Krone, die 
Frage: ob der Geſetzgeber verpflichtet ſei, in Beziehung 
auf den nicht ausgeführten Theil älterer Geſetze bei dem 
neuen Werke ſich genau und buchſtäblich an die Anz 
deutungen der alten Geſetze zu halten, gleichſalls uner⸗ 
wogen geblieben iſt. Wir find aber auch nicht in dem 
Fall geweſen, dieſe Frage erörtern zu müſſen; weil wir 
der Ueberzeugung waren, daß es räthlich und nützlich 
ſei, die Andeutungen des früheren Geſetzgebers in dem 
neuen „Werke auf das treuſte und vollſtändigſte 
zu erfüllen. In dieſer Vorausſicht, in dieſer Abſicht 
haben wir Sr. Majeſtät dem Könige unſeren Rath er⸗ 
theilt; und als meine Kollegen und ich die Geſetze kon⸗ 
traſignirten, haben wir Alle, einſchließlich desjenigen 
unter uns, welcher bereits bei Abfaſſung des Geſetzes 
vom 17. Januar 1820 thätigen Antheil genommen, 
und einſchließlich der drei Herren Juſtiz⸗Miniſter die 
pflichtmäßige Ueberzeugung ausſprechen können, daß 
keine Verlegung der früheren Verſprechungen irgendwie 
in dem neuen Geſetze enthalten ſei. Dieſe Zuſicherung 
haben wir Sr. Majeſtät pflichtmäßig unſerem Eide ge⸗ 
mäß gemacht. Die hohe Verſammlung wird es ge⸗ 
recht finden, wenn wir uns überraſcht fühlen, 
jetzt in dieſem Entwurfe mit einemmale eine Reihe 
von Punkten aufgeſtellt zu finden, wodurch die hohe Ver⸗ 
ſammlung eine Verletzung des beſtehenden Rechtszuſtan⸗ 
des in demſelben zu finden glaubt. 

Ich gehe auf die einzelnen Punkte über. Die Aus⸗ 
führung des unvollendeten Theils des Geſetzes vom 17. 
Januar 1820 mußte ein Hauptgegenſtand der neuen 
Geſetzgebung ſein, ſie iſt deshalb in allen Inſtanzen auf 
das allergenaueſte, reiflichſte und beſte erwogen. Dabei 
kam natürlich zunächſt die Bedeutung der Worte dieſes 
Geſetzes in Frage, welche beſagen, daß nur unter Zu⸗ 
ziehung und unter Mitgarantie der künftigen 
reichsſtändiſchen Verſammlung neue Darlehne aufgenom⸗ 
men werden können. Es fragte ſich: was heißt Zuzie⸗ 
hung und Mitgarantie? iſt Zuziehung gleichbedeutend 
mit Einwilligung? Zuziehung und Einwilligung ſind 
gewiß ſehr verſchiedene Begriffe. Zuziehung involvirt 
nichts welter als Kenntnißnahme und Mitwirkung. 
Einwilligung involvirt nothwendig ein Veto. Man 
konnte weiter fragen: Iſt unter Zuziehung und Mit⸗ 
garantie eine Einwilligung verſtanden? Dann würde 
nun aber bejahenden Falles die weitere Frage aufgeſtellt 
werden müſſen: warum iſt dann nicht einfach das 
Wort Einwilligung, Zuſtimmung gewählt? Zur 
Schlichtung dieſer Zweifel hätte man rathen können, 
in das neue Geſetz genau und pünktlich die Worte des 
älteren Geſetzes aufzunehmen. Einmal wäre dadurch 
aber die Ungewißheit der Gegenwart nur auf die künf⸗ 
tige Praxis hinausgeſchoben, andererſeits überhob uns 
ein ausdrücklicher Beſehl des Königs eines jeden Be⸗ 
denkens, indem Se. Majeſtät zu befehlen geruhten, daß 
das neue Geſetz deutlich uud unumwunden die Regel 
ausſprechen ſolle, daß zu neuen Darlehnen die Zuſtim⸗ 
mung der Stände⸗Verſammlung nothwendig ſei, mit 
anderen Worten, daß keine neue Schulden ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Stände gemacht werden könnten. Aber 
eine Ausnahme war nöthig. Es wird keiner großen 
Ausführung bedürfen, um die hohe Verſammlung zu 
überzeugen, daß in Kriegsfällen durch feindliche Inva⸗ 
ſionen ein Zuſtand herbeigeführt werden kann, wo es 
unmöglich iſt, daß eine reichsſtändiſche Verſammlung, 
ſie beſtehe aus 600 oder 400 Perſonen, oder aus wel⸗ 
cher größeren Zahl immer, vorher zuſammenberufen wer⸗ 
den kann, um die Geldmittel zu beſchaffen, von welchen 
Es iſt 
eben ſo wenig zu bezweifeln, daß koſtbare Rüſtungen un⸗ 
erläßlich nöthig werden können, die nicht durch Zuſam⸗ 
menberufung einer ſolchen Verſammlung zu einem eu: 
ropäiſchen Geheimniß gemacht werden dürfen. Deshalb 
war es unerläßlich, wenn das Geſetz nicht in einer Weiſe 
eingeführt werden ſollte, die dem Vaterlande Verderben 
brächte, daß ein Modus aufgefunden wurde, um in 
dieſem Falle das Geſetz mit dem Wohle des Vaterlan⸗ 
des in Einklang zu bringen. Dieſen glaubt das Staats⸗ 
Miniſterium gefunden zu haben, in dem Auswege, den 
Sie Ale kennen der in dem Geſetz vom 3. Februar 
d. J. enthalten iſt. Es iſt darin ein ſehr enge Ausſchuß 
der hohen Verſammlung konſtituirt; es iſt beſtimmt ge⸗ 
nau nach dem Worte des Geſetzes, daß dieſer in 
ſolchen Nothfällen zugezogen werden ſoll, und daß auf 
dieſe Weiſe die ihn konſtituirende große ſtändiſche Ver: 
ſammlung eine Mitwirkung erhalte. Es iſt aber kei⸗ 
neswegs darin geſagt, daß dieſer enge Ausſchuß die 
Zuſtimmung der großen Verſammlung ergänzen ſolle; 
denn ſonſt würde das Wort Zuſtimmung auch in die⸗ 
ſem Falle gebraucht worden ſein; ſondern es iſt nur 
geſagt, daß dieſer enge Ausſchuß (der Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen) zugezogen werden ſoll, 
damit er Kenntniß erhalte, fo von der Nothwendigkeit 
des Darlehns, wie von der ökonomiſchen Beſchaffung 
deſſelben, und in der großen Ständeverſammlung, die 
berufen werden ſoll, ſobald die Umſtände es geſtatten, 
damit die Regierung Rechenſchaft gebe über die Noth⸗ 
wendigkeit und Verwendung des Darlehns, das Organ 
ſei, Zeugniß abzulegen über die Art, wie die Regierung 


gehandelt. In dieſem Sinne iſt dieſer Inſtitution ge⸗ 
dacht. Es iſt allerdings nur die Zuziehung durch eine 
ſehr kleine Corporation vorgeſchrieben, allein dies wat 
nöthig, weil mit einer großen Corporation in einem ff 
chen Falle nicht zu verhandeln wäre. Auf dieſe Weiß 
iſt dem Befehl Sr. Majeſtät des Königs genügt, es 
in dem Falle das Geſetz vom Jahre 1820 auf daß 
Breiteſte zu Gunſten der Stände erklaͤtt, wo es ohn 
Gefahr für das Vaterland geſchehen konnte; wo dies 
aber ohne Gefährdung nicht geſchehen konnte, da mußt 
allerdings die engſte Interpretation eintreten, aber auch 
dieſe blieb in Uebereinſtimmung mit dem Geſetz. Kei 
ner, dem ein preußiſches Herz im Buſen ſchlägt, kann 
eine Ausführung des Geſetzes wünſchen, die das Vater 
land in Gefahr bringen möchte, und wenn ich ſagt 
Keiner, dem ein preußiſches Herz im Buſen ſchlägt, 
heißt das, Keiner in dieſer Verſammlung, 
Wenn aber die hohe Verſammlung einen andern beſ—⸗ 
feren Weg zu bezeichnen vermag, welcher, vereinb 
mit unſern Inſtitutionen, das Geſetz vom 17. Janu 
1820 mit dem Geſetz vom 3. Februar dieſes Jahr 
in Uebereinſtimmung bringt, ohne das Vaterland 
gefährden, fo kann ich im Voraus die Verſicheru 
geben, daß die Regierung ihn mit Freuden b 
treten wird, denn dazu haben Se. Majeſtät Sie beru 
fen, daß ihm guter Rath zu Theil werden möge; d 
muß aber, ich wiederhole es, ein Rath fein, der verein 
bar iſt mit unſeren Inſtitutionen und vereinbar 
der Wohlfahrt des Vaterlandes. (Bravo.) (Ich bitt 
meine Herren, ein für allemal, rühmen Sie mich nicht 
ich trete nicht auf, um Bravo's zu erhalten, ſonder 
ich trete auf, um zu reden, was aus meinem innerſten 
Herzen kommt.) 0 N 

Die zweite Ausſtellung, die gemacht worden t, if 
die, daß die Zuſtimmung der fländifhen Verſammlun 
für ſolche Darlehne erfolgen ſolle, für welche 
geſammte Eigenthum des Staates verpf 
det iſt. Ich muß es bekennen, daß erſt, nachdem 
Geſetz längſt vollzogen war, ich aus Pamphleten und 
Zeitungen den böſen Sinn entnommen habe, 
man dieſen Worten unterlegen könnte. Ich habe 
auch in außerpreußiſchen Zeitungen gefunden, daß 
es nichts weiter bedürfe, als daß eine einzige Domaine 
ausgenommen ſei von der Verpfändung, um jedes Dar 
lehn ohne ſtändiſche Zuſtimmung zu kontrahiren. Je 
glaube nicht, daß Jemand von Sr. Majeſtät dem Kö 
nige oder Seiner Regierung eine ſo üble Meinung HM 
ben könne, daß man ſich hinter einen fo ſchlechten 
Kunſtgriff verſtecken und die ſtändiſchen Rechte verküm 
mern wolle. In unſeren Sinn iſt es, das betheue 
ich, nicht gekommen. Es find im neuen Geſetze genal 
die Worte des § 3 des Geſetzes vom Jahre 1820 
braucht, worin es heißt: die Darlehne, wofür füm 
liche Staatseinnahmen verpfändet ſind“; — ſie ſte 
aber allerdings in einem etwas anderen Zuſammenhan 
fo daß fie die neue Faſſung nicht völlig rechtfertig 
und ich gebe es zu, daß eine fo ſchlimme Interp 
tion des neuen Geſetzes möglich ſei; aber noch einm 
ſie iſt nie in unſeren Sinn gekommen. Die S 
iſt vielmehr die: Zwiſchen Verwaltungs⸗Schulden u 
eigentlichen Staats- Anleihen beſteht ein weſentli 
Unterſchied. Unſere Finanz⸗Verwaltung iſt vielleicht 
einzige größerer Stadten, welche keine ſchweben 
Schuld hat; wir bezahlen unſere Ausgaben aus wi 
lich vorhandenem Gelde, fo iſt es von der Weise 
des hochſeligen Königs Majeſtät eingerichtet und fuß 
geführt. Aber auch bei der vorſichtigſten Verwaltul 
iſt es möglich, daß Fälle vorkommen, wo mäßige Gel 
ſummen zur Beſtreitung augenblicklichen Bedürfni 
für kurze Zeit angeliehen werden müſſen: das nen 
man Verwaltungsſchulden. Wenn alſo beiſpiels 
im Monate Februar eine Million fehlt, von der M 
weiß, daß ſie im März abgetragen werden kann, 
würde ohne eine ſolche oder ähnliche Klauſel nach 
Beſtimmungen des Geſetzes der Finanz⸗Miniſter, 
man ſie verbotenus und strictissime nehmen w 
die große Stände⸗Verſammlung befragen müſſen 
werden mir die Beantwortung der Frage erlaſſen )) 
dies wünſchenswerth, ob es zuläſſig ſei. Vor d 
Nothwendigkeit ſollte die Klauſel des Geſetzes fl 
können. Einen anderen Sinn ſollte ſie nicht 
Möchte aber die hohe Stände-Verſammlung eine 
Garantie für dieſe Interpretation verlangen, als 
Wort geben kann, ſo mache ich mich verbindlich 
Se. Majeſtät der König ſolche auf eine Weiſe 
werde, die jeden Zweifel umſtößt. * 

Ich komme jetzt auf die Bemerkung über Di 
mainen, die in dem Adreß⸗Entwurf ſteht. 
kenne, daß ich fie nicht ganz verſtehe. Weder iin zu⸗ 
feg vom Jahre 1815, wenn man überhaupt 20 oder 
rückgehen will, noch in dem vom Jahre 18 amm 
1823 find, einer künftigen reichsſtändiſchen Bee 
lung in Beziehung auf Domainen beſonder 1847 
zugeſichert worden, und im Geſetz vom 3. Feb ine 
find die Verhältniſſe der Domainen nicht im n An⸗ 
verändert. Alle rechtlichen Beziehungen, wel u 
ſehung auf Verwaltung, Verwendung und Ge 26 nicht 
der Domainen beſtehen, ſind durch dieſes Geſebe 
durch einen Hauch berührt; wenn ald b Suden keine 
1815, 1820 und 1823 den künftigen S 


er. I 


einen Wunſch 


liegt nicht vor. 


beſonderen Rechte in Bezug auf Domainen verheißen, 
wenn das neue Geſetz die Domainen gar nicht berührt, 
ſo weiß ich nicht, woher ein Recht entnommen werden 
könnte, noch wie es gekränkt ſein ſollte. Glaubt die 
hohe Stände⸗Verſammlung, daß ſie nach ihrer jetzigen 
Stellung einen beſonderen Einfluß auf die Domainen⸗ 
Verwaltung haben müſſe, ſo würde dies einen Antrag, 
- „eine Bitte veranlaffen können; aber 
wegen eines ſolchen erſt zu formirenden Antrages kann 
man doch keine Verwahrung einlegen. Es iſt möglich, 
daß ich die Stelle des Adreß⸗Entwurfs nicht richtig 
verftanden habe, aber ich kann ihr keine andere Deu- 
tung geben i 
Ich erwähne jetzt des vierten Verwahrungspunktes, 
welcher aus dem Geſetz vom Jahre 1823 entnommen 
fi, Dieſes beſtimmt, daß, ſo lange keine allgemeine 
Stände⸗Verſammlungen da ſind, die Provinzial⸗Stände 
allgemeine Geſetze berathen ſollen; es beſtimmt ferner: 
wann eine Zuſammenberufung der allgemei— 
nen Stände erforderlich ſein wird, „und 
wie ſie dann aus den Provinzial-Ständen 
hervorgehen ſollen, darüber bleiben Uns 
die weiteren Beſtimmungen vorbehalten. 
Nach dieſen Beſtimmungen war, wenn Se. Ma⸗ 
jeſtat auch jedes Wort für Sich verbindlich hiel⸗ 
ten, für Sie keine weitere Verpflichtung vor⸗ 
handen, als die allgemeine Stände⸗Vertretung aus den 
Provinzial = Landtagen zu berufen, ſobald Sie es für 
nöthig hielten. Wie ſie daraus hervorgehen ſollte, war 
der Allerhöchſten Weisheit vorbehalten. Der König 
konnte, wie Er es gethan, die Provinzial⸗Landtage in 
ihrer Geſammtheit berufen, Er konnte aber auch jede 
beliebige Fraction aus ihnen entnehmen, ohne daß Je⸗ 
mand behaupten könnte, das Geſetz ſei verletzt. Er 
hat Sie, meine Herren, in die große Verſammlung 
berufen, und hat ihr den vollen Genuß nicht nur der 
verheißenen Attributionen der künftigen Reichsſtände, 
ſondern auch weit darüber hinaus Rechte gegeben, 
welche niemals verheißen waren. In keiner früheren 
erheißung war von einem Steuer⸗Bewilligungs⸗ 
rechte, immer nur von ſtändiſchen Berathungen die 
Rede. Eben ſo iſt in keiner von dem Petitionsrecht 
geſprochen, beide wichtigen Rechte haben Se. Majeſtät 
der Verſammlung aus freier Entſchließung beige⸗ 
legt. Allerhöchſtdieſelben haben aber für erforderlich ge⸗ 
halten, diejenigen Theile der Functionen der Central⸗ 
Verſammlung, welche ſich nach Ihrer Anſicht und der⸗ 
jenigen der Räthe der Krone in einer ſo großen Ver⸗ 
ſammlung ſchwer bewältigen laſſen, der Regel nach einer 
aus ihr hervorgehenden kleineren Verſammlung 
zu übertragen. Se. Majeſtät der König waren in Ih⸗ 
rem vollem Rechte geweſen, wenn Sie dieſe kleine Ver⸗ 
ſammlung für eine reichsſtändiſche erklärt und ſie in 
den Vollgenuß derjenigen Rechte eingeſetzt hätten, 
weche der großen Verſammlung beigelegt iſt. Konnte 
aber der kleineren Verſammlung (den Ausſchüſſen) das 
Ganze gegeben werden, ſo kann in der konkurrirenden 
Verleihung eines Theiles dieſer Rechte keine Rechtsver⸗ 
letzung liegen. Es handelt ſich hier nur von einer 


Nützlichkeits⸗Frage, von keiner Frage des Rechts. 


t aber dies anerkannt, ſo erledigt ſich auch die ange⸗ 


tegte Frage über die Periodizität dahin, daß eine 


entral⸗Verſammlung vorhanden iſt, welche in regel⸗ 


mäßig wiederkehrenden Perioden die durch das Geſetz 


vom Jahre 1820 der Haupt Verwaltung der Staates 
Schulden vorgeſchriebene Rechnungslegung abzunehmen 
hat. Weiter verlangt das Geſetz nichts, und in Be⸗ 
ziehung auf den Rechtspunkt iſt dieſes daher erfüllt. 
Ob dieſe Art der Erfüllung die beſte fei, davon han⸗ 
delt es ſich hier nicht, denn die Frage der Nützlichkeit 
Eben ſo wenig aber kann ich 
eine Rechtsverletzung in der Beſtimmung zugeſtehen 
daß die Provinzial = Stände auch fortan in einzelnen 
Ausnahme = Fällen über allgemeine Geſetze ſollen be⸗ 
rathen können. Das Geſetz vom 5. Juni 1823 
ſagt: So lange keine allgemeine Stände - Ver⸗ 
ſammlung gebildet iſt, ſollen die Provinzial⸗Stände 
das Recht haben, auch über allgemeine Landes— 
geſetze zu beſchließen. Daraus folgt doch nach der ge— 
ſunden Logik nur, daß, nachdem eine gemeinſame 
Stände⸗Verſammlung geſchaffen iſt, die Provinzial⸗ 
Stände keinen Anſpruch mehr darauf haben. Ob 
aber Se. Majeſtät der König das konkurrirende Recht 
laſſen wollte oder nicht, das war ein Recht der freien 
Entſchließung, wie es nur eines geben kann. Hiermit 
iſt die Reihe der Verwahrungs⸗Punkte beſchloſſen. 
daß 0 —.—— meine und meiner Kollegen Anſicht, 
R ein beſtehendes Geſetz irgendwie verletzt ſei, genü⸗ 
beam zu haben. Sollte aber die hohe 
nicht —— —— einzelne Glieder derſelben dadurch 
deren Gefegen ableiten auben dieſelben, Rechte aus an⸗ 
zige Stände⸗Ver amd können, als wodurch die jez 
ſieht es felbftredend frei, die ue, Leben gerufen iſt, ſo 
Wege, d. h. im Wege der w. Bedenken im geſetzmäßigen 
a N 9 Petition oder der Beſchwerde, 
n den Thron zu bringen und S 1 
bitten. Dies wäre nach meiner ur Maj. um Abhülfe zu 
Tr n eberzeugung der ge ſetz⸗ 
mäßige Weg; ob Sie dieſen Wegeinſchlagen a 3 
— 3 eine Verwahrung in 05 Adreſſe niederlegen 
3 „das muß ich Ihrem Ermeſſen überlaffen, da 


lagen oder Ihre Wün⸗ h 


. 


mir, wie ich Eingangs erwähnt, keine Einmiſchung zu⸗ 
ſtand, wohl aber die Pflicht der Aufklärung oblag. 
Abgeordneter von Beckerath: Wenn ich dem ſo 
eben vernommenen Vortrag des königlichen Herrn Kom⸗ 
miſſarius Punkt für Punkt zu folgen ſuche, ſo wird 
mir dieſes Verfahren zugleich die befte Gelegenheit ge⸗ 
ben, den Gedanken darzulegen, von welchem der Aus⸗ 
ſchuß bei Abfaſſung des Entwurfs geleitet wurde. Der 
Herr Miniſter hat die Frage unerörtert gelaſſen, inwie⸗ 
fern die Krone ſich gegen den nicht ausgeführten Theil 
des Geſetzes vom 17. Januar 1820 verbindlich erachte. 
Ich werde alſo auch darauf weiter nichts zu bemerken, 
ſondern nur einfach auf die von Sr. Majeſtät dem 
hochſeligen König in dem Geſetze ſelbſt ausgeſprochene 
Erklärung hinzuweiſen haben, daß die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes unwiderruflich ſeien. Der Herr Miniſtet 
hat den Sinn des Wortes „Mitgarantle“ in Frage 
geſtellt, ohne übrigens aus dem Zweifel irgend etwas 
Materielles herzuleiten. Die große Wichtigkeit der Ver⸗ 
handlung, in der wir uns befinden, und die Bedeu⸗ 
tung, die ſich an dieſes eine Wort knüpft, macht es 
mir zur Pflicht, daran zu erinnern, daß „Mitgarantie“ 
unmöglich etwas Anderes heißen kann, als „Zuſtim⸗ 
mung“, denn wenn die Stände aufgefordert werden, 
eine Anleihe zu garantiren, ſo hängt es von ihnen 
ab, dieſe Garantie zu leiſten oder abzulehnen, in 
dem erſteren Falle geben ſie ihre Zuſtimmung, in 
dem zweiten verweigern ſie dieſelbe. Welche Inter⸗ 
pretation auch dem Worte „Zuziehung“ gegeben wer⸗ 
den möge, das Wort „Mitgarantie“ hat keinen an⸗ 
deren Sinn, als Zuſtimmung. Dleſe Beſtimmung des 
Geſetzes vom 17. Januar 1820 mit denjenigen Rück⸗ 
ſichten zu vereinbaren, welche die Regierung auf die 
Wohlfahrt des Vaterlandes in drangvollen Augenblik⸗ 
ken des Krieges zu nehmen hat, iſt eine Aufgabe, de⸗ 
ren Wichtigkeit nicht verkannt werden kann, und wenn 
Seitens der Krone ein Vorſchlag zu ihrer Löſung den 
Ständen gemacht werden ſollte, ſo wird derſelbe gewiß 
eine willige Aufnahme finden. Ich kann nicht umhin, 
bei dieſer Gelegenheit auf den großen Vortheil hin⸗ 
zuweiſen, den das Zuſammenwirken der Regierung 
mit den Ständen hat. Wenn wichtige Entſcheidungen 
zu treffen ſind, ſo wird durch die vorherige Bera⸗ 
thung mit den Ständen ein beklagenswerther Fall, 
wie er uns jetzt vorliegt, vermieden werden können. Wie 
erfreulich auch die Erklärung des Herrn Landtags⸗Kom⸗ 
miſſars war, ſo wird doch dadurch, nach meiner Anſicht, 
die Stände⸗Verſammtung ſich nicht derjenigen Pflicht 
entbunden fühlen können, die ſie gegen ihre Kommitten⸗ 
ten hat, nämlich das Recht des Landes ſo lange zu wahren, bis 
dem neuen Geſetze gegenüber dieſes Recht durch die Geſetzge⸗ 
bung ſelbſt wiederhergeſtellt iſt. Dieſelbe Bemerkung trifft auch 
den Punkt in dem Geſetze vom 3. Februar 1847, nach 
welchem nur diejenigen Anleihen an die Mitgarantie der 
Stände geknüpft ſind, für die das geſammte Staats⸗ 
vermögen zur Sicherheit geſtellt wird. Auch hier ift 
durch den Herrn Landtags⸗Kommiſſar eine Ausſicht zur 
Verſtändigung mit der Regierung eröffnet worden; und 
gewiß wird die Stände⸗Verſammlung eine desfallſige au⸗ 
thentiſche Erklärung mit Befriedigung empfangen. Was 
die Domainen betrifft, ſo hat der Ausſchuß geglaubt, 


durch die betreffende Stelle in der Adreſſe ſeine Anſicht 


hinreichend auszudrücken. Es ſel mir erlaubt, ſie hier 
weiter zu entwickeln. Bei der Mitgarantie von Anlei⸗ 
hen, bei der Zuſtimmung zu Handlungen, welche den 
Staat belaſten, kommt es weſentlich auf den Beſtand 
des Staats⸗Vermögens, auf die Maſſe, auf den Ertrag 
der vorhandenen Domainen an. Die Verpflichtung, 
welche die Stände bei der Mitgarantie von Anlec⸗ 
hen übernehmen, hängt alſo mit einem beſtlmmten 
Zuſtande auf das innigſte zuſammen. Wird dieſer 
Zuſtand, der die Bedingung ihres Handelns dil⸗ 
det, ohne ihre Mitwirkung alterirt, ſo iſt die Vor⸗ 
ausſetzung, unter welcher fie die Anleihe bewilligten, aufs 
gehoben und ihnen gleichſam der Boden unter den Fü⸗ 
ßen weggenommen. Ich will mich nicht in die Ent⸗ 
wickelung der ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen vertiefen, 
die in unſerem Lande eben ſo wenig wie in den ande⸗ 
ren deutſchen Staaten fehlen, Beſtimmungen, nach wel⸗ 
chen die Domainen als Staatsvermägen zu betrachten 
ſind, und nach welchen die Verfügung darüber in ver⸗ 
ſchiedener Weiſe an die Mitwirkung der Stände gebun⸗ 
den iſt. Die einzige Betrachtung genügt, daß eine 
Mitgarantie von Anleihen, die Betheiligung an der 
Vermehrung der Staatsſchuld, in dem innigſten Zu⸗ 
ſammenhange mit dem activen Staatsvermögen ſteht, 
daß mithin die Stände, wenn ſie dem Lande eine Ver⸗ 
pflichtung auferlegen follen, auch verſichert fein müſſen, 
daß die vorhandenen Activa, aus welchen theilweiſe die 
Mittel zur Verzinſung und allmäligen Ablöſung fließen, 
in demſelben Zuſtand bleiben, in welchem ſie bei der 
Handlung der Stände ſich befanden. In dem Vortrage 
des königlichen Herrn Kommiſſars wurde ferner hervor⸗ 
gehoben, daß die Krone in dem Geſetz vom 5. Juni 
1823 ſich ausdrücklich vorbehalten habe, die allgemeine 
Stände⸗Verſammlung in der der Krone angemeſſen 
ſcheinenden Weiſe aus den Provinzialſtänden hervorge⸗ 
en zu laſſen. a 

Dieſes Recht iſt unbeſtritten. Die Krone hat es aus 
geübt, indem fie den vereinigten Landtag errichtete. Es 


wurde darauf hingedeutet, daß die nach den fruheren 
Geſetzen zu bildende reichsſtändiſche Verſammlung durch 

die Geſetze vom 3. Februar 1847 gleichſam in 3 ver⸗ 

ſchledene Körperſchaften getheilt worden ſei. Der Zus 

läſſigkeit dieſer Eintheilung muß ich widerſprechen. Ein⸗ 

mal iſt der Begriff einer reichsſtändiſchen Verſammlung 

ein einheitlicher untheilbarer, zum Anderen aber hat es 

nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen, eine ſolche 

Theilung zu bewirken. Es heißt in dem Patente vom 

3. Februar d. J. $ 3: „Dem vereinigten Landtag und 

in deſſen Vertretung dem vereinigten Ausſchuß 

übertragen Wir u. ſ. w.“ Alſo iſt auch nach dem 

Ausſpruch des Geſetzgebers ſel bſt der vereinigte Lands 

tag allein als die in den früheren Geſetzen vorgeſehene 
reſchsſtändiſche Verſammlung anzuſehen. Der Landtags: 

Kommiſſar deutete darauf hin, daß in dem angeführten 
früheren Geſetze ein Anſpruch auf das Petitionsrecht 
nicht begründet, aber dennoch dem vereinigten Landtage 

reſp. den vereinigten Ausſchüſſen das Petitlons recht 
zuerkannt ſel. Meine Herren! Das Petitiousrecht 

iſt ein Recht, ohne welches die Exiſtenz einer 
Landes = Vertretung nicht gedacht werden kann. 

Nicht allein aber als Vernunft Anſpruch, ſon⸗ 
dern auch als ein aus dem poſitiven Geſetz herzuleiten⸗ 
der Rechts⸗Anſpruch ſteht dem Landtage das Petitions⸗ 
Recht zur Seite. Die Bundes⸗Akte ſichert allen deut⸗ 
ſchen Staaten eine landſtändiſche Verfaſſung zu, von 
einer landſtändiſchen Verfaſſung iſt das Petitionsrecht 
unzertrennlich, und es würde nicht ſchwer werden, dar⸗ 
zuthun, daß es von keiner deutſchen Verfaſſung jemals 
ausgeſchloſſen war. Was nun die Vorlage der allge⸗ 
meinen Geſetzentwürfe an die Provinzial⸗Landtage be; 
trifft, ſo hat es nicht in der Abſicht des Ausſchuſſes 
gelegen, der Krone das Recht zu beſtrelten, von den 
Provinzial⸗Landtagen Beirath auch zu den allgemeinen 
Geſetzen zu verlangen. Die Abſicht war aber dahin ge⸗ 
richtet, auszudrücken, daß, nachdem eine allgemeine 
Stände⸗Verſammlung errichtet iſt, dieſe Verſammlung 
auch der Centralpunkt der Mitwirkung des Volkes bet 
der Geſetzgebung ſei. Man erkannte, daß wenn dieje⸗ 
nigen Entwürfe, die den ganzen Staat, die allgemeinen 
Landes = Intereſſen betreffen, nicht regelmäßig von dem 
einen zur Landesvertretung berufenen Körper berathen 
werden, wenn vielmehr dieſe Entwürfe bald dem verei⸗ 
nigten Landtage, bald dem vereinigten Ausſchuß, bald 
den Provinzial⸗Ständen zur Berathung vorgelegt wer⸗ 
den, alsdann nicht nur dasjenige fehlt, was der Be⸗ 
griff einer landſtändiſchen Vetfaſſung erfordert, ſondern 
auch eine geordnete Mitwirkung des Volkes bei der 
Geſebgebung nicht flatıfindet. Auf dieſer geordneten 
Mitwirkung aber beruht der Segen, den eine landſtändiſche 
Verfaſſung gewährt, und er tritt erſt ein, wenn eine re⸗ 
gelmäßlge periodiſche Einberufung der Stände⸗Verſamm⸗ 
lung feſtgeſtellt ift. Das Geſetz vom 17. Jan. 1820 fagt mit 
einfachen und unzweideutigen Worten, daß die Staatsſchul⸗ 
den⸗Verwaltungs⸗Behörde der reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung alljährlich Rechnung abzulegen verpflichtet iſt. 
Das Recht des vereinigten Landtages, in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als reichsſtändiſcher Verſammlung alljährlich ein⸗ 
berufen zu werden, geht unzweifelhaft aus dieſer Ber 
ſtimmung hervor. Eine andere Frage iſt diejenige der 
Zweckmäßigkeit. Wenngleich die periodiſche Einberu⸗ 
fung unbedingt erforderlich iſt, ſo kann zugegeben wer⸗ 
den, daß hinſichtlich des Zwiſchenraums abweichende 
Meinungen beſtehen. Meine Ueberzeugung von dem 
Rechte aber iſt durch die Bemerkungen des Herrn Land⸗ 
tags⸗Kommiſſarius nicht erſchüttert worden. Zwar ſoll 
der vereinigte Ausſchuß perlodiſch verſammelt werden, 
allein, wie ich bereits andeutete, der vereinigte Ausſchuß 
iſt nicht die reichsſtändiſche Verſammlung, fondern nur 
eine ohne ihre Zuſtimmung angeordnete Vertretung | 
derſelben. Der provinzialſtändiſche Charakter des ver⸗ 
einigten Ausſchuſſes, wie ihn das Geſetz, durch welches 
er in vor Daſein gerufen wurde, feſtgeſtellt hat, macht 
es unmöglich, ihn als eine reichsſtändiſche Verſomm⸗ 
ſammlung anzufehen. Ich erlaube mir, aus dem Ges 
ſetz vom 21. Juni 1842, die vereinigten Ausſchüſſe ber 
treffend, die hier in Betracht kommenden Stellen vor⸗ 
zutragen. Der $ 2 dieſes Geſetzes lautet: 


(Fortſetzung folgt.) 


— — 
Verlag und Druck von Graß, Barth u. Comp, 


— 
Redaktion: E. v. Vaerſt und H. Barth. 
— 
Saufenberg bei Kreuzburg, 15, April. Heute 
feierte hier ein kleiner Zirkel, beſtehend aus Beamten 
des Hen. Fürſten Au guſt zu Hohenlohe-Oehrin⸗ 
gen die Vermählungs⸗Feier hochdeſſen durchlauchtigen 
Sohnes, des Prinzen Hugo, mit der durchlauchtigen 
Prinzeſſin Pauline don Fürftenderg, im traulichen 
Kreiſe. 


. Es naht der Mai. 
Auf! Eilt herbei! 
Der Frühling naht! So ſchallt's auf allen Wegen, 
Und jauchzend ruft es laut das Echo nach; f 
Ver ſchwunden iſt des Winters Ungemach, 
Und freudig ſchlägt das Herz dem Lenz entgegen. 
Friſch auf! Zu Roß! Ihr alten, wackern Degen! 
Der Tag von Lützen naht, der heiße Tag, 
An welchem jene ſtarre Feſſel brach, 
Die ſieben Jahr' ſo ſchwer auf uns gelegen. 
Der gold'ne Friede weilt in unſern Gauen, 
Feſt ſteht der Thron, frei iſt das Vaterland, 
Des Krieges Wunden hat die Zeit geſchloſſen. 


er ökonomiſche Verein Nimptſchſchen Kreiſes verſammelt ſich Sonnabend den 
24ſten d. M. Vormittags 9 Uhr. Dies zur Kenntniß der Mitglieder. 
Nimptſch, den 19. April 1847. Das Direktorium. 


Niederſchleſiſcher landwirthſchaftlicher Beamten⸗Verein. 
Die nächſte General⸗Verſammlung des niederſchleſiſchen landwirthſchaftlichen Beamten: 
Vereine findet den 8. Mai d. J. Mittags 1 Uhr in Reichenbach im gewöhnlichen 
Lokale ſtatt. Den verehrlichen Mitgliedern werden beſondere, die beabſichtigenden Geſchäfts⸗ 
Vornamen bezeichnende, n unverzüglich zugehen. 
Niederſteine, den 17. April 1847. Der Vereins⸗Direktor Petzoldt. 


N u Bekannt mach u 
Die Berliner 


Land⸗ und Waſſer⸗Transport⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft 


übernimmt die Verſicherung von Waaren, Alten und Getreide ſowohl auf den Land⸗ als 
Waſſer⸗Transport zur billigſten Prämie und wird in jeder Beziehung keiner Geſell⸗ 
ſchaft nachſtehen, auch den üblichen Rabatt am Jahresſchluß gewähren. 
Zur Annahme von Verſicherungen iſt bereit in Breslau 5 
; Siegfried Hahn, Agent. 


Die Beschaffun 


der neuen Coupons zu alten und neuen Polnischen Pfandbrie-“ 


fen übernimmt’ gegen billigste Provision 


5 S. Landsberger, Ring 25. 


Fur Berlin und die Provinzen Pommern, Preussen, Posen, 
Schlesien und Sachsen, empfiehlt sich zu Incassos, Commissio- 
nen und Speditionen ergebenst: C. H. Schaeffer in Berlin. 

er Pädagogik und Methodik 


Unterricht in de 6 
. für Lehrerinen. 

Mit Bezug auf den in Nr. 35 dieſer Zeitung enthaltenen Aufſatz, betreffend 
die Vorbereitung und Bildung junger Damen zu Lehrerinnen, 
benachrichtigt der Unterzeichnete ganz ergebenſt diejenigen hieſigen und auswärtigen 
Eltern, welche ihre Töchter zu Lehrerinnen ausbilden laſſen wollen, ſo wie 
diejenigen jungen Damen, welche ſich zwar bereits zum Lehr⸗ und Erziehungs = Ge: 
ſchäſt deſtimmt, aber die pädagogiſche Prüfung noch abzulegen haben; daß bei ihm 
in Kurzem der „penttiiche Unterricht in der Pädagogik überhaupt 
und in der Methodik insbefondere für Lehrerinnen“ beginnen 
wird. An dieſem Unterricht können auch ſolche Töchter Theil nehmen, die nicht 
ausſchließlich Lehrerinnen zu werden beabſichtigen, aber ſich doch im häuslichen Kreiſe 
an dem Bildungsgeſchäft der Kinder in zweckmäßiger Weiſe betheiligen wollen. — 
Nähere Auskunft darüber erthellt der Unterzeichnete. 

Breslau, den 20. April 1847. 
N Chr. G. Scholz, Seminars Oberlehrer 
(wohnhaft am Stadtgraben Nr. 26 0. ). 


Extra feine Tuchroͤcke, 


mit Orleans durchfuttert, von 77, Rthlr. an; 


Bucksking⸗Hoſen 


in den neueſten Mufterungen, von 3 ½ Rthlr. an; 


Weſten 


in einer großen Auswahl von 1 Athle. an; 


feinſte Geſellſchafts⸗Fracks, 


mit Seide gefuttert, für 10 Rthlr“, empfiehlt zu feſten Preifen: 


Wittwe Goldſchmidt's Magazin, 


Ohlauer Straße Nr. 21, gleich an der Ecke der Biſchofsſtraße. 


er 
2 2 


Ses. es 
. U} pr 
M. Sachs, Ring Nr. 39, 
empfing heute —— eis Ber feiner in Leipzig angekauften Waaren, und 
empfiehlt in reicher Auswahl: 25 
die neuesten Umſchlage⸗Tücher und Double⸗Shawls, 
die eleganteſten Pariſer Braut⸗ und eiden⸗ oben in cou: &d 
leurt und ſchwatz, Battiſte, Balzorine, Mouſſeline 
de 1 8 und ganz beſonders die fo eben erſchienenen Toile 


u Nord. 
Direkt aus Paris: ü 
Die neueſten Modells . „Mäntelchen, Man 
iets a Beg e wah blen ue Sri Eopien 
in jed ff angefertigt werden. 


NN 


2 


N 


200000000 


u 


Mit Bezug auf den von Herrn Prathner 
Sten d. Mts. ertheilten „Rath und 1 a 


Doppelt geglühtes Holzkohlenm 


Die neu 


pfiehlt: 


e 


N 


orſchlag 
die Laubholzkohlenfabrik von J. Briegers ſel. Wwe. und Sohn 


en Pariſer Modells zu Mantillen, 
nuſſen und Mantilles, wie auch den erſten Trans⸗ 
port der Leipziger Meß⸗Waaren empfing und em⸗ 


J. Brand | 
Ring Nr. W im alten e = 


F 


in Rr. 81 der Schleſiſchen Zettung vom 


Sn Kartoffelanbauer“ offerirt: 
ehl, der Bto. Centn. 2 Rthl. ab hier, 


in Glatz. 


e 
Bour⸗ ® 


4 


Von der Leipziger Meſſe zurückgekehrt, empfehle ich einer genelgten Beachtung 


mein wohlaſſortittes Damenputz⸗Lager der neueſten Hüte in Baſt, Krepp und 


Seide, auch franzöſiſche Roß haar⸗ und 


ordüren⸗Hüte in neueſter Fagon, ſowie 


Putz⸗Häubchen in Blonde und Spitze, Negligeehäubchen, franzöſiſche Blumen und 


Bänder. 


Karoline 


Damenputz⸗ Handlung, Ring Nr. 29, goldne Krone. 


Hoffmann, 


Daguerreotyp⸗Porträts. 


Atelier im Schweizerhauſe, an der Freiburger Eiſenbahn. 


Heinrich 


empfing heute die ch, Hirſch . Puch 


auf fein reichhaltig aſſortirtes Lager von Tu 
Weſten und Allem, 


Wegen Geſchäftsveränderung werden alle Sorten Tuche, 
und Sommerbeinkleider enge, verſchiedene Westen und wollene 
dar verkauft: Eliſabethſtraße Nr. 15, im Eckgewölbe⸗ 


und unter dem Koſtenpreiſe 


Bei A. Schepeler in Berlin iſt erſchienen 


und bei Eduard Trewendt in Breslau ® 


zu haben: 
Verzeichniß und Wohnungs: 
Anzeiger 
der Mitglieder 
des am 11. April 1847 in Berlin 
eröffneten 


Vereinigten Landtages. 
Preis 71, Sgr. 

7080 eben erſchten und ik dürch alle Bude 

handlungen zu beziehen: 


Närriſches 
Complimentirbuch. 


Mit vielen komiſchen Illu⸗ 
ſirationen. 

Herausgegeben von W. Faulen. 
Preis broch. 10 Sgr. 

Ein mit glücklicher Laune und treffendem 
Witz geſchriebenes Werkchen. 
Hamburg, Verlags⸗Comtoit. 
Vorräthig bei Schulz u. Comp. in 
Breslau, Altbüſſerſtraße Nr. 10, an der 

Magdalenen⸗Kirche. 


Ergebenste Anzeige. 

Ich beehre mich hierdurch anzuzeigen, 
dass ich mich als prakt. Arzt, Wundarzt 
und Geburtshelfer in Breslau niedergelas- 
sen habe, Meine Wohnung ist Ohlauer 
Strasse Nr. 20, wo ich täglich früh. von 8 
bis 10 Uhr zu sprechen bin, 

Dr. Küstner. 


8 KNuquſte? Wg 
3 Auguſte Neuman, 
© Blumen ⸗ Fabrik in Breslau, 
CTaſchen⸗Straße Nr. 6, erſte Etage, em: 
 pfiehlt neue Hauben⸗Blumen und N 
Hut:Bouquets in reicher Auswahl & 
zu billigen Fabrik⸗Preiſen. Beſtellungen N 
auf künſtliche Blumen aller Art, Braut: & 
Kränze ꝛc. werden jederzeit ſauber und 
billig ausgeführt. 8 
3209900806:008900000 


Annonce. 


Ein junger verheiratheter Mann, welcher 
in der Arithmetik, in allen Zweigen der Feld⸗ 


4 u meß⸗ und Baukunſt — namentlich im Waſſer⸗ 
bau — theoretiſch und praktiſch gebildet, auch 
ausgezeichnete Atteſte aufzuweiſen hat, und 


nöthigenfalls Kaution zu leiſten im Stande 


iſt, wünſcht bei einer bedeutenden Herrſchaft 


eine Anſtellung. Nähere Auskunft hierüber 
ertheilt Herr Tralles, Verſorgungs Komp: 


toir, Schuhbrücke Nr. 66. 
88 
& 

Nr. 10 und 11, im ehemals Holſchau⸗ 8 
2 ſchen, jetzt Seeligerſchen Haufe, tft neu 
dekorirt, das Billard neu überzogen, &. 
9 für gute Speiſen, Getränke, wie auch & 
Bedienung, beſtens geſorgt, und bittet 
um geneigten Zuſpruch: 


ee 
der Reſtaurateur. 
du 


90ER 
Der baierſche dr Ring 


irſch, Ohlauerſtraße Nr. 87, 


er Meßwaaren, und erlaubt ſich beſonders 
3 n en, Bukskins, Twiſtſtoffen, Shawls, 
was die Mode für Herren Neues barbietet, aufmerkſam zu machen 


Ausverkauf von Tuchen und . 


Buckskings, tuche 
utterzeuge zu 


Die im Guhrauer Kreiſe, Regierungsbezirk 
lau, belegenen Rittergüter Tſchiſtey, 
ein⸗Beltſch und Sandelwalde, mit einem 
Geſammt⸗Areal von 3413 Morgen 131 Ru⸗ 
then, wovon 1817 Morgen Ackerland, 848 
Morgen Wieſen und Hutungen, 532 Mor⸗ 
gen Wald und Büſche find, in vollſtändigem 
gutem Bau-, Kultur⸗ und Düngungszuſtande, 
ſo wie mit einem reichlichen lebenden und 
todten Inventarium, ſollen Erbtheilungshal⸗ 
ber im Wege des freiwilligen Licitations⸗ 
Verfahrens zum öffentlichen Verkauf geſtellt 
werden. Zu dieſem Behufe haben wir einen 
Bietungs⸗Termin in Eſchiſtey auf den 7ten 
Juni 1847 angeſetzt. Der Zuſchlag kann we⸗ 
gen Concurrenz minderjähriger Erben in dem 
Termine nicht erfolgen und muß viel mehr 
innerhalb einer vierwöchentlichen Friſt vor⸗ 
behalten bleiben. 

Nähere Auskunft erhalten die Kaufluſtigen 


auf gefällige Anfrage bei dem Herrn Juſtiz⸗ 


Commiſſarius Nitſche in Breslau, Ober⸗ 
Landes⸗Gerichts⸗Rath Michaelis in Glogau, 
und Regierungs⸗Referendarius von Niebel⸗ 
ſchütz in Berlin, Behrendsſtraße Nr. 7. 1 
Die Major v. Niebelſchützſchen Erben. 


Verkaufs⸗Anzeige. 


Eingetretener Familien⸗Verhältniſfe halber 
iſt ganz in der Nähe einer lebhaften und ſehr 
volkreichen Stadt, und an einer der frequen⸗ 
teſten Straßen Schleſiens gelegen, ein Gaftı 
Hof erſter Klaſſe, verbunden mit Kaffeehaus, 
Tanzſaal, Brennerei, Kegelbahn, großen Gars 
ten⸗Anlagen, nebſt noch anderen einträglichen 
Regalien, alles neu und maſſiv gebaut, mit 
circa 40 Morgen gutem Ackerland, gegen eine 
mäßige Anzahlung bald zu verkaufen, oder 
auch zu verpachten. Das Nähere hierüber 
ertheilen auf frankirte Briefe: N 

Herr Kaufmann Neiſſer in Liegnitz. 
Herr Commiſſionair Meyer in Hirſchberg 
Herr Commiſſionair Berger in Freibur 


Ein ſtreng rechtlicher bemittelter Kaufmann 
ohne Bekanntſchaft, wünſcht auf dieſem Wei 
entweder in ein ſchon beſtehendes, wirklich 
lides und coulantes Speditions ⸗, oder We 
ren⸗ — der Mode nicht unterworfenes 
Geſchäft auf einem lebhaften Platze als 
tiger Theilnehmer einzutreten, oder ſich 
einem zuverläßig tüchtigen und redlichen 
bemittelten Geſchäftsmanne zu einem ret 
und lucrativen kaufmänniſchen Unterne 
zu vereinigen, Verlaßbare Anerbietungen! 
den unter Verſicherung aller Diskretion fr 
erbeten und sub B 98 angenommen von 


Regierungs⸗Kanzliſten Platz in Br 
Minoritenhof Nr. 4. Cal 
Verloren pP 


wurde ein ſchwarzſeidener Regenſchirm mit 

beinernem Knopf, innerhalb der Stadt, ger 
Sonnabend gegen Mittag vom Wagen, Her 
ehrliche Finder wird gebeten, denſelben gegen 
Apotheke auf der Schweidnitzerſtraße ges 


eine angemeſſene Belohnung abzugeben. — 
Ein gut gehaltener Flügel ſteht billig 145 
Verkauf. Das Nähere Nikolaiſtraße 1 } 
bei Haake. : Vo 2 Der 
Ein Laden: Mädchen wird uche a ke 
gen Goldeneradegaſſe Nr. 22. 


— en II ofle- 
Besten englischen Roman - Cement 5 
en eisen erger und Becker 


x 


Dritte Beilage zu Ne 


C 121: 2 
Edietal⸗Citation. 
Auf den Antrag der königl. Intendantur 
des (ten Armee ⸗Corvs zu Breslau werden 
alle und jede, beſonders aber alle unbekannte 
Gläubiger, welche aus dem Jahre 1846 an 
Zeuppentheile, militärifhe Oekonomie ⸗Com⸗ 
Dae Propiant⸗Aemter und ſonſtige Ver⸗ 
5 Saka Departement des unterzeichne⸗ 
di er kandes⸗Gerichts und namentlich: 
e Regiments⸗Oekonomie⸗Commiſſion des 
9 du Linien⸗Infanterie⸗Regiments zu Neiſſez 
as Iſte und 2te Bataillon 22ſten Li⸗ 
men » Infanterie Regiments und deren 
3 Dekonomie⸗Commiſſionen zu Neiſſez 
— Kein Letztern attachirte Strafſektion 
eiſſez 
4) die Regiments⸗DOekonomie⸗Commiſſion des 
23ften Linien⸗Infanterie⸗Regiments zu 


Reifle; 
5) das Iſte und Pe Bataillon 23ſten Linien⸗ 
Infanterie⸗Regiments und deren Oekono⸗ 
mie⸗Commiſſion zu Neiſſe; 
die te Artillerie⸗Brigade und deren Spe⸗ 
. zu Neiſſe und 
oſelz 
7) die gte Artillerie⸗Handwerks⸗Compagnie 


Nothwendiger Verkauf.) 


nebſt Zubehör, ſoll 
den Sten September d. J. 


Ratibor, den 23. Januar 1847. 
Königliches Ober : Landes: Gericht. 


den, 


? Nothwendiger Verkauf. 


getrennte, 


Dinstag den 20. April 1847. 


Das im Rybniker Kreiſe in Oberſchleſien 
belegene, auf 36,687 Rthlr. 18 Sgr. abge⸗ 
ſchäßte freie Allodial⸗Rittergut Czernitz Nr. 7 


Vormittags 10 uhr vor dem Deputirten, Ober: 
Landes⸗Gerichts⸗Rath von Gellhorn, an 
ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Die Taxe und der neueſte Hypothekenſchein 
können in unſerer Regiſtratur eingeſehen wer⸗ 


Menshauſen. 


Das von der Herrſchaft Schmiedeberg ab⸗ 
im Landeshuter Kreiſe belegene 
Oittersbacher Forſtrevier, zu welchem mehrere 


841 


91 der Breslauer 


u. Comp. in Breslau und Oppeln, in 
andern Buchhandlungen zu haben: 


Hausfrau und 


Zeitung. 


Wigand's Converſations⸗ Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen ü 
Vorräthig bei Gras, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Zieg 


In der Edlerſchen Buchhandlung in Hainau iſt erſchienen und 


in e geh. 2½ Sgr. 


f bei G 
rr 8. K. Je e 


Vierte Auflage von 


Eliſabetha Klarin, 
die wohlunterrichtete und ſich ſelbſt belehrende 


Haushälterin, 


oder die Kunſt, in der kürzeſten Zeit alle weiblichen Beſchäftigungen zu erlernen. 


Ein Hülfsbuch über viele weibliche Kenntniſſe und Handarbeiten; Belehrungen, wie 


eine Hausfrau von gutem Ton und 
ſowie in ihrem Hausweſen, bei Beſuchen 
nebſt Anweiſung zur Erhaltung weiblicher 
hierin Anweiſungen über das Reinigen, 
Filet, Betten, Seife und Lichtemachen, 


feinen Sitten bei der Erziehung der Kinder, 


und Gaſtmahlen ſich zu benehmen hat, 
Schönheit ic. Außer dieſem findet man 


Waſchen, Bügeln, Sticken, Nähen, Häkeln, 
Brodbrocken, Obſtdörren, Geflügel mäften, 


zu Neiſſe; n Erbzins ausgethane Wieſen, und bie 
8) die Öte Artillerie⸗Handwerks⸗ Kompagnie an 9 Fe — liegenden Zinsacker⸗ nebſt einer großen Angabe von Hausmltteln und Wirthſchaftsvorthellen. 
9 zu Neiffe; 4 ſtücke, fo wie das Jagdrecht auf dem zum Mit einem Kupfer. 12. Eleg. geb. Preis 20 Sgr. 
10 das Artillerie Depot zu Neiſſe und Coſel; Dittersbacher Forſtrevier gehörigen Terrain,, —— 
) die Artillerie⸗Werkſtätte zu Neiſſe; desgleichen der im Hirſchberger Kreiſe bele⸗ 


A) die öte Pionnier⸗Abtheilun iffes 
: g zu Neiffe; 
12) das te Huſaren⸗Regiment, deſſen Deko: 
nomie⸗Commiſſion und Lazarethe zu Neu⸗ 
ſtadt, Leobſchütz und Ober⸗Glogau; 
das 2te ulanen⸗Regiment, deſſen Oekono⸗ 
mie⸗Commiſſion und Lazarethe zu Glei⸗ 
witz, Pleß, Ratibor und Beuthen; 
das Ete kombinirte Reſerve⸗Bataillon und 
deſſen Oekonomie⸗Commiſſion, fo wie die 
demſelben e Strafſektion zu Coſelz 
15) das Iſte, 2te, ite Bataillon 22ſten Land⸗ 
wehr⸗Regiments, incl. Eskadrons⸗ und 
attachirte Veteranen⸗Sektion zu Gleiwitz, 
Coſel und Ratibor; 
das Iſte, 2fe und Zte Bataillon 23ſten 
Landwehr⸗ Regiments, incl. Eskadrons⸗ 
und attachirte Veteranen⸗Sektionen zu 
Neiſſe, Groß⸗Strehlitz und Oppeln; 
die Halbinvaliden⸗Sektionen des 6ten Hu⸗ 
ſaren⸗, 2ten Ulanen⸗Regiments und der 
ten Pionnier⸗Abtheilung zu Gleiwitz, Neu⸗ 
ſtadt und Neiſſez 
die 12te Invaliden⸗Kompagnie und deren 
Kranken⸗Verpflegungs⸗Commiſſion zu 
Ottmachau und Ziegenhals; 
die Abtheilung der Iten Invaliden⸗Kom⸗ 
pagnie und deren Kranken⸗Verpflegungs⸗ 
Commiſſion zu Patſchkau; 
das Invaliden⸗Haus zu Rybnik, ſowohl 
hinſichtlich der Geldverpflegungs⸗ als auch 
in Betreff der Haushaltungs⸗, Menage⸗ 
und Lazareth⸗Kaffen zu Rybnik; 
die 12te Diviſions⸗Schule zu Neiſſe; 
die Garniſon⸗Schule zu Coſel; 
die Garniſon⸗Kirchen⸗ und Begräbniß⸗ 
Kaſſen zu Neiſſe und Coſel; 
Pie ⸗Lazarethe zu Neiſſe und 
oſelz R 
25) das Proviant⸗Amt zu Neiſſe; 
20) die Feftungs - Magazin « Verwaltung zu 


oſel; . 

2) die Kaffe der Gewehr ⸗Reviſions⸗Commiſ⸗ 
ſion zu Neiſſe; : 

28) die Feſtungs⸗Dotirungs⸗ oder ordinairen 

Feſtungsbau⸗ und eiſernen Beſtandskaſſen 

in den Feſtungen Neiſſe und Coſel; 

29) die extraordinairen Fortiſikations⸗ und 
Artillerie⸗Bau⸗Kaſſen in den Feſtungen 
Neiſſe und Coſel; 

30) die Feſtungs⸗Revenüen⸗Kaſſen zu Neiſſe 

und Coſel; 

3) die königl. Garniſon⸗Verwaltungen in den 
Feſtungen Neiſſe und Coſel; 

32) die Belagerungs⸗Lazareth⸗Depots in den 
Feſtungen Neiſſe und Coſel; 

33) die magiſtratualiſchen Garniſon⸗Verwal⸗ 


ſerer Regiſtratur einzuſehenden Taxe 


1 
90 den iſt, ſoll auf 
den 28. Oktober d. J. 
14) r 0 
Breslau, den 23. März 1847. 5 
Königliches Ober = Landes » Gericht. 
Erſter Senat. 

Hundrich. 


16 der Barbara ⸗Gaſſe Nr. 
) Gaſthofbeſitzer Kenn 


auf 666 Thlr. 10 Sgr. 


17) 
Zimmer anberaumt. 


tur eingeſehen werden. 
Breslau, 2. Februar 1847. 
Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Nothwendiger Verkauf. 


18) 


100 


Taxe auf 5207 Rtl. 2 


bietenden verkauft werden. 


24) 2 
Neuſalz, den 25. Oktober 1846. 


Bekanntmachung. 


niglichen Antheils belegenen Hauſe, 
Stärke ⸗Fabrik zu errichten. 


zeſſion nachgeſucht werden wird. 


tungen zu Beuthen, Gleiwitz, Leobſchütz, 5 8 . 
Neuſtadt, Ober⸗Glogau, Oppeln, Ottma⸗ — e 
machau, Patſchkau, Pleß, Ratibor, Groß: ekanntmachung. 


Strehliz und Ziegenhals; g 

dus irgend einem rechtlichen Grunde einige 

Anſprüche zu haben vermeinen, hierdurch vor: 
laden, vor oder ſpäteſtens in dem vor dem 
ber⸗Landes⸗Gerichts⸗Referendarius Mier auf 

8 den 29. Mai 1847 

x. mittags 11 uhr anberaumten Liquidations⸗ 

lich mine in unſerem Geschäftsgebäude perſon⸗ 

>>. 4 durch einen geſetzlich zuläffigen Be⸗ 
get aächtigten, wozu ihnen bei etwa erman⸗ 
nder Bekanntſchaft unter den hieſigen Zu: 

Tas ommiffarien, die Herren Juſtiz⸗Kommiſ⸗ 

& V0 Burow, Schmidt und Engelmann 

ihr orſchlag gebracht werden, ſich zu melden, 

d e vermeinten Anſprüche anzugeben, und 

Beweismittel zu beſcheinigen. 

An ie Nichterſcheinenden werden aller ihrer 
ptüche an die bezeichneten königl. Militär: 
1 0 5 für verluſtig erklärt und mit ihren 

mit d 1 nur an die Perſon desjenigen, 
80 em fie kontratirt haben, verwieſen werden. 

atibor, den 20. Januar 1847. 


Königliches Ober⸗Landes⸗Gericht. 
Menshauſen. 


Nutzholz: 


Klft. 15 
öffentli end 
Ah Kaufluftige einfinden mögen. 


tion zu G 
Termine felbft 1 gemacht werden. 
* mmer, den 

N Sag Forſt⸗Verwaltung. 


gene Hohenwaldauer Forſt gehören, und wel: 
ches laut der nebſt Hypothekenſchein in auf 
au 
21,501 Rthlr. 2 Sgr. 5 Pf. abgeſchätzt wor: 


an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden, 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier in 
10 belegenen, dem 
PL Anden ae 
+ gefhäsgten Hau⸗ 
ſes haben wir einen Termin aaf Hr 21ften 
Mai 1847 Vormittag 11 uhr vor dem 
Herrn Aſſeſſor Fürſt in unſerm Parteien⸗ 
N Taxe und Hypotheken⸗ 
ſchein können in der Subhaſtations⸗Regiſtra⸗ 


Das in der Neuſtadt zu Neuſalz belegene, 
im Hypothekenbuche der Stadt Neuſalz sub 
Nr. 50 eingetragene, dem Maurer⸗Meiſter 
Seifert zugehörige Wohnhaus nebſt Zube⸗ 
hör, abgeſchätzt zufolge der nebſt Hypotheken⸗ 
Schein in unſerer . einzuſehenden 

2 Sgr. 6 Pf. ſoll auf 
den 22, Mai 1847, Vormittags 11 uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle an den Meiſt⸗ 


Königliches Land⸗ und Stadtgericht. 


Der Fabrikant Wilhelm Karſch beabſich⸗ 
tiget, in ſeinem sub Nr. 71 zu Ernsdorf Kö: . 
eine 
In Gemäß⸗ 

eit des 9 29 der Gewerbe⸗Ordnung vom 
7. Januar 1845 bringen wir dieſes Vorha⸗ 
ben mit der Aufforderung zur öffentlichen 
Kenntniß, etwaige Einwendungen gegen die 
gedachte neue Anlage binnen vier Wochen 
präkluſiviſcher Friſt bei uns in gehöriger 
Art anzubringen und ſodann das Weitere zu 
gewärtigen, widrigenfalls die beantragte Kon: 


Reichenbach in Schleſien, 16. April 1847. 
Königl. Domainen⸗Rent⸗Amt qua Ortspolizei⸗ 
Behörde für Ernsdorf, königl. Antheils. 


Sonnabend den 24. April ſollen im hieſigen 
Gerichts⸗Kretſcham von Morgens 9 Uhr bis 
Mittags 12 uhr aus den Revieren Grochowe, 
Klein⸗Graben, Kuhbrück, Lahſe, Kath. Hammer, 
Brieſche, ujeſchütz, Burdei, Pechofen, Waldecke 
und der Ablage hierſelbſt: a) an Baus und: 
circa 10 Stück Eichen, 38 Stück 
Buchen, 2 Stück Birken, 150 Stück Kiefern, 
ſo wie eine Quantität verſchiedener Sorten 
Stangenhölzer; d) an Brennhölzeru: circa 77 
Klft. Eichen⸗Scheit, 4 Klft. Eichen⸗Knüppel, 
40 Klft. Eichen⸗Stock, 128 Klft. Buchen⸗Scheit, 
5 Klft. Buchen⸗Stock, 100 Schock Buchen⸗ 
Reiſig, 1 Klft. Birken⸗Scheit, 1 ½ Klſt. Bir⸗ 
ken⸗Stock, 6 Klft. Erlen⸗Scheit, 6 Klft. Ass 
pen « Scheit, 483 Klft. Kiefern⸗Scheit, 212 

Kiefern⸗Knüppel, 8 Klft. Kiefern⸗Stock, 

meiſtbietend verkauft werden, wozu 

1 Zah⸗ 

iſtgebots muß bald im Termin 

— Be und werden die der Licita⸗ 

runde liegenden Bedingungen im 

fältiger Bereitung, das Pfund 
16. April 1847. | 


Mühl⸗Schirrhölzer⸗Verkauf. 

Radkämme, Drillingſtöcke, Getriebeſtöcke, 
Zapfenlager ꝛc., von buchenem Holze, ſollen 
Donnerftag den 22jten d. Mts., Nachmittag 
3 Uhr, im Werkhauſe an der Bürgerwerder⸗ 
Schleuſe verſteigert werden. 

Breslau, den 17. April 1847. 

Die Stadt⸗Bau⸗Deputation. 


Bekanntmachung. 

Die Eheleute Moritz Laufer und Ro: 
ſalie Laufer, geborene Schleſinger, ha⸗ 
ben bei Verlegung ihres Wohnſitzes von Wan⸗ 
ſen hieher, die hier geltende ſtatutariſche Gü⸗ 
tergemeinſchaft unter Eheleuten mittelſt Ver⸗ 
trages vom 27. März d. J. ausgeſchloſſen. 

Münſterberg, den 31. März 1847. 
Königl. Preuß. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 

Freiwillige Subhajtation. 

Die den Prauſerſchen Erben zugehörige, 
sub Nr. 30 zu Töppendorf belegene Freiſtelle, 
abgeſchätzt auf 600 Rthlr., ſoll im Wege der 
freiwilligen Subhaſtation auf den 21. Mai 
d. J. Vormittags 11 uhr vor dem Herrn 
Land⸗ und Stadt⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Eispert 
verkauft werden. Taxe und Hypothekenſchein 
ſind in unſerer Regiſtratur einzuſehen. 

Strehlen, 24. März 1847. 

Königliches Land: und Stadtgericht. 
von Bömelburg. 


Auktion. 

Am 21. d. M. werde ich in Nr. 53 Niko⸗ 
laiſtraße, aus dem Nachlaſſe des Geh. Ober⸗ 
Juſtizrathes Ludwig, verſteigern: 

a) Vormittags 9 Uhr Kleidungsſtücke und 

diverſe Hausgeräthe. 

bh) Nachmittags 2 uhr eine Sammlung Bü⸗ 

cher, meiſt juriſtiſchen Inhalts. Der ge⸗ 
druckte Katalog iſt in der Buchhandlung 
des Herrn Neubourg gratis zu haben. 
Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 
Auktion. 

Die auf den 22ſten d. M., Vorm. 9 uhr, 
angekündigte Auktion einer Wanduhr in Bron⸗ 
cegehäuſe, 1 Spiegels in Goldrahmen, 1 Glas⸗ 
ſchranks, 1 Ladentiſches, 1 Fächerſchranks, 1 
Sophas, 1 Klapptiſches, 30 Roßhaar⸗Bordü⸗ 
ren⸗ und gegen 120 Damen⸗Strohhüten wird 
nicht in Nr. 2 Büttnerſtraße, fondern 
in Nr. 20 Albrechtsſtraße ſtattfinden. 

Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 
ktion. Dienſtag den 27. April früh 
8 15 ſollen im Hoſpital zu St. Bernhardin 
in der Neuſtadt Nachlaßſachen verſtorbener 
Hoſpitaliten gegen gleich baare Bezahlung ver⸗ 
ſteigert werden. Das Vorſteher⸗Amt. 
* Bekanntmachung. 

Das hierſelbſt auf der Poſener Straße sub 
Nr. 38 belegene Wohnhaus nebſt dazu gehö⸗ 
rigen Stallungen, einer Brauerei mit ſämmt⸗ 
lichen dazu gehörigen Utenſilien, einem dabei 
belegenen Obſtgarten und circa 50 Morgen 
Land iſt auf ſechs hintereinander folgende 
Jahre und zwar vom 24. Juni 1847 bis da⸗ 
hin 1853 aus freier Hand zu verpachten oder 
aber zu verpachten. 

„Die Pachte, reſp. Kauſbedingungen können 
jederzeit bei dem hieſigen Magiſtrate während 
der Amtsſtunden eingeſehen werden. 

Kurnik bei Poſen, den 13. April 1847. 


Beachtungswerth. 
Zum bevorftehenden Feühſahe empfehle ich 
mich zur Anfertigung von Röcken und Frack 
nach dem neueſten Journal, von 10 Atlr. an 
und die neueften Tweens von 10—12 Ktlr. 
Proben von guter Arbeit liegen vor. 16 
Theodor Zabel, ene erg. 
ürz⸗ igener ſorg⸗ 
Gewürz⸗Ehokolade, von Se er 
rrmann Stefke, 
Seiner. Nr. 03. 
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pfiehlt: 


In dem königl. Impf⸗Inſtitut, Katharinen⸗ 
ſtraße Nr. 18, wird in den Sommermonaten 
alle Dinstage und Freitage Nachmittags von 
2—4 uhr geimpft. Breslau, 20, April 1847, 

Königliches Impf⸗Inſtitut. 
Brauerei⸗Verkauf⸗ 

Die Stadtbrauerei zu Kozmin in der Pro⸗ 
vinz Poſen, ſehr zweckmäßig eingerichtet, mit 
einem Wohnzimmer, Bierkeller, allen dazu ge⸗ 
hörigen Utenſilien und mit einer engliſchen 
Dörre verſehen, wird aus freier Hand ſofort 
zum Verkauf * — 

Kaufluſtige belieben ſich in portofreien Brie⸗ 
fen bis zum 15. Juni d. J. zu melden, und 
wird das Nähere auf der königlichen Poſt⸗ 
Expedition zu Kozmin ertheilt. 

Aus freier Hand zu verkaufen. 

An der ſchönen Poſtſtraße von Breslau über 
Schweidnitz, Tannhauſen nach Glatz und Böh⸗ 
men gelegen „ein ganz maſſives, 2 Stock hohes 
Wohngebäude, 7 Fenſter Front, enthaltend 2 
fhöne Keller, 3 feuerſichere Gewölbe, 7 Stu⸗ 
ben mit Entree, großem Hausflur, geräumige 
lichte Küche, Waͤſchetrocknen⸗ und Getreide⸗ 
Boden nebſt Kammern, beſondere Kuh⸗ und 
Pferdeſtallung ganz maſſiv mit Dienſtwohnun⸗ 
gen, Wagen:, Holz⸗ und Kohlen⸗Remiſen, ſchö⸗ 
nem Gärtchen, verſchloſſenem Hofraum mit 
Waſſerpumpe, dicht dabei noch ein beſonderes 
Freihaus mit mehreren Stuben und Kammern, 
umgeben von circa 9 Morgen Ackerland.“ 

„Die ſchöne Lage und Einrichtung dieſer Be⸗ 
ſitzung iſt zu jedem Betriebe ganz paſſend und 
es wird nur der mäßige Preis von circa 
7000 Rthl. dafür verlangt, wobei nur die Anz 
zahlung zur Hälfte des Verkaufspreiſes nöthig 
iſt, und der Reſt zur erſten Hypothek ſtehen 
bleiben kann. 

Hierauf Reflektirende wollen ſich gefälligſt 
per Poſt an den Beſitzer daſelbſt unter der 
Adreſſe D. L. II. Nr. 3 in Tannhauſen 
per Schweidnitz wenden, oder ſich am llebſten 
perſönlich von obiger Beſitzung überzeugen. 

Bitte nicht zu überſehen. 

Ein junger Mann, dRorcheraget und mi⸗ 
litaivfrei, der franzöſiſchen Sprache nicht ganz 

unmächtig, wünſcht von Herrſchaften als Rei⸗ 
ſediener mitgenommen zu werden. Derſelbe 
macht in Bezug auf Gehalt keine größere An⸗ 
forderung, als die zur Beſtreitung nothwen⸗ 
digſter Bedürfniſſe, ſtellt dafür aber auch als 
Hauptbedingung, nur auf intereſſante Reiſen, 
wo möglich nach Frankreich, Italien ꝛc., mit⸗ 
genommen zu werden. Reflektanten belieben 
gefäligſt ihre werthen Adreſſen in der zefp- 
Hiller ſchen Leihbibliothek, Schweidnitzerſtr. 
Nr. 53, abgeben zu wollen. 

Für eine Apotheke Pofens wird zum I. 
Juli d. J. ein tüchtiger, polniſch ſprechend er 
Gehülfe geſucht. Näheres iſt zu BR 
dem Herrn Militſch, Biſchofsſtraße Nr. 12, 
in Breslau. 1 


Mädchen, welche in Hüten und Kragen ſehr 
geübt ar) finden ſofort Beſchäftigung in der 
Damen⸗Puthandlung. Kupferſchmiedeſtraße 41 
im Gewölbe. f 

Eine Bonne, die gut und geläufig franzö⸗ 
ſiſch ſpricht und ſich durch gute Zen hie em; 
pfehlen kann, wird für ein Mädchen von 
7» 8 Jabren-fofort geſucht. 

r Nähere Siber's Hötel zum weißen 
er. 


— Pi cn in Nat or 

Mehrere Dutzend neue Rohrſtühle von 
Kirſchbaum⸗, Birken: und Mahagoniholze, 
ſauber gearbeitet, find wegen Mangel an Platz 
billig zu verkaufen: Ketzetberg 28, 15 


Schönſte Apfelfinen, 1% IT 
Stück, a5. Schiff, Zunternfrafe 30. 


fr} 


— 


Eine Sommerwohnung 
im kleinen Schloſſe zu Maſſelwitz, beſtehend 
aus 2 oder 3 Stuben mit Entree, iſt zu ver⸗ 
miethen durch C. F. Capaun in Maſſelwitz. 


Ein großes Parterre⸗Lokal, 
welches bis jegt zu einer Buchdruckerei benutzt 
wird, ſich zu ſedem Geſchäft eignet, iſt Grüne⸗ 
baumbrücke Nr. 2 zu vermiethen und Johanni 
zu beziehen. Eben daſelbſt iſt im Iſten Stock 
eine Wohnung von 2 oder 3 Stuben zu ver⸗ 
miethen. Das Nähere beim Wirth. 

Wohnungs: Anzeige. 
Gerbergaſſe Nr. 1 (Ecke der Herrenſtraße) 
iſt von Johanni d. J. ab eine freundliche 
Stube mit Kabinet, Küche und einem dazu 
ehörenden Keller zu vermiethen. Das Nä⸗ 
ere iſt par terre beim Wirth zu erfragen. 


Ein elegant möblirtes Zimmer in der 
freundlichſten Lage an der Promenade nächſt 
der Schweidnitzer Brücke, iſt zu vermiethen 
am Stadtgraben Nr. 14 b, im Aten Stock 
rechts. 2 


Für's reiſende Publikum 
ſind fortwährend elegant möblirte Zimmer auf 
beliebige Zeit zu vermiethen: Tauenzienſtraße 
Nr. 30 d (Tauenzienplatz⸗Ecke) bei 
n Schultz e. 
Hummerei 43 im 2ten Stock iſt eine freund: 
liche Wohnung, beſtehend aus Stube, Alkove 
nebſt Zubehör, zu vermiethen u. Joh. zu beziehen. 
Ein ſehr gut gelegenes Eckgewölbe, für 
jedes, auch ein Spezereigeſchäft ſich vorzüglich 
eignend, iſt zu Johanni d. J. zu vermiethen. 
Näheres ſagt Herr Wüttig, Meſſergaſſe 41. 
1 7880 u vermiethen 
ſind ſofort Schweidnitzerſtraße 51, zur 
Stadt Berlin, einige gut eingerichtete Ver⸗ 
kaufslokale 5 
und von Michaeli d. J. ab 
der zweite Stock, im Ganzen oder ge⸗ 
theilt. Näheres daſelbſt beim Befiger. 
Zu vermiethen 
und Term. Michaeli zu beziehen eine Woh⸗ 
nung von 7 Piecen; Näheres Altbüſſerſtraße 
Nr. 14, nahe der Albrechtsſtraße. 


Herrſchaftliche Quartiere von zwölf Zim⸗ 
mern mit Beigelaß, im Ganzen oder getheilt, 
To wie kleinere Wohnungen find zu vermie⸗ 
then und bald zu beziehen Schuhbrücke Nr. 32. 


Gut möblirte Zimmer ſind auf Tage, 
Wochen und Monate zu vermiethen Ritter⸗ 
platz Nr. 7 bei Fuchs. 


em 
Näheres im Comtoir zu erfragen. 


Wallſtraße Nr. 13 find noch einige Woh⸗ 
nungen im Preiſe von 70—130 Rtl. zu ver⸗ 
miethen und Johanni zu beziehen, ſo wie auch 
große gedielte Keller, Remiſen und Stallungen. 


Eine möblirte Stube iſt Wallſtraße im 
Storch zu vermiethen und bald zu beziehen. 


f ür 99 Ntl. 

- Sind zwei Stuben nebſt Kabinet im zweiten 
Stock vornheraus, nahe am Ringe, Termin 
Johanni zu vermiethen. Näheres früh von 9 
bis 11 und Nachm. von 3 bis 5 Reuſcheſtraße 
Nr. 60 im Gewölbe. a 


Albrechtsstrasse Nr. 14, 
ist der zweite Stock, bestehend aus 7 heiz- 
baren Piecen, nebst Zubehör zu vermiethen. 
Näheres im Comptoir daselbst. 


N Vermiethungs⸗Anzeige. 

855 ſchönes großes zum Handelsverkehr vor⸗ 
züglich vortheilhaft am Ringe gelegenes Waa⸗ 
pie 8 Termin Johanni zu beziehen, weiſt 
nach der Kommiffionär 


g E. Selbſtherr 
Katharinenſtraße 12, an — neunte cke. 
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u vermiethen Ring Nr. 1 der Haus: 
2 und ein Gewölbe Nikolaistraße 8 
felben Haufe; das Nähere Schweidnitzerſtraße 
Nr. 54. 


Ju vermiethen 

und Johanni zu beziehen find Nikolaiſtraße 
Nr. 13, in der gelben Marie, im Iten Stock 
3 Stuben nebſt Zubehör. 


— —— ͤ—à 75 
Intonſenſtraße Nr. 28, im erſten Stock, iſt 
eine möblirte Stube nebſt Alkove zu 
vermiethen. N 
Ohlauerſtraße Nr. 56 ſſt der Zte Stock, 
ganz oder getheilt zu Johanni dieſes Jah⸗ 
res zu vermierhen, Näheres daſelbſt im 
Comptoir. 


Eine Kuh, 
achte Schweizer ⸗Race, iſt we⸗ 
gen Mangel an Raum zu ver⸗ 
kaufen: Gartenſtraße Kr, 20, 

woſelbſt das Nähere, 


. — 842 = 


Une jeune suisse pouvant présenter de 
bons certificats, cherche un engagement 
pour le ler Juillet. * 

; S’adresser & Breslau Nr. 25, 

Weiden Strasse C. D. 
Kapital⸗Geſuch. 
1000 Rtl. zur erſten Hypothek, zu DpGt. 


Zinſen, werden zu Johanni auf ein ſtädtiſches 


Grundſtück gegen pupillariſche Sicherheit, ohne 
Einmiſchung eines Dritten geſucht. Das Nä⸗ 
here Ohlauerſtraße 19 im Hofe par terre, 
beim Konditor. 

Ein zehnvierteljähriger Sprungochſe, echt 
oldenburger Race, ſteht billig zu verkaufen in 
der gelben Marie, Nikolaiſtraße 13. 

Eine feit zehn Jahren gut betriebene Hand: 
lung in Breslau, der Mode nicht unterwor⸗ 
fen, iſt veränderungshalber durch mich zu ver⸗ 
kaufen. Auch ein Caffehaus und eine Reſtau⸗ 
ration nebſt Deſtillation wird durch mich zum 
Verkauf nachgewieſen. Hahn, Reuſcheſtr. 39. 
200 Flaſchen für Kenner feinen Rheinwein 
ſind bedeutend unter dem Selbſtkoſtenpreiſe, 
von einer herrſchaftlichen Familie wegen Ab⸗ 
zug von Breslau, durch die Bronce⸗Handlung 
Hintermarkt Nr. 1 zu verkaufen. 

Die Knopfhandlung von 
Th. Ferber, Altbüßerſtr. 14, 
erhielt eine Sendung der modernften Knöpfe 
in Seide, Atlas und Laſting, empfiehlt ſelbige 

zu auffallend billigen Preiſen. 

Ein vorzüglicher tüchtiger Forſtbeamter, cau⸗ 
tionsfähig, verheirathet, in kräftigen Jahren, 
theoretiſch und praktiſch ausgebildet, kann ich 
Herrſchaften, im Beſitz großer Forſten, em⸗ 
pfehlen. Tralles, Schuhbrücke Nr. 66. 

Hochſtämmige Obfibaume unter be⸗ 
ſtimmten Sorten ſind noch vorräthig bei 
Eduard Breiter, Handelsgärtner, 
Roßgaſſe Nr. 2. 


Große holſt. Auſtern 


empfing und empfiehlt A 
Chriſt. Gottlieb Müller. 
Sandſteinerne Garten = Figuren werden zu 
kaufen geſucht. Das Nähere zu erfahren 
Schuhbrücke 3 zwei Treppen bei Linke. 
Betten "Limburger Käſe, den Ziegel 7 
Sgr., empfiehlt: Herrmann Stefke, 
Reuſcheſtr. Nr. 63. 


Tarnowitzer römiſchen Cement, 


dito Maſtir⸗ dito 
ſchmelzbaren dito dito 
franzöſiſchen Asphalt⸗ dito 


engliſchen Steinkohlen⸗Theer, 
dito dito Pech, 
dito Dachſchiefer, offerirt: 
. ©. Schlabig, Ruharnenfe. 6, 


Bleich⸗Waaren 
jeder Art werden zur Beförderung ins Ge⸗ 
birge angenommen bei 
Ferd. Scholtz, Büttnerſtr. Nr. 6. 


Zu vermiethen 
und Termin Michaeli d. J. zu beziehen iſt 
Oder = Straße Nr. 17 eine Wohnung in 
der erſten Etage, beſtehend in zwei Stuben 
nebſt Zubehör. Das Nähere daſelbſt bei der 
Eigenthümerin. 


Vermiethungs⸗Anzeige. . 

Ring Nr. 8 (7 Kurfürſten) find zwei ge⸗ 

räumige trockene Remiſen ſofort zu vermie⸗ 

then. Das Nähere beim Kommiſſionsrath 
Hertel, Seminargaſſe 15. 


Angekommene Fremde. ö 

Den 17. April. Hotel zur goldenen 
Gans: Gutsbeſ. v. Lieres a. Stephanshain, 
v. Niemojowski a. Sliwnik, Graf v. Blücher 
a. Krieblowitz, Gr. v. Karsnicki a. Galizien. 
Geſchäftsführer Gebauer aus Wallisfurth. 
Rentier Rutomski a. Krakau. Kaufl. Schu⸗ 
ſter a. Frankfurt a. M., Sandoz a. Locle bei 
Neuchatel. Fabrikbeſ. Bothmer aus Guben. 
Maſchinenbauer Früchtenicht und Lieut, von 
Oziengel a. Berlin. Ingen. Slomann a. Ul: 
lersdorf. O.⸗L.⸗G.⸗Aſſeſſor Heſſe aus Neiſſe. 
— Hotel zum weißen Adler: Gräfin v. 
Krenska a. Grembanin. Partik. Treutler a. 
Neuweisſtein. Part. Siennicki a. Warſchau. 
Gutsbeſ. Schwarzer a. Karlshof, v. Krauſe 
aus Camenz. Architekt Hippel aus Berlin. 
Kaufl. Göhring aus Geiſenheim, Hiller aus 
Magdeburg. Gr. Horvitt a, Ungarn. Advo⸗ 
kat Kindermann a. Budiſſin. Fabrik, Hohi⸗ 
feld aus Zittau. — Hotel de Gilefie: 
Gutsbeſ. Keil aus Endersdorf. Rathmann 
Foitzick a. Koſel. Kaufm. Köthke a. Frank⸗ 
furt a. O. — Hotel zu den drei Bergen: 
Kaufl. Poſen a. Offenbach, Bohne a. Bre⸗ 
men, Kaifer a. Freiburg, Salleck a. Wien. 
Rentier Hohlmann a. Stargard. Fabrikant 
Einwald aus Rothenburg. — Hotel zum 
blauen Hirſch: Gutsbeſ. Miketta u. Loh⸗ 
nau. Gutep. Miketta u. Himmel a. Königs⸗ 
hütte. Faktor Ludwig a. Märzdorf. Kondi⸗ 
tor Reuſchel a. Berlin. Kaufl. Kraſchner a. 
Ratibor, Gabriel aus Oppeln, Stenzel aus 
Neiſſe. Fabrik. Stenzel a. Glogau. Oeko⸗ 


nomen Teichmann a. Löwenberg, Schöbel a. 


Rogan. Zettlitz's Hotel: Gutsbef. 
9 5 a. Freiburg. Gr. v. Pfeil a. AR 
nit. — Röhnelt's Hotel: Student Bend, 
ſchneider a. Greifswald. Feldjäger Kaboth a. 


Berlin. — Goldener Zepter; Oberamtm. 


vl 


Direktor Zelinka a. Wien. 


* 


Böhmer a. Trebnitz. Oekon.⸗Dir. Liehr aus 
Stabelwitz. Gutsb. Karlludiocq a. Langenau. 
Rendant Hübſchmann a. Baden. — Deuts 
ſches Haus: Kaufm. Schlitte a. Frankfurt 
a. M. Chirurgus Joachim aus Njmptſch. 
Agent Rieger aus Neurode. Kandidat Mas 
jewski a. Majewo bei Stargard. Brauerei⸗ 
beſ. Heider a. Reichwald. Gutöbef. Uliefe a. 
Kl.⸗Breſa. — Weißes Roß: Frau Poſt⸗ 
Sekretär Volckamer a, Budiſſin. 7 

Privat⸗Logis. Albrechtsſtr. 25: Frau 
Sanitätsräthin Rothe a. Guhrau. — Neu: 
ſcheſtr. 64: Kupferſtichhdlir. Heinicke a. Pots⸗ 
dam. — Kloſterſtr. 43: Schauſpieler Carlſen 
a. Glogau. 

Den 18. April. Hotel zur goldenen 
Gans: Kammerherr Baron v. Buddenbrock 
aus Tſchirne. Legationsrath v. Jordan aus 
Schönau. Gutsbeſ. Gr. v. Blücher a. Meck⸗ 
lenburg, v. Kalkſtein aus Großherz. Poſen. 
Hüttenmeiſter Walter, Partik. Forner und 
Kaufm. Puſch a. Mariahütte. Kaufl. Töpffer 
a. Maltſch, Reichmann a. Glogau, Boggis u. 
Koppen a. Berlin, Gabler u. Unverzagt a. 
Bremen, Albrecht a. Liegnitz. Ingen. Zingel 
aus Warſchau. Offizier Lewis aus London. 
Stallmeiſter Bethje a. Ratibor. Kommiſſäre 
Struſchka u. Schuckl a. Teſchen. Gen.⸗Sekr. 
Sichrowski, Ob.⸗Ing. Hummel u. Eiſenbahn⸗ 
Kreis⸗Ingenieur 
Knappek u. Kreis⸗Kommiſſ. Ritter von Wid⸗ 
mann aus Weißkirchen. Gubernial⸗Sekretär 
Baron v. Pillersdorff u. Amts⸗Ing. Seifert 
a. Brünn. — Hotel zum weißen Adler: 
Major v, Zedlitz a. Kamdorf. Partik. Eberty 
a. Berlin. Landesält. v. Zawadzki a. Groß⸗ 
Strehlitz. Gutsb. v. Prezkameczki a. Grau: 
denz. Student Stropp a. Zechlin. Kaufm. 
Türk aus Stettin. Referend. Schnabel aus 
Ratibor. Partik. v. Billinger a. Wien. Oe⸗ 
konom Kaſelitz aus Frauſtadt. — Hotel de 
Sileſie: Regier.⸗Rath v. Kunow a. Oppeln. 
Frau Gutsbeſ. König aus Pahlowitz. Frau 
Gutsbeſ. Schneider a. Ornontowitz, Gutsbeſ. 
v. Löen aus Eckwertsheide. Kreis⸗Phyſikus 
Dr. Welzel aus Glaz. 


Dühring a. Liegnitz. — Zettlitz's Hotel: 
Kaufm. Ballerſtedt aus Magdeburg. Ober 
Geometer Wieſer und Baumeiſter Schregel 
a. Bunzlau. Partik. Werkmeiſter u. Bahn 
hofsinſp. Hildebrand a. Liegnitz. Bahnhofs⸗ 
inſp. Schwebel aus Maltſch. Bahnhofsinſp. 
Promnitz a. Hainau. Beamter v. Selencka 
a. Halberſtadt. Dir. Brandmayr a. Berlin. 
— Hotel zum blauen Hirſch: Juſtiz⸗ 
Kommiſſ. Schmidt a. Ratibor. Schichtmeiſter 
Güntzel a. Dutzensko. Kaufl. Schuppe aus 
Kempen, Schindler a. Berlin, Neumann a. 
Frankfurt a. O. Oekon. Heſſe a. Leobſchütz. 
Bahnhofsinſp. Imhoff v. Helwig a. Neumarkt. 
Steuerbeamt. Hache a. Schönau. — Hotel 
zu den drei Bergen: Apoth. Leporin a. 
Gnadenfrei. Gutsbeſ. Biebrach a. Schönbach. 
Fr. Forſtmeiſter Schultz a; Potsdam. Stu⸗ 
dent Schlipalius u. Kaufm. Schult a. Ber: 
lin. Kaufl. Steudner a. Greiffenberg, Mai⸗ 
baum a. Königsberg, Immer a. Hamburg, 
Seitz a. Paris. Oekon. Kreller a. Grottkau. 
Hotel de Saxe: Sekretär Burmeiſter a. 
Roſtock. — Röhnelt's Hotel: Gutsbeſ, 
Hielſcher a. Schwiebus. — Zwei goldene 
Löwen: Student Hegnauer aus Berlin. 
Pfarrer Beer a. Nimptſch, Kaufm. Hoffmann 
a. Brieg. Gutebeſ. Scholz a. Giersdorf. — 
Deutſches Haus: Rentmeiſter Volkmer a. 
Eckersdorf. Buchhalter Ilwert a. Brieg. — 
Königs⸗Krone: Gutsp. Krüger a, Lohne, 
— Weißes Roß: Kaufm. Schöps a. Boja⸗ 
nowo. Buchhändler Gerſchel aus Liegnitz, 
Kand. Heinrich aus Wartenberg, Kandidat 
Krauſe a. Bernſtadt. — Goldner Zepter! 
Gutsp. Dehnel a, Gorzyc. Oberamtm. Ner- 
lich a. Beichau. — Weißer Storch: Gr 
ſchäftsführer Friedrich a. Neutitſchein. 
pPrivat⸗Logis. Karlsſtr. 30: Kaufk 
Blumenfeld a. Krakau, Sachs a. Frankenſtein, 
Glaſer a. Zabrze. — Junkernſtr. 25: Kaufl⸗ 
Oeſterreich a. Grottkau. Eckersdorff u. Fran 
kel a. Brieg, Leipziger a. Neiſſe. Maurer“ 
meiſter Obſt a. Patſchkau. — Sandſtr. 122 
Gus sbeſitzerſohn v. Rokoſowski u. Fr. Inw. 


Kaufl. Kreißler und | Godlewska a. Krakau. 


Breslauer Cours ⸗Beriecht vom 19. Apel 1847. 


Fonds: und 


Holl. u. Kaif, vllw. Duk. 95% Gld. 
Friedrichsd'or, preuß. 113% Gld. 

Louisd'or, vollw. 111% Gd. 

Poln. Papiergeld 09 bez. u. Gld. 

Defter, Banknoten 102 ¾ bez. u. Br. g 
Staatsſchuldſcheine 3 ½ % 02 ¾ bez. u. Gld. 
Seeh.⸗Pr.⸗Sch. a 50 Thl. 95 Br, 

Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 ½ % — 

dito Gerechtigkeits 4½ % 97 ½ Br. 


Geld⸗Cours. 
Poſener Pfandbriefe 3½ % 92 bez. u. Gld, 


Schleſ. dito 3 ½ % 97% Br. 
dito dito 4% Litt. B. 102 Br. 
dito dito 3½% dito 95% Br. 


Poln. Pfdbr., alte 4% d3 % Br. 

dito dito neue 4% 931 u. 93 bez. 
dito Part.⸗L. a 300 Fl. 95% Br. 

dito dito & 500 Fl. 784, Br. 

dito P.⸗B.⸗C. à 200 Fl. 17 Br. 


Poſener Pfandbriefe 4% 102 Br. 10155 Gld. Rſſ.⸗Pln.⸗Sch.⸗Obl. i. S.⸗R. 81¼ Br. 
Eiſenbahn⸗Aetien. 


Oberſchleſ. Litt. A. 4% 103 ½ bez. 
dito Prior. 4% 
dito Litt. B. 4% 96 Br. 

Bresl.⸗Schw.⸗Freib. 4% 99% Br. 
dito dito Prior. 4% 95 ½ Br. 

Niederſchleſ.⸗Märk. 4% 86 Br. 
dito dito Prior. 5% 101% Br. 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) — 

Wilhb. (Koſel⸗Oderb.) 4% 84 Br. 


Rheiniſche 4% — 1 
dito Pr.⸗ St. Zuſ.⸗Sch. 4% — N 
Köln⸗Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 89 ½ bez. 4 
Schſ. Schl. (Ors. Grl.) Zuſ.⸗Sch. 4% 0 Br. 
Nſſe.⸗Brieg. Zuſ.⸗Sch. 4% 62 Gld. 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 761 u. % bez. 
Poſen⸗Starg. Zuſ.⸗Sch. 4% — N 
Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 705% Gilde 
71 Br. 


——ʒũ ) u— — 
Breslauer Getreide⸗Preiſe vom 19. Apr 1847. 


Weizen, weißer beſter 121 Sgr. mittler 115 Sgr. geringer 110 Sgr. 
dito gelber 5 120 75 „ 115 r „ 11 7 
Bruch⸗ Weizen „ 107 ½ „ 104 * „ 98 5 
Roggen neee „ 109 nr „ 105 17 „ 100 „ 
Gerſte . . ee 77 84 hr „ 82 "> 5 #18 5 
Haſer N, 48 0 „ 46 75 „ 43 10 
Berliner Eiſenbahn⸗Actien⸗Cours⸗Bericht vom 17. April 1847. 
Breslau⸗Freiburger 4% Krakau⸗Oberſchl. 4% — u 
Niederſchleſiſche 4% 85% u. 86 bez. Rheiniſche 4% 84 ½ u. 84 bez. & 
dito Prior. 4% 90% Br. Quittungsbogen. * 
dito dito 5% 101 Br. Rheiniſche Prior.⸗St. 4% 89 Br. 2 
Niederſchl. Zweigb. 4% — Kaſſel⸗Lippſtädter 4% — 3 
dito dito Prior. 4% — Köln⸗Minden 4% 883%, bis 89 ½ bez. 


Oberſchleſ. Litt. A. 4% 103 ½ Br. 
dito Prior. 4% — 
dito Witt. B. 4% 96 Br. 
Wilhelmsbahn 4% — 


N Barometer Thermometer 
Wind. 
17. und 18. ao Ban | inneres, | auß eres. fa. ind. 


Abends 1% uhr.] 27 1, 447 4, 80 ＋. 2, 3] 0, 0 [55° 
Morgens 0 ui 3, 42 7 400)+ 4, 5] 1, 0 (41 { 
Nachmitt. 2 uhr.] 4, 82 7, 00 7, 3] 4, 0 % SL meiſt 
Minimum 1, 44 4, 0% 1 5 0, 0 far * 
Maximum 4, 82, 7, 257 8 61 4, 0 465 . 
Temperatur der Oder + 5, 0 ö 
Thermometer 
18. und 10. April. Barometer tes | Wind au 
3. x. inneres. | äuferes, | bir $ 

edriger. — 
Abends 10 uhr. 27 5 34% 6, 95 2, 9] 1. 2 | @ meiſt * 
Morgens 6 uhr. 5 80/+ 4 9507 2 11 0. 8 13» © abel 
Nachzmitt. 2 ne 6, 40 8, 35 J 9 4] 4 1 l S he. 
Minimum 5, 06. 4, 95 2 1 0, 1 75 5 
Maximum 6, 56 ＋ 8 501K 9 


Poſen⸗Stargarder 4% 52 Gld. 
Sächſ.⸗Schleſiſche 4% 98 Br. 
Ungar. Central 4% 98% Gib, 


Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 70 / bez. l 
m 
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"nungen, uns endlich iſt es vergönnt, dem Ziele nä⸗ | fehen 


— — 


Vierte Beilage zu Nr. 


Landtags: Angelegenheiten. 
Sitzung des vereinigten Landtags 
f am 15. April 1847. 
Vereinigte Kurie. . 
(Wir wiederholen aus dem Vortrage des Abgeord⸗ 
neten von Beckerath die ſchon in der dritten Bei: 
lage mitgetheilten Schlußworte und fahren dann fort:) 
Abgeordn. von Beckerath: „Ich erlaube mir 
aus dem Geſetz vom 21. Juni 1842, die vereinigten 
Ausſchüſſe betreffend, die hier in Betracht kommenden 
wen vorzutragen. Der § 2 dieſes Geſetzes lautet: 
9 2. Die verfaſſungsmäßige Wirkſamkelt der Provinz 
zialſtände, wie ſolche durch den Art. III. des all⸗ 
gemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823 vorge: 
ſchrieben iſt, erleidet durch den Ausſchuß ($ 1) 
keine Beeinträchtigung. 
Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes ſoll vielmehr 
eintreten, wenn die Anſichten der Landtage ver⸗ 
ſchiedener Provinzen Über einen von ihnen bera⸗ 
thenen Geſetz⸗ Entwurf bedeutend von einander 
abweichen, oder wenn in der weiteren Berathung 
der Geſetze in den höheren Inſtanzen der Legls⸗ 
lation neue Momente hervortreten und Wir es 
angemeſſen finden, durch ſtändiſche Organe eine 
Ausgleichung der verſchiedenen Anſichten herbei: 
zuführen. 
Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberu⸗ 
fende Ausſchuß ein ſtändiſches Organ dardieten, 
mit dem Wir auch bei Gegenſtänden, welche bis⸗ 
her in der Regel an die Provinzialſtände nicht 
gelangt find, ſofern Wir dabei den Rath erfah: 
tener Männer aus den Eingeſeſſenen der Pros 
x. ding einzuholen für gut finden werden, die an⸗ 
zunehmenden Haupt⸗Grundſätze einer Beſprechung 
wollen unterwerfen laſſen. 


Es geht hieraus hervor, daß die vereinigten Aus⸗ 
ſchüſſe nur zur Ergänzung der provinzialſtändiſchen Wirk⸗ 
ſamkeit geſchaffen und ein provinzialſtändiſches Inſtitut 
ſind. Ich kann für⸗dieſe Anſicht noch eine Autorität 
anführen, die Niemand in der Verſammlung beſtreiten 
wird. Der 7te rheiniſche Landtag hatte darauf ange⸗ 
tragen, daß dem vereinigten Ausſchuſſe reichsſtändiſche 
Funktlonen verliehen werden möchten. In dem Land⸗ 
tags⸗Abſchiede vom 30. Dezember. 1843 erging darauf 
folgender Allerhöchſter Beſcheid: „Den das Weſen der 
preußiſchen Verfaſſung verkennenden Anträgen Unſerer 
treuen Stände, deren Sinn es iſt, die Ausſchüſſe der 
Landtage in Reichsſtände zu verwandeln, müſſen Wir 
Unſere Genehmigung verſagen.“ 5 

Ich glaube, wenn mein Gedächtniß mich nicht 
trügt, die Hauptpunkte aus dem Vortrage des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſarius berührt zu haben. Der Adreß⸗ 
Ausſchuß, meine Herren, hielt es nach feiner innigſten 
Uebetzeugung für nothwendig, in der Adreſſe die ge: 
gen Se. Majeſtät den Dank für die Einberufung aus: 
ſpricht, die Rechte, welche dem Lande nach der frühe: 
ten Geſetzgebung zuſtehen, mit welchen aber die Geſetze 
vom 3. Februar dieſes Jahres ſich nicht im Einklang 
befinden, darzulegen und in ehrfurchtsvollen Formen zu 
verwahren. Er war davon durchdrungen. daß der ge⸗ 
Jenwärtige Augenblick eine auftichtige und freimüthige 
8 arlegung der moraliſchen Lage des Landes verlange, 

aß eine ſolche Darlegung nicht weniger durch die 
icht gegen unſere Kommittenten als durch die Pflicht 
gegen die Krone geboten ſei. Die Rechte, welche die 
früheren Geſetze dem Lande gewähren, find fein edelſter 
Befib, und daß dieſelben ungeſchmälert erhalten bleiben 
ft ein nicht nur Durch das geſchrlebene Geſetz begrlin. 
deter, ſondern auch von dem höheren Geſetz der Sitt⸗ 
lichkeit getragener Anſpruch. Dieſen Anſpruch zu 7 
heben, im Snterefe der Krone ſowohl t ba c 
im Intere dl als des Volkes, 
fe. des Volkes, das ſich nicht weniger als die 
Monarchie auf die Geſchichte, auf die deore Tha⸗ 
ten nationaler Erhebung berufen kann, ihn zu erheben 
mit dem entſchloſſenen Ernſte, der in einem eniſcheiden⸗ 
den Augenblick die Seele des Handelnden erfüllen muß 
ihn zu erheben enblich mit der tiefen Ehrfurcht gegen 
die Krone, mit det loyalen Geſinnung, zu der wir uns 
ja mit Kopf und Herz bekennen, das iſt die Aufgabe 
dieſer Verfimmiung. Jeden von uns durchdringt das 
Bewußtſein ihrer Bedeutung, Jeder von uns fühlt 
ich klein vor det Größe des Werkes, an dem mitzu⸗ 
Arbeiten die Vorſehung ihn berufen hat. Was mußte 
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nacht geſchehen, ehe es dahin kam, daß die edlen Stämme, 


le das peeußiſche Königsſcepter regiert, in einem gemein⸗ 
11 7 Organ zu lebensvoller Einheit ſich verbinden 
1 Das ruhmoue Preußen des vorigen Jahr: 
anders mußte erlegen im Zuſammenſtoß mit einer 
ae, von neuer Weltentwickelung getragenen Macht, 
id mußten welthiſtorſſche Schlachten geſchlagen, un: 
0 "Bliche Opfer gebracht werden, ehe die Freiheit nach 
1 en und mit ihr der Raum zur inneren freien Ent: 
alen! errungen war. Tauſende treuer deutſcher 
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ſammlung ift berufen, dahin zu wirken, daß er eine gung deſſelben erſtattete der Ausſchuß dem Stagatsrath 


Wahrheit werde. Sie kann dieſen Beruf nur erfüllen, 
wenn ſie von demſelben Geiſte geleitet wird, der in der 
Zeit des Befreiungskrieges fo Großes vollführte, von 
dem Geiſte der Treue, der Wahrheit, der Einigkeit. 
Treue gegen das Fürſtenhaus, das, unter den Dyna⸗ 
ſtien Europa's die herrlichſte, unſeren Königsthron ziert, 
Treue gegen das Volk, das ſeine theuerſten Rechte un⸗ 
ſerer Obhut anvertraute, das ſei der glänzende Schild 
dieſer Verſammlung, den auch nicht das leiſeſte Wölk⸗ 
chen trübe! Wahrhaftigkeit ziere unſer Thun, Wahr⸗ 
haftigkeit, wie der Deutſche ſie verſteht, der den Grund⸗ 
Charakter feines Volks verleugnet, wenn er feine Ueber: 
zeugung rückſichtsvoll verhüllt, wenn er nicht vor Kö: 
nig und Volk der ganzen vollen Wahrheit Zeug⸗ 
niß giebt. Einigkeit endlich, ſie war in jener glän⸗ 
zenden Epoche unſerer Geſchichte die Mutter großer Tya⸗ 
ten; die heilige Liebe zum Vaterlande, die alle Herzen 
durchflammte, ſie verband die deutſchen Stämme aufs 
neue zu einem einigen Brudervolke; als die Weſtphalen 
in ihren geſegneten Feldern, die Rheinländer an den 
Ufern ihres herrlichen Stromes mit Jubel die Pom⸗ 
mern, die Preußen und die tapferen Bewohner der an⸗ 
deren Provinzen als ihre Befreier begrüßten, da wob 
ſich zwiſchen den entlegenſten Theilen des Reichs ein 
unzerſtörbares Band, und von jenen Tagen an wuchs 
das Verlangen nach einer innigen Gemeinſchaft, nach 
einer Bahn zu einem einheitlichen politiſchen Entwicke⸗ 
lungsgang. Sie iſt geöffnet, dieſe Bahn; der erſte 
Schritt, mit dem wir ſie betreten, ſei eine Verbrlüderung 
der Provinzen zu einem großen, von Vaterlandsliebe 
getragenen Ganzen; wie meine Stimme hinüberdringt 
über die Scheidung, die in dieſem Saal die Provinzen 
von einander trennt, ſo mögen auch innerlich alle pro⸗ 
vinziellen Schranken fallen, hier, wo es die große Sache 
des Vaterlandes, wo es die Ehre und die Wohlfahrt 
unferes Volkes gilt! Und fo pulſire in dieſer Verſamm⸗ 
lung das einheitliche Leben der Nation, Hier fei der 
Herzſchlag eines neuen verjüngten Preußens, eines Preu⸗ 
ßens, das der Welt aufs neue das Beiſpiel geben wird, 
daß die Monarchie in der Freiheit und die Freiheit in 
der Monarchie eine Stütze findet, eines Preußens, das, 
umgeben von den Sympatien der deutſchen Bundes⸗ 
Staaten, das deutſche Volk zu der Stelle hinanführen 
wird, die ihm unter den Kultur⸗Völkern der Erde ge: 
üh rt! 

Landtags-Kommiſſar. Es iſt für mich eine 
ſchmerzliche Pflicht, die vortreffliche Rede, die wir eben 
gehört, theilweiſe wiederlegen zu müſſen. Dem wahr⸗ 
haft erhebenden Schluß derſelben pflichte ich Wort 
für Wort bei mit um ſo tieferem Gefühle, da auch ich 
der Zeit angehöre, die der Redner ſo lebhaft geſchildert, 
da es auch mir vergönnt geweſen, die Güter, die wir 
errungen, mit meinem Blute zu bezahlen. Schmerz⸗ 
lich iſt mir die Pflicht lich wiederhole es), den Ein⸗ 
druck dieſer Rede unterbrechen zu follen durch einige 
nüchterne faktiſche Berichtigungen, zu welchen mich 
meine Stellung zwingt. 

Es iſt im Entwurf der Dank-⸗Adreſſe nicht die 
Rede von alljährlicher Wiederkehr der reich sſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen, ſondern nur überhaupt die 
Nothwendigkeit periodiſcher Wiederkehr aus dem Um⸗ 
ſtande gefolgert, das dle Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden der Reichs⸗Verſammlung Rechnung legen ſoll. 


In der Rede des Heren Berichterſtatters aber 
iſt Bezug genommen auf den Paragraphen drs 
Geſetzes für die Hauptverwaltung der dee, 
ſchulden, worin geſagt iſt, daß alljährlich 


Rechnung gelegt werden foll, und daraus gefolgert, daß 
die ſogenannte seihefländifhe Verſammlung ſich mat 
nur perlodiſch, ſondern daß ſie ſich alljährlich e 
meln ſolle. Wäre dies in dem Adreß⸗Entwurf 8 
ſprucht, ſo würde ich dieſen Punkt gleich berühr 5 
ben. Ich darf jetzt zur Widerlegung a 

keiner unter Allen, der in allen Inſtanzen dem nige 
bei der neuen Geſetzgebung Rath zu ertheilen e 
zu der Anſicht oder überhaupt nur auf den Gedanken 
gekommen iſt, daß aus dem citirten e zu 
folgern ſei, daß behufs der Rechnungslegung En chs⸗ 
ſtändiſche Verſammlung alljährlich verſammelt wer⸗ 
den müffe. Es ſteht allerdings datin, daß die Haupt⸗ 
Verwaltung der Staatsſchulden der reichsſtändiſchen 
Verſammluug alle Jahre Rechnung zu legen habe, 
und daß diefes erfüllt werden ſolle, iſt nicht zwei⸗ 
felhaft, daß aber die Verſammlung alle Jahre bie Rech⸗ 
nung auch abzunehmen habe, ſteht nicht darin. 
Wenn man ſich an Worte halten will, muß man ſich 
auch durch Worte ſchlagen laſſen. Unſer Gedanke war, 
daß es beim Definitivum genau, bleiben ſollte, wie es 
ſeither bei dem durch das Geſetz vem Jahre 1820 
vorgeſchriebenen Proviforium gehalten worden iſt. Die 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden legte alle Jahre 
Rechnung, dleſe gelangte an die Ober⸗Rechnungskam⸗ 


ten verbluteten auf dem Felde des Sieges, viele an⸗ mer, welche fie revidirte, ohne daß über den Zeltpunkt, 


rangen Jahre lang mit dem Schmerz getäuſchter 
x zu kreten, für das jene Edlen begeiſtert in den Tod 
0 17 J Der Gedanke eines verjüngten in Freiheit und 
Eh beet, ic entfaltenden Volkslebens in Preu⸗ 
Un — Gedanke einer höheten Einigung und natlona⸗ 
aft naſtenng des geſammten deutſchen Vaterlandes, 
i neue hat er die Gemüther ergriffen, und dieſe Ver⸗ 


ſchen 


wann diefe Reviſton vollendet fein muß, etwas vorge⸗ 


fie an einen ſehr engen Ausſchuß des der ſtändl⸗ 
Verſammlung einſtweilen ſubſtituicten Staates 
raths. Dieſer aus etwa vier Perfonen beſtehende Aus⸗ 
ſchuß unterzog ſich dem Gefchäfe der vorbereitenden Ab⸗ 
nahme, welches in einer größeren Verſammlung un⸗ 
möglich ausgeführt werden kann. 


ging 


wäre. Wenn die Rechnung von dort zurückkam, 


Nach Biendi⸗ 


ſeinen Bericht, und dieſer ertheilte die Decharge. Das⸗ 
ſelbe Verfahren iſt durch das vorliegende Geſetz vorge⸗ 
ſehen, indem für den Staatsrath der vereinigte Land⸗ 
tag oder die vereinigten Ausſchüſſe eintreten, der Aus⸗ 
ſchuß des Staatsraths aber durch die Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen erſetzt wird. Selbſt wenn aus 
anderen Gründen auch alle Jahre die Central⸗Ver⸗ 
ſammlung vereinigt würde, fo würde die eigentliche Ab: 
nahme immer nur durch einen ſehr kleinen Ausſchuß 
bewirkt werden koͤnnen, und fo glauben wir, daß in 
dieſem Punkt das Geſetz nicht allein wirklich, ſondern 
auch dem Geiſte nach erfüllt iſt. Bedenken Sie daß 
die Staatsſchuld, mit geringen Ausnahmen, in Staats⸗ 
ſchuldſcheinen konſolidirt iſt, und erwägen Sie, ob für 
ein ſo einfaches Geſchäft, wie dieſe Rechnungs⸗Ab⸗ 
nahme, eine ſo große oder auch nur die mittlere Ver⸗ 
ſammlung alljährlich zu berufen irgendwie gerathen ſein 
könnte. Ich glaube baher, wir haben in dieſem Punkt 
nicht allein das Wort und das Recht, ſondern auch die 
Nützlichkeit für uns. Ich gehe jetzt zu einem zweiten 
neuen Einwand gegen die Legalität der Attribullonen 
der vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſe über, welcher aus 
den älteren Geſetzen Über die Ausſchüſſe entnommen iſt. 
Darauf habe ich zu erwidern, daß der jetzige vereinigte 
Ausſchuß rechtlich eine ganz andere Corporation iſt, als 
die aus den Provinzial = Ständen hervorgehenden Aus: 
ſchüſſe, auch wenn dleſe vereinigt wären; nur die Per⸗ 
ſonen ſind im Weſentlichen dieſelben. So lange der 
fat en 100 Geſetzes vom 5, Juni 1823 nicht er⸗ 
üllt und gelöſt war, war es geſetzlich unmb 
Ausſchüſſen Attributlonen zu Em 2 zn 
den Provinzial: Ständen zuſtanden, und wenn deshalb 
die rheinlſchen und preußiſchen Stände im Jahre 
1843 baten, daß ihnen Ausſchüſſe gegeben werden 
möchten, ganz analog denen, welche ihnen jetzt gegeben 
ſind, ſo erbaten ſie etwas rechtlich Unmögliches; die 
Regierung konnte dies nicht zugeſtehen, ohne wirkliche 
Verletzung des beſtehenden Rechts. Nachdem Se. Ma⸗ 
jeſtät aber das Geſetz vom 5. Juni 1813 durch Krei⸗ 
rung des vereinigten Landtages erfüllt, das Proviſorium 
aufgehoben und demſelben die vorbehaltenen Rechte der 
Central⸗Verſammlung gegeben hatte, konnte der Geſetz⸗ 
geber mit allem Fuge und mit voller Konſequenz einen 
Theil dieſer Befugniſſe, fo weit er es für nützlich und 
räthlich hielt, auf die vereinigten Landtage übertragen. 
Die von dem Hrn. Redner verſuchte Berufung auf 
Geſetze, welche für eine rechtlich ganz andere, wenngleich 
den Perſonen nach ähnliche Körperſchaft gegeben find, 
muß ich daher als völlig unzutreffend zurüdweifen. 
Dies habe ich dem Redner noch zum Verſtändniß mei⸗ 
ner früheren Angaben erwiedern müſſen. 


Der Abgeordn. Camphauſen: Aus den vielen 
und gewichtigen Worten, die wir ſeit wenigen Tagen 
geleſen und vernommen, wünſche ich in dieſem Augen⸗ 
blicke zur Einleitung desjenigen, was ich zu ſagen habe, 
vorzugsweiſe ein Wort hervorzuheben, das Wort näm⸗ 
lich, wodurch der Verſammlung empfohlen worden, die 
Meinung eines Jeden zu achten. Mehr als ſechshun⸗ 
dert Männer ſitzen hier vereint, ſie ſind von den ver⸗ 
ſchiedenartigſten Neigungen und Anſichten bewegt, aber 
Keinem von ihnen wird, deſſen bin ich gewiß, vorge⸗ 
worfen werden dürfen, daß er in ſeinen Worten und 
Handlungen nicht einer inneren Ueberzeugung folge. 
Dieſe Ueberzeugung iſt und muß bei den Individuen 
eine verſchiedenartige ſein, gleich wie die Individuen 
ſelbſt nach Abſtammung, nach Klima, nach Gemüthsart, 
nach geiſtiger Anlage ſich von einander unterfcheiden, 
aus Gründen, welche von ihnen ſelbſt völlig unabhän⸗ 
gig, ſondern von der Welt⸗Ordnung Gottes gegeben 
ſind. Ich wage es, auszuſyrechen, auch das iſt von 
der Welt⸗Ordnung Gottes gegeben, daß wir in un⸗ 
ſeren Ueberzeugungen von äußeren, zufälligen Ein⸗ 
flüſſen nicht völlig frei bleiben können, daß wir nicht 
in Gleichheit geboren und erzogen werden, daß unſere 
Ueberzeugungen zum Theil aus unſerer Stellung im 
Leben, aus unſerer Lebens⸗Anſchauung, aus unſeren Le⸗ 
bens⸗Erfahrungen hervorgehen, daß wir von den Ein⸗ 
drücken der Erziehung und Sitte nicht befreit bleiben. 
Von einer Kraft, von einem Bedürfniſſe des Men⸗ 
ſchen wäre am erſten eine Uebereinſtimmung Aller vor⸗ 
auszusetzen, von der Allen und zu allen Zeiten innewoh⸗ 
nenden Kraft, von dem Allen und zu allen Zeiten inne⸗ 
wohnenden Bedürfniſſe des Glaubens, einem Bedürfniſſe, 
das ſeinem innerſteu Weſen nach dahin ſtrebt und das 
hin ſtreben muß, nur Eines als wahr und kein Ande⸗ 
res als wahr anzuerkennen; auch iſt die Forderung einer 
Uebereinſtimmung in dieſem Punkte in zahle und end⸗ 
loſen Kämpfen, in gewaltigen Blutſtrömen ausgeſpro⸗ 
chen. Die menſchliche Geſellſchaft hat ſich aber auch 
durch dieſe Forderung hindurchgearbeitet, "fie will im 
großen Ganzen nicht mehr den fremden Glauben durch 
Tod, Vernichtung oder Zwang bekämpfen, fie ſtrebt 
dahin, jeden Glauben zu ehren, ihn als das eigenſte 
Eigenthum eines Jeden zu betrachten. Um wie viel 
mehrt hat fie nicht die Verſchiedenheit der politiſchen 
Meinung anzuerkennen, die Verſchiedenheit der: Ueber: 
zeugungen, welche aus der Uebung von Geiſteskräften ö 
entſpringen, die ihrer Natur nach, u werben kagte, 
nach Gottes Weltordnung verſchledenartig ſind, die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Ueberzeugtengen über Dinge, wovon noch 
niemals und zu keiner Zeit behauptet worden, daß ihrem 
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innerften Weſen nach nur Eines wahr fei, kein Ans 
deres wahr fein könne, welche vielmehr in verſchledenen 
Zeiten, in verſchiedenen Ländern, bei verſchiedenen Völ⸗ 
kern, verſchieden fein müſſen und verſchieden fein ſollen. 
Zeugniß hiervon giebt uns die Anerkennug der Ver⸗ 
faſſung eines benachbarten Volkes, die von der 
unſtigen um eine kaum meßbare Weite getrennt iſt, Zeug⸗ 
niß der Ausſpruch, daß Preußen anderer Inſtitutionen 
bedürfe, als in umliegenden Staaten angemeſſen 
und nützlich erkannt worden; Zeugniß die Aner⸗ 
kennung, daß über die zweckmäßigſten ſtaatlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe für und in Preußen ſehr redliche Männer ab⸗ 
weichende Anſichten hegen; Zeugniß die Thatſache, daß 
die höchſten Räthe der Krone entgegengeſeßte Anſichten 
vertreten haben. Darum Achtung und Ehre einer jeden 
Meinung unter uns. In einem Punkte, ich habe ihn 
ſchon bezeichnet, treffen wir Alle zuſammen, darin, daß 
alle unſer Reden und Thun aus ſelbſt eigener Ueber⸗ 
zeugung hervorgehen wird, laſſen wir es ſo gelten, un⸗ 
verdächtig und unverdächtigt. Ich glaube, wir treffen 
noch in einem anderen Punkte zuſammen, in dem 
Punkte nämlich, daß wir Alle treue und feſte Anhän⸗ 
ger der monarchiſchen Verfaſſung find. Ich zögere für 
mein Theil nicht, es auszuſprechen: Preußen bedarf ei⸗ 
nes ſtarken, eines mächtigen Königs; ich vereinige mich 
mit Allen, welche dahin ſtreben, die Grundlagen des 
Königthums immer mehr zu befeftigen und ihnen eine 
unangreifbare Dauer zu geben. Ueber die Mittel, welche 
zu dieſem Ziele führen, können und werden verſchledene 
Meinungen ſich geltend machen, aber was den Zweck 
betrifft, ſo nehme ich für mich das Recht in Anſpruch, 
Jedem in dieſem Saale gleich zu ſtehen, der es wohl 
will mit ſeinem Könige, mit der Monarchie, mit dem 
Lande, Jedem, er ſei Fürſt oder Landmann, Minifter 
oder Bürger. 

Der Entwurf zu der Adreſſe, wozu ich mein Votum 
mit den Worten eingeleitet habe, enthält zunächſt den 
Dank, den die Verſammlung Sr. Majeſtät erſtattet. 
Ich ſchließe mich ihm aus vollem Herzen an, und wenn 
ich etwas hinzuzufügen hätte, ſo wäre es, daß noch 
feurigere Worte hätten gefunden werden können. 

Es iſt groß, was Preußens Monarch feit feiner Thron⸗ 
beſteigung für die Entwickelung ſeines Volkes gethan hat; 
es iſt groß, wenn man die Zuſtände der Gegenwart mit 
denen der Vergangenheit vergleicht; ich möchte aber fo 
wenig verkennen, daß ſich Manches zwar im Volke ſelbſt 
entwickelt hat, aber derjenige Einfluß, der ſich vom 
Throne herab geltenb gemacht, hat daran einen großen 
Antheil genommen. Die freiere Bewegung der Preſſe 
vor Allem ift dem Könige beizumeſſen, ich will alſo, 
indem ich dem erſten Theile der Adreſſe vollſtändig bei⸗ 
ſtimme, nur das erwähnt haben, daß ich ihn in ſtaͤrke⸗ 
ren Ausdrücken gefaßt zu ſehen wünſchte. 

Der zweite Theil des Entwurfes macht es wün⸗ 
ſchenswerth, zunächſt einige Worte über die Anwen⸗ 
dung eines Begriffes zu ſagen, der in vielfältiger Weiſe 
angewendet wird und zu mehr ſcheinbaren, als wirkli⸗ 
chen Abweichungen Veranlaſſungen giebt; es iſt dies 
der Begriff der Souveränität oder Machtvollkommenheit. 
Zwei Bemerkungen habe ich in dieſer Beziehung zu 
machen. Wenn nach dem theoretiſchen Begriffe der 
Souveränität dieſelbe bis an die Gränzen des Mögli⸗ 
chen geht, ſo folgt daraus noch nicht, daß ihre prak⸗ 
tiſche Ausübung durch den Monarchen allein ebenfalls 
bis an die Gränze des Möglichen gehe. Ich mache 
mich in einem einfachen Beiſpiele deutlich: Der Ver⸗ 
ſammlung liegt eine allerhöchſte Propoſition über dle 
Einführung einer Einkommensſteuer vor, von der, ohne 
im geringſten auf ihren Inhalt einzugehen, mit Zu⸗ 
ſtimmung Aller wird geſagt werden dürfen, daß fie be⸗ 
deutend und groß iſt. Ganz abgeſehen nun davon, ob 
die Maßregel demnächſt zur Ausführung gelangen wird, 
ſteht ſo viel feſt, daß ſie zu ihrer Ausführung einen 
konzentrirten Patriotismus, eine durch die Erklärung 
der Stände der geſammten Monarchie beförderte ſtän⸗ 
diſche Mitwirkung in dem Maße in Anſpruch nimmt, 
daß ſie bei einer Berathung durch acht provinzialſtändiſche 
Verſammlungen beinahe, wenn nicht vollſtändig unmöglich 


„ auszuführen fein würde. Noch mehr, in benachbarten Län: 


dern, die nicht genannt zu werden brauchen, würde 
nicht ungeachtet, ſondern wegen der feſten Anklamme⸗ 
rung an den Grundſatz der unbegränzten Einherrſchaft 
die Ausführung einer Maßregel, wie die vorliegende, 
wohl abſolut unmöglich fein. Ich will mit dieſem Bei⸗ 
ſpiele bewelſen, daß, indem die Souverainetetät gewiſſe, 
bedingende Formen für ihre Ausübung feſtſtellt, die an⸗ 
derswo oder der Theorie nach eine Beſchränkung der 
Machtvollkommenheit genannt werden, ſie gerade durch 
diefe Formen anſtatt zu elner Beſchränkung, zu einer 
Vermehrung der königlichen Macht gelangen kann. 
Die zweite Bemerkung iſt die, daß die Machtvoll⸗ 
kommenheit ſich in jeder ihrer Handlungen offenbart, 
daß ſie füe jede ihrer Handlungen dieſelbe Ehrfurcht, 
denſelben Gehorſam zu fordern hat; daß der Gehorſam, 
den wir dem Souverain verſchulden, identiſch ein und 
derſelbe Gehorſam iſt, den wir dem in Geſetzen ausge: 
ſprochenen Willen des Herrſchers verſchulden. Hier 
ſteht eine der Gränzen, üer welche keine Macht hin⸗ 
ausgeht, die Gränze des Möglichen. Es iſt unmöglich, 
zu gleicher Zeit zwei Geſetze zu erlaſſen und zur allge: 
meinen Anerkennung und Befolgung zu bringen, welche 
in einem weſentlichen Widerſpruche mit einander ſtehen, 
entweder muß der Unterthan das eine Geſetz befolgen 
oder das andere, entweder muß er das eine verletzen 
oder das andere. Auch hierfür erlaube ich mir, denn 
der Satz iſt von Wichtigkeit, ſowohl für die heutige 
Berathung, als für folgende, ein Beiſpiel einzuschalten: 


* au E 
erſchlenen, wovon das eine beſtimmte, daß junge Män⸗ 
ner bei Vollendung des neunzehnten Lebensjahres ſich 
zum Kriegsdienſte zu melden hätten, das andere, daß 
die Anmeldung bei Vollendung des zwanzigſten Lebens⸗ 
jahres erfolgen müſſe, ſo würden weder die jungen 
Männer von neunzehn, noch diejenigen von zwanzig 


Jahren zur Anmeldung verpflichtet fein, die fouveraine. 


Gewalt würde in dieſem Falle ſich ſelbſt auf: 
gehoben haben und machtlos geworden ſein. Dar⸗ 
aus folgt einestheils, daß die Uebereinſtimmung der 
Geſetze zur Erhaltung der Souverainetät unbedingt 
erforderlich iſt, anderenthells, daß die Ehrfurcht gegen 
den Souverain durch die Berufung auf ein nicht ges 
ſetzlich aufgehobenes, in Kraft beſtehendes Geſetz nim⸗ 
mermehr verletzt werden kann. 

Ich gebe nun zu, daß bei einer Angelegenheit von 
ſo unendlicher politiſcher Wichtigkeit, wie diejenige der 
Verordnungen vom 3. Februar es iſt, der Wortlaut der 
Geſetze nicht allein beſtimmend ſein kann, ſondern daß 
die Zweckmäßigkeit der Beſtimmungen zu berückſichtigen 
iſt, daß daher der königliche Herr Kommiſſarius nicht 
mit Unrecht auch Gründe der Zweckmäßigkeit für den 
Inhalt der Verordnungen geltend gemacht hat. Nur 
wäre dann zu verlangen, daß nicht in dem einen Falle 
das ältere Geſetz, in dem anderen Falle die Zweckmä⸗ 
ßigkeit angerufen werde, ſondern in allen Fällen entwe⸗ 
der das eine oder die andere. Von den Anführungen 
des königlichen Herrn Kommiſſarius ſind die meiſten 
ſchon durch meinen Kollegen beantwortet worden; ich 
komme nur noch auf Einzelnes zurück. Die Anſicht, 
daß durch den Uebergang des Berathungsrechtes allge⸗ 
meiner Geſetze auf dem vereinigten Landtage unbenom⸗ 
men ſei, auch den Provinzialftänden dieſes Recht zu 
belaſſen, erkenne ich nicht für richtig. Das Recht der 
Berathung allgemeiner Geſetze kann nur einer Körper⸗ 
ſchaft zuſtehen, entweder den Provinzialſtänden oder dem 
vereinigten Landtage; haben beide Körperſchaften das 
Recht, ſo hat es keine. Daß hinſichtlich der jährlichen 
Verſammlung der Reichsſtände der Buchſtabe des Ge⸗ 
ſetzes dem Adreß Entwurf entgegenſtehe, iſt eben ſo we⸗ 
nig zuzugeben. Man kann einer Verſammlung nur 
dann Rechnung legen, wenn ſie verſammelt iſt; eine 
Verſammlung, die nicht verſammelt iſt, iſt keine Verſammlung. 

Wenn zu Gunſten einzelner Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnungen vom 3. Februar die Zweckmäßigkeit derſelben 
hervorgehoben wird, ſo muß auch zu Gunſten und 
als Grund der Berufung auf die Geſetze die etwaige 
Unzweckmäßigkelt jener Verordnungen geltend gemacht 
werden dürfen. Es liegt nicht in meiner Abſicht, ge⸗ 
genwärtig in eine ausführliche Beleuchtung derſelben ein⸗ 
zugehen; indeſſen will ich doch in Kürze Einiges berüh⸗ 
ren, was nach meiner perſönlichen Anſicht nicht für 
zweckmäßig zu halten iſt. Nicht für zweckmäßig halte 
ich die mangelnde Einheit der ſtändiſchen Vertretung. 
Es iſt dieſe Vertretung eine fünffache, denn wir haben 
den vereinigten Landtag, die vereinigten provinzialſtän⸗ 
diſchen Ausſchüſſe, die ſtändiſche Deputation, die Pro: 
vinztalftände und die Trennung in Theile ſowohl nach 
Ständen als nach Provinzen. Davon iſt eine Schwä⸗ 
chung der Stände und der Regierung die Folge; es 
muß und wird der vereinigte Landtag mit einer gewiſ⸗ 
ſen Eiferſucht die Handlungen der Ausſchüſſe überwa⸗ 
chen; letztere werden mit Befangenheit berathen und 
ſtets der im Hintergrunde zu erwartenden Kritik der 
größeren Corporation gedenken. Es wird daraus eine 
ſchädliche Unabgeſchloſſenheit unſerer Zuſtände entſtehen 
und eine Schwankung in der Geſetzgebung, well zu 
befürchten, daß die von den Ausſchüſſen berathenen 
und demnächſt erlaſſenen Geſetze in der nächſten Ver⸗ 
ſammlung des vereinigten Landtages wieder der Gegen⸗ 
ſtand neuer Anträge werden würden. Nicht zweckmäßig 
halte ich die fehlende Beſtimmung periodifher Beru⸗ 
fung. Die Gründe für ſie ſind ſchon hervorgehoben 
worden, und eine leiſe Ahnung ſagt mir, daß auch die 
Räthe der Krone ſie nicht für verwerflich halten, indem 
der königliche Herr Kommiſſarius wenigſtens vermieden 
hat, ſich für ihre Unzweckmäßigkeſt auszuſprechen. Nicht 
für zweckmäßig erachte ich die Art der Zuſammenſetzung 
des Herrenſtandes und unter Anderem die gänzlich feh⸗ 
lende Berückſichtigung provinzieller Vertheilung. Nicht für 
zweckmäßig die Schwierigkeit der Ausbildung der Verfaſ⸗ 
ſung, indem Verfaſſungs⸗Anträge nur von dem vereinigten 
Landtage, der vielleicht in vielen Jahren nicht zuſammen⸗ 
treten würde, ausgehen und den vereinigten Ausſchüſſen 
unterſagt ſein ſollen. Nicht für zweckmäßig die Beſchrän⸗ 
kung der Petitonen auf innere Angelegenheiten und ihre 
Beſchränkung durch die erfordete Stimmenzahl, in Folge 
deren einer kleinen Minorität die Herrſchaft überwieſen 
wird, indem es ihr möglich gemacht iſt, zu verhindern, 
daß ein im Lande noch ſo verbreiteter Wunſch an den 
Thron gelange. Nicht fär zweckmäßig halte ich die 


Einforderung abgeſonderter Gutachten und die Mitthei⸗ 


lung der Anſicht der Minorität bei der Berathung von 
Geſetzen. Sie widerſpricht dem Zwecke des vereinigten 
Landtages, welcher nur der ſein kann, zu erfahren, was 
derſelbe als Corporatlon, als eine ganze ungetheilte Kör⸗ 
perſchaft über Geſetzes⸗Vorſchläge urtheilt. Käme es 
blos darauf an, zu konſtatlren, welche Anſicht in jedem 
Einzelnen der verſammelten 600 Köpfe ſich ausgebildet 
hat, fo würde es kaum nöthig fein, dieſelben zu einer 
großen Verſammlung zu vereinigen, ſondern auch auf 
anderem Wege die Anſicht jedes Einzelnen erfragt wer: 
den können. Nicht für zweckmäßig halte ich, daß dem 
vereinigten Landtage keine Einwirkung auf feine elgene 
Geſchäfts⸗Ordnung, noch auf die Ernennung des Land: 
tags⸗Marſchalls eingeräumt iſt. 

Wenn demnach Gründe der Zweckmäßigkeit gegen 


ihm auf eine Weiſe zu ſagen, 


ſollen, ſo finde ich mich durch Gründe der Zweckmäßig⸗ 
keit zu dieſer Berufung meinerſelts bewogen. Daß die 
in dem Adreß⸗Entwurf aufgeführten Punkte wirklich 
eine feſte Grundlage in den beſtehenden Geſetzen finden, 
wird nach den bereits ſtattgehabten Erörterungen wohl 
nicht mit Erfolg beſtritten werden können. Sie ſind 
aber nicht nur den Geſetzen entſprechend, ſondern ſowohl 
auch was die Periodizität der Verſammlungen, als die 
vollſtändige Theilnahme des vereinigten Landtages an 
Staats⸗Anleihen und an der Geſetzes-Berathung betrifft, 
aus der Verſammlung vorgetragenen Gründen als nütz⸗ 
lich und nothwendig zu erkennen. Indem ich da⸗ 
her für den Entwurf der Adreſſe mich ausſprechen darf, 
habe ich dafür noch ein beſonderes Motiv anzuführen. 
Wie man nämlich auch das, was wir hier repräſenti⸗ 
ren, die Art der Nepräfentation, welche wir ausüben, 
ſich vorſtellen möge; unter jeder Vorausſetzung bleibt 
Eines unangreifbar feſt ſtehen, daß nämlich die Meiſten 
von uns in Folge einer Wahl hier erſcheinen, und daß 
diejenigen, welche uns wählten, nicht nur das Recht der 
Wahl hatten, ſondern auch das Recht, zu verlangen, 
daß die von ihnen Gewählten ihre ſtändiſchen Befug⸗ 
niſſe ausüben und auf nicht eines der ihnen zuſtehenden 
ſtändiſchen Befugniſſe verzichten. Treu der Monarchie, 
treu meinem Gewiſſen und meinem Mandate, ſtimme 
ich für die Adreſſe. 

Fürſt Lychnowski: Durchlauchtiger Landtags⸗ 
Marſchall! Es würde mir nicht zuſtehen, durch alle 
Phaſen unſeres politiſchen Lebens dem Redner, der eben 
abgetreten iſt, nachzufolgen; es mögen mir nur zwel 
Worte über die Adreſſe und ihre Redactlon vol 
Standpunkte der Herren-Kurie geſtattet fein. 

Als vor einigen Tagen hier zuerſt die Frage ange 
regt wurde, ob eine Adreſſe vorgeſchlagen und voll 
werden ſollte, geſellte ſich dazu der natürliche Zweifel 
über die Stellung der Herren⸗Kurie während dieſer Dr 
batte und Abſtimmung. Die auf das Patent vom 3. 
Februar folgende erſte Verordnung beſtimmt § 14, daß 
nur in zwei Fällen die Herren⸗Kurie mit den drei Stän⸗ 
den zuſammenzutreten habe: bei Einführung neuer oder 


rhöhter Steu und bei Aufnahme neuer Anleihen; 
— —— übrigen. Fällen aber hat die Herren⸗Kurie in 


abgeſonderter Verſammlung zu berathen. Es hat ſich dar 
her bei Vielen von uns das gerechte Bedenken erhoben, 
ob es uns zuſtehe, ob es der Würde der Herren⸗Kurle 
angemeſſen ſei (Murren der Verſammlung), ich bitte, 
mich ausreden zu laſſen — einer Berathung beizuwoh⸗ 
nen, aus der ein Appelliren an den eben erwähnten 
Paragraphen uns entfernen konnte, ſie kommen nun 
aus dieſer Bank oder aus Ihrer Mitte, meine Herren. 
Es blleb uns daher nur übrig, nach Beſtimmung 

§ 29 uns zur Löſung dieſes Zweifels an Ew. Durch 
laucht zu wenden. 

Dieſes iſt geſchehen, und es iſt uns erwiedert wol“ 
den, daß die Herren⸗Kurle bel Berathung und Abfaſ⸗ 
fung einer Dank-Adreſſe mit den drei Ständen in ve 
einigter Verſammlung zu votlren habe. So wie det 
König zu den vereinigten Vertretern aller Stände fel 
nes Volkes geſprochen hat, fo ſoll es auch der unge 
theilte, vereinigte Landtag fein, der feinem König ont? 
wortet und in ehrfurchtsvoller Erwiederung jene Gefühle 
von Liebe und Treue gegen König und Vaterland aus 
drückt, die gewiß uns Alle, Alle, meine Herren, mit 
gleicher Wärme beſeelen. 

Aber eben im Namen dieſer unſerer helligſten Gr 
fühle haben mehrere von uns, meine Herren, und 
darunter, uns einer bloßen Dankadreſſe, die nur, DIE 
einzig und allein Worte des Dankes enthielte, auf das en 
ſchiedenſte widerſetzt, und zwar mit derſelben Entſchiedenhell 
mit der wir uns einer Adreſſe widerſetzen würden, 
nur Proteſtationen enthalten ſollte. Die eine und die 
andere waren von der Wahrheit gleich weit entfernt, 
Eine reine Dank⸗Adreſſe, die keinen Wunſch, Leine! 
Blick in die Zukunft enthielte, könnte den König, vi 
uns richtet, und das Volk, das uns beobachtet, zu den 
Glauben verleiten, als wären alle unſere Wünſche el 
füllt worden, als befänden wir uns auf jenem C 
nationspunkte menſchlicher Glückſeligkeit, die keinen 
Drange und keinem Sehnen, auch im Grunde des 
Herzens mehr Raum giebt; — und doch, bei Gol, 
dem iſt nicht ſo; während doch auf der andern S 
es Frevel wäre, nicht zuerſt und vor Allem jene Wo 
des Dankes, der Verehrung und Liebe ce 


die wir dem königlichen Geſetzgeber ſchulden, der du 
feine große Gabe den erſten Stein, den Grunde 
zum feſten Gebäude unſerer Verfaſſung auf Jahrhul 
derte gelegt hat. Königliche Geſetzgeber ſind ſeltene or 
ſchenke der Vorſehung, hellleuchtende Meteore, Mord“ 
ſterne der Freiheit, die über den Ländern dieſer = 
glänzen. Dieſes iſt in Preußen in einem Jahehu 4 
derte dreimal zur Wahrheit geworden. Aber 0 
weil wir von dieſer Wahrheit durchdrungen ſind, Me 
fen wir bei der Ueberzeugung feſt beharren, da DW 
königliche Geſetzgeber fein Werk vollenden werde. 1) 
her find wir dem König Wahrheit ſchuldig. Be 
Es iſt in letzter Zeit der Ausdruck Dank > a 
mit dem Ausdruck Lopalitäts⸗Adreſſe oft verw ‚am 
worden. Ich muß geſtehen, daß ich für dieſe Stang 
menſtellung keinen Anknüpfungspunkt finden Waht⸗ 
Denn die höchſte Loyalität liegt in der höchſten Ang 
heit. Es wäre aber Lüge, dem Könige zu lage es 
fein Volk nichts mehr wünſcht, und es iſt Frevel ches 
die ſein großes, ken as 


warmes Herz verlegen, ihn ſchmerzlich berühren, 


Undank ausgelegt werden könnte. chen 
8 Je Kar wir vorſchreiten im prefämenttf, 
Leben, deſto mehr iſt es Pflicht, ſich den 9 


in geſetlicher Ausübung ihrer Rechte und Gerechtſame, 
8 in althergebrachten Formen, ihre Freiheit 
erhalten und befeſtigt, die Größe ihres Volkes geſichert 
haben. Ein Blick auf ein altfreies und ſtammver⸗ 
wandtes Volk, das feine fiegreichen Banner über alle 
Meere entfaltet, wird dieſen Ausſpruch beſtätigen. Ich 
habe mit rechtem Vorbedacht der Formen erwähnt, 
die ſo leicht aus dem Auge gelaſſen werden, und 
komme auf fie zurück. Wer den ernſten Kampf der 
alten Parlamente mit redlichem Geiſte ſtudirt hat, wird 
ihre große Wichtigkeit nicht verkennen. Dieſe Wichtig⸗ 
keit ſteigt mit der Bedeutung des Augenblicks, und ich 
kann unmöglich glauben, daß irgend Einer unter Ihnen, 
meine Herren, den gegenwärtigen Moment nicht für 
fo ernſt und wichtig hielt, als irgend einen in der gro⸗ 
ßen preußiſchen Geſchichte. f 
Darum beſchwöre ich Sie, meine Herren, wenn 
auch Sie Alles ſagen, was Ihnen das Herz 
bewegt, es in Formen zu hüllen, die uns 
dem Zwecke einer Verftändignng nähern, ohne deshalb 
unſerer Unabhängigkelt zu ſchaden. 
ch kann nicht umhin, zu erklären, wie ich mit 
Freuden in dem Adreßentwurfe, der uns vorliegt, dieſes 
Maß, dleſe Formen gefunden und den Herren, die ſich 
mit der Abfaſſung deſſelben beſchäftigt, dieſes hier gern 
ausdrücke; nur zwei Stellen ſcheinen mir einer Modi⸗ 
fikation zu bedürfen, fo redlich der Wille und die Ab: 
cht auch ſicher geweſen ſind, die ihre Redaktion ver⸗ 
anlaßt haben. Es iſt die „Hinweiſung auf vie Thron⸗ 
rede“ und das Wort „Wahrung“. — Die Kommiſſion 
hat mit Vielen von uns empfunden, daß einzelne Stel; 
len in der Thronrede uns ſchmerzlich berührt haben. 
arum aber dem königlichen Herrn in unferem erſten 
parlamentarlſchen Akt Dinge ſagen, die ihn verletzen 
müſſen, ohne zur Darlegung, zur Verdeutlichung unſe⸗ 
der Wünſche, unſerer Bedenken etwas beizutragen, un⸗ 
umgänglich nöthig zu fein. Berühren wir die letzteren 
und übergehen die erſteren. Was uns ſchmerzlich be: 
wegt haben mag, kann nach dem, was uns noch zu 
wünſchen übrig bleibt, dem König und dem Lande, ja 
ganz Europa, das auf uns ſieht, ohnedies unmöglich 
zweifelhaft fein. Als der König uns berief, wollte er 
durch ſeine Worte uns Freude, nicht Schmerz be⸗ 
— dafür 12 Sie den König gewiß nicht verlez⸗ 
5 — weg alſo mi * 5 
rn Bafa) ſo mit dem Worte Schmerz. (Lau 

Das zweite, was ich zu erinnern finde, iſt das Wort 
„Wahrung“; ich geſtehe, daß mie feine Anwendung 
nicht ſo poſitiv verwerflich erſcheint, als die oben ange⸗ 
führte Stelle. — Wahrung oder Verwahrung — im 
Grunde identiſch — iſt ein an ſich geſetzliches und ge: 
bräuchliches Wort; doch hat es durch ſeine Anwendung 
hier den Inbegriff von Mißtrauen, Zwelfel, Oppoſition, 
in einem Sinne mit ſich verbunden, den wir gewiß 
nicht hineinlegen wollen. 

Wenn uns nun eine Verſtändigung ehrlich und 
wahrhaft am Herzen liegt, wenn wir die Gaben der 
Krone und die Wünſche des Volkes in Einklang brin⸗ 
gen wollen, wenn andererſeits in dem Wortlaute dieſes 
Ausdrucks etwas geſucht wird, das ſich ſtörend zwiſchen 
und ſtellen könnte, warum dann, meine Herren, ſollten 
wir nicht in der ſchönen, reichen, deutſchen Sprache ein 

ort finden, das unſere Meinung ausdrückt, ohne durch 
Mißtrauen zu verletzen. Gewiß, meine Herten, Sie 
. 8 ſolches Wort finden, und wenn ich mir er: 
* Koi eber a vorzuſchlagen, fo wäre es 

Wir vertrau 6 1 
trauen, daß S.. Malie duch e 177 
neben die Krone, ſondern nebe werden uns — nicht 
mäßig wieder neben ſeine Räthe in regel⸗ 
. erkehtenden Perioden zu berufen, die uns ge⸗ 
kes, 1 Noth und die Bedürfniſſe des Vol⸗ 
Kpromes zu Br 1755 Bitten vor die Stufen des 
die nur feſte, nicht ec Sicherheit der Abhilfe, 


ir vertrauen endlich haupträchr, 
Se. Majeftit, unſer geagkelächleh und vor Allem, daß 


© großer König, 
wahren und ehrfurchtsvollen Worten De 3 5 


nach Oppoſition oder Popularltät, 
Darſtellung eines Zuſtandes ſehen * offene 
gewiſſenlos wäre, in dieſer Halle verſchwelgen 2 90 
chönigen zu wollen. Rune 
Geh. Staats⸗Miniſter Graf von Arnim: Durch⸗ 
lauchtigſter Marſchal! Das Wort des Redners, den wir 
o eben vernommen, welches mir den meiſten Anklang 
in der Verſammlung zu finden ſchien, war das „Wir 
wollen Wahrheit, klare Wahrheit ſagen!“ dem 
ſchließe ich mich aus voller Seele an; aber ich füge 
zu, wir wollen auch gewiſſenhaft nur das ſagen, was 
wir als genaue Wahrheit erkennen. Die Adreſſe, welche 
uns vorliegt, zerfällt, wie ich fie auffaffe, in drei we: 
fentliche Theile. Der erſte Theil umſchließt die beiden erſten 
er und enthält den Dank an Se. Majeſtät; der 
Sale, Theil enthält eine Erkastung, welche, wie der 


Schluß laute 


dle Einigkeit in feiner Fort⸗Entwi 
Ein r Entwickelu r. 
ajeſtät und ſeinem Volk. In Bezug auf 1 0 W 
feelt uns vor Allem das gleiche 


Zuſtände geben können. 


ur BUT D 

Theile, von dem ich allerdings bemerke, daß er mir aus 
verſchiedenen Gründen, die ich zu erörtern genöthigt bin, 
große Bedenken erregt, daß ich ihm nicht in feinem ganzen um⸗ 
fange beitreten kann. Zu dem dritten Theil, welcher 
den Schluß der Adreſſe berührt, bemerke ich, wie mir 
hier nichts enthalten zu ſein ſcheint, was in der Ver⸗ 
fammlung Bedenken erregen könnte, ſich ihm anzu⸗ 
ſchließen. Ich komme alſo auf den zweiten Theil der 
Erklärung des Berichts, die Wahrung der ſtändiſchen 
Rechte, zurück und bitte für dieſen Theil die hohe Ver⸗ 
ſammlung, meinen Erörterungen folgen zu wollen. 

Ich halte die Art der Verwahrung, wie ſie vor⸗ 
liegt, für eine ſpezielle Aufführung derjenigen Rechte, 
welche aus den früheren ſtändiſchen Geſetzen hergelei⸗ 
tet werden. Eine ſolche Aufführung dieſer Rechte halte 
ich nicht für nöthig. Ich glaube, daß ſich derſelbe 
Zweck auf einem anderen Weg erreichen laſſe, den ich 
ſpäter vorzuſchlagen mir die Ehre geben werde. Ich 
halte aber auch dieſe Ausführung, wie wir fie hier vor⸗ 
liegen haben, nicht für vollſtändig genügend begründet, 
nicht für reif genug, um Sr. Majeſtät als Ausdruck 
des ganzen Vereinigten Landtags vorgetragen zu wer— 
den; ich halte ſie endlich drittens, ich ſage es offen, 
für ſchädlich in dieſer gegenwärtigen Form. Daß ſie 
nicht nöthig ſei, erlaube ich mir dadurch zu unterſtü⸗ 
tzen, daß ich die Frage ſtelle, ob, wenn in voriger Si⸗ 
gung die Frage der Adreſſe verneint worden wäre und 
der Landtag ſich entſchieden hätte, keine Adreſſe an Se. 
Majeſtät zu richten, ob deshalb wohl die Rechte der 
ſtändiſchen Verſammlung irgendwie verändert worden 
wären. Ich glaube nein. Ich glaube, daß, wenn 
das Bewußtſein oder die Anſicht in den Mitgliedern 
des Landtags lebte, daß zwiſchen den älteren Geſetzen 
und Verordnungen vom 3. Februar c. Verſchieden⸗ 
heiten ſtattfinden, die ihre Rechte verletzen, dieſe 
Anſicht eben fo frei und mit gleicher Wirkung hätte 
ausgeſprochen werden können, es häfte eine Adreſſe er⸗ 
laſſen werden mögen oder nicht. Ich gehe weiter. 
Wenn nun eine reine Dank-⸗Adreſſe votirt worden wäre, 
die nichts von dieſen Erklärungen enthalten, wie hätte 
daraus gefolgert werden können, daß die Stände ſich 
ihrer Rechte begeben wollten? hätte dieſe Dank = Adreſſe 
ene formelle Acceptation, die jede weitere Erörterung 
abgeſchnitten hätte, gegeben? ich glaube nein. Wie har 
ben hier nicht mit kleinen Rechten und Regeln des Prl⸗ 
vatverkehrs, ſondern wir haben es mit Deutung groß⸗ 
artiger politiſcher Ideen zu thun, und ich bin überzeugt 
von unſerem Könige und Herrn, daß er ſich nicht vers 
ſchanzen wird hinter kleinen Rechtsbehelfen, und fo 
möge auch die Verſammlung ſich nicht daran klammern. 
Deshalb erachte ich eine Verwahrung in dieſer Form 
nicht für nöthig. 

Ich bemerke aber auch, daß ich ſie nicht für voll⸗ 
ftändig begründet, nicht genügend vorbereitet, nicht für 
reif zum Beſchluſſe halte, um als Anſicht und Aus⸗ 
ſpruch des Vereinigten Landtags hingeſtellt zu werden, 
und das müßte ſie ſein, wenn ſie die Wahrheit und 
nicht mehr als die unbeſtrittene Wahrheit fein ſollte. 
Es können Gefühle in der Verſammlung ſich bewegen, 
es können Anſichten darin obwalten, von denen man 
nach einer vorläufigen Austauſchung und Beſprechung 
wohl ſagen kann, dieſes oder jenes müſſe Anſicht der 
Verſammlung ſein; aber um Sr. Majeſtaͤt dem Könige 
zu fagen, es iſt die Anſicht der Verſammlung in geſetz⸗ 
licher Weiſe, dazu gehört die auf einem beſonnenen ge⸗ 
ſetzlchen Wege gewonnene Ueberzeugung. Betrachten 
wir den Theil der Adreſſe, von dem ich ſprach, ſo fin⸗ 
den wir, daß ſie eine Aufzählung gewiſſer Beſtimmun⸗ 
gen ſtändiſcher Gefege früherer Zelt enthält und daran 
Folgerungen knüpft; er ſagt zunächſt, daß die jährliche 
Rechnungslegung, welche den Reichsſtänden zugeſichert 
iſt, ihre periodiſche Einberufung verlangt. Ihre perio⸗ 
diſche Einberufung iſt, ich erkläre es offen, auch mein 
Wunſch und meine Anſicht. Wenn eine reichsſtändiſche 
Verſammlung wohlthätig wirken fol, muß fie periodiſch 
wiederkehren. Aber, meine Herren, ich ehre auch die 
Meinung derjenigen, welche dieſe Anſicht nicht thellen, 
und iſt denn die Frage ſchon entſchieden, ob der ge⸗ 
ſammte Vereinigte Landtag dieſe Anſicht in der Weiſe 
theile, wie ſie nach meiner Anſicht maßgebend fein fol? 
noch vielmehr könnte die Frage zweifelhaft fein, od denn 
aus der periodiſchen Zuſammenberufung der Reichsſtände 
zur Rechnungslegung etwas Weiteres folge, als eben 
die Abnahme der Rechnung, und wenn man alſo auf 
dieſen Punkt ein ſolches Gewicht legen will, um ſie als 
Verwahrung einzulegen, ſo muß man ſich auch auf die 
andere Seite ſtellen, auf welcher geſagt werden kann: 
„Dann könnt ihr auch nichts weiter verlangen, als 
blos für die Rechnungslegung verſammelt zu ſein.“ Ich 
muß erklären, daß ich nicht für ſolche Deuteleien bin, 
aber man darf auch zur Verwahrung und Klauſulirung aus 
älteren Geſetzen nicht Folgerungen herleiten, die darüber hin⸗ 
ausgehen. Es iſt ferner der Punkt wegen der Domainen 
berührt worden, ich bez ehe mich darauf, daß in der Verſamm⸗ 
lung ſich die eine Anſicht über Auslegung der Be⸗ 
ſtimmung, im Miniſterium dle andere Anſicht geltend 
gemacht hat, und ich frage, ob wir vorbereitet genug 
ſind, um darüber unſere Anſicht Sr. Majeftät dem 
Könige vorlegen zu können. Ich habe zwar eine An⸗ 
ſicht darüber, aber fie iſt noch nicht befeſtigt genug, daß 


ehre die Anſicht, die dies folgert, ich kann ihr aber nicht 
folgen, ſie geht zu weit; denn es findet ſich eine Be⸗ 
ſtimmung, die da ſagt: „ſo lange keine allgemeine ſtän⸗ 
diſche Verſammlung beſteht, dürfen die Provinzial⸗Land⸗ 
tage verlangen, daß nicht ohne ihre Berathung ein all⸗ 
gemeines Geſetz gegeben werde“; daraus iſt nicht zu 
folgen, daß, wenn fie beſteht, nun auch dergleichen 
Geſetze den Provinzial⸗Landtagen nicht mehr zum defi⸗ 
nitiven Rathe vorgelegt werden können. Ich glaube 
wenigſtens einen Theil der Verſammlung für dieſe An⸗ 
I 1 he Sy zu können, und das genügt, 

daß die entgegengeſetzte Anſicht nicht als 
Anſicht des Landlags mit Recht Er Marehät — Kö⸗ 
nige vorgelegt werden kann; viertens iſt geſagt, daß der 
vereinigte Landtag in den ihm als reichſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung übertragenen Funktionen durch andere ſtän⸗ 
diſche Körperſchaften rechtskräftig nicht vertreten werden 
könne; ich glaube mich der Zuſtimmung der hohen Ver⸗ 
ſammlung faſt verſichert halten zu dürfen, wenn 
ich behaupte, daß hierin die Adreſſe zu weit geht, 
wenn fie dem vereinigten Landtage ein Recht be⸗ 
ſchraͤnkt, welches ich ihm zu vindiziren mich verpflichtet 
halte. Ich glaube, daß, wenn der Landtag in ſei⸗ 
ner Machtvollkommenheit einem Theil deſſelben irgend 
eine Function ſpeziell überträgt, dieſer unbedingt mit 
Vollmacht verſehen iſt, zu handeln an Stelle ſeines 
Machtgebers, und ich zweifle nicht, daß im Laufe der 
Jahre der Landtag wohl in die Lage kommen kann und 
wird, Einzelnen aus ſeiner Mitte Vollmachten zu er⸗ 
theilen, die nicht für den ganzen Umfang ſeiner Rechte, 
ſondern für einzelne Rechte gelten. Wenn gegenwärtig, 
noch auf den dritten Punkt kommend, ich die Adreffe 
in dieſer Faſſung für ſchädlich erkenne, ſo muß ich 
bemerken, daß, wenn die Verſammlung meiner Anſicht 
beitreten ſollte, daß die Beſchlüſſe noch nicht vollkom⸗ 
men reif ſeien, daß die Folgerungen ſich noch nicht als 
eine unumſtößliche Anſicht des vereinigten Landtags er⸗ 
geben haben, daß es dann gewiß ſchädlich ift, nicht voll⸗ 
kommen reife Anſichten in die Adreſſe an Se. Majeſtät 
aufzunehmen, und ich komme auf die Frage zurück 
halten wir es für möglich, dieſe Beſchlüſſe im Laufe der 
Adreß⸗Debatte zur Reife zu bringen? Müßten nicht 
alle dieſe Punkte der allerforgfältigften Erwägung unte:- 
liegen? Welche Zeit würde es erfordern, um dieſe 
Fragen, deren äußerſte Spitzen heute blos berührt wor⸗ 
den find, bei denen ſchon die verſchiedenſten Differenzen 
zwiſchen den Anſichten der Stände und denen der Regierung 
ſich geltend gemacht haben, die ſich hier nur in allgemeinen 
Grundzügen bewegt haben; welche Zeit würde es er⸗ 
fordern, dieſe Fragen zu erörtern und zu der Reife zu 
bringen, die ſie bedürfen, um hier niedergelegt werden 
zu könen; ich kenne keinen Weg, der dahin führen 
könnte. Schädlich nenne ich aber auch das, was viel⸗ 
leicht unter anderen Umſtänden nur überflüſſig genannt 
werden könnte Ich habe mir zu zeigen erlaubt, wes⸗ 
halb ich dieſe Art von Wahrung nicht für nöthig und, 
weil ſie nicht nöthig, nach meiner Meinung für über⸗ 
flüſſig halte, darum halte ich ſie im vorliegenden Falle 
für ſchädlich; denn es gilt hier nicht die Regel, daß 
Ueberflüſſiges nicht ſchade, ſondern in der erſten An- 
ſprache der Stände an Se. Maj. iſt gewiß Alles, was darin 
überflüſſig, nicht dahin gehörig; und es ſchadet dem 
Charakter dieſer Anſprache, es ſchadet dem Eindrucke, 
den ſie auf das Volk machen ſoll. Zweifelt einer von 
Ihnen, meine Herren, an der Wichtigkeit des Aktes, 
an der Wichtigkeit dieſes Dokumentes? Die Thronrede 
hat gewiß die Aufmerkſamkeit von Preußen, von Deutſch⸗ 
land, von Europa auf ſich gelenkt; aber wird nicht 
unſre erſte Anſprache an Se. Majeſtät den König auch 
die Aufmerkſamkeit von Preußen, Deutſchland und 
Europa auf ſich lenken; glauben Sie nicht, daß Alle 
jetzt ſchon geſpannt harren, wie die Stände ſich äußern 
werden, und fühlen wir nicht, daß, wenn es ſich han⸗ 
delt von Preußens Fortſchritt, Alles, Alles darauf an⸗ 
kommt, ihn zu ſichern? Glauben Sie nicht, daß die⸗ 
jenigen, die ihn wünfchen, feine Freunde, innigft beküm⸗ 
mert werden würden über Alles, was in Frage geſtellt 
wird, und diejenigen, die ihn nicht wünſchen, ſich freuen 
würden, wenn die Stände etwas thäten, was ihn in 
Frage ſtellt? Ich glaube gewiß, daß dem ſo iſt; und 
ich glaube ferner, daß Sie durch eine Verwahrung der 
a wie fie hier liegt, allerdings diefen Weg in Frage 
ellen. 


daß der Dank aus 
geſprochen werden mi e, ſondern da 
10 auch ſo warm ausgeſprochen werde — 05 
Ne ei Redner geäußert 
e nicht warm, nicht lebhaft genu i 2 
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ich ſie dem Landtage empfehlen könnte, dazu bedarf es 
auch Eröcterungen, Entwickelungen, Debatten und Be⸗ 
ſchlußnahme. Keines von allen dem iſt geſchehen. Es 
iſt feiner geſagt, daß, well den Provinzial + Landtagen, 
ſo lange keine allgemeine Stände⸗Verſammlungen beſte⸗ 
hen, die allgemeinen Geſetze vorgel⸗ 
dürften a f 


ar hege die Ueberzeu⸗ 
ajeftat das wahre Gefühl eines tiefen 


betrachten foll, was Sie nicht als rechtsverbindlich gel⸗ 
ten laſſen wollen? 110 nt { 
Die Verhandlungen werden lehren, ob irgendwo die 
Rechte im Verhältniß 
tigt find; Bandungen 35 
— Landtag für nöthig hält, f i 
tel zur Ausfüllung der Lücke, die er erkannt, reiflich 
en hat; ı! 
ane daß des Königs Majeſtät hierzu nicht abge⸗ 
neigt ſei. N es das 2 
daß Se. Majeſtät auf geeignete Weiſe die Lücken aus⸗ 
zufüllen bereit ſein werde, wenn Ihm die Vorſchläge 
dazu gemacht werden. Darum wünſche ich und bitte 
dringend, ſtellen wir nicht das in Frage, was wir Alle 
zu erhalten wünſchen, und verkennen wir es nicht, daß 
wir es in Frage ſtellen, indem wir uns in dieſer Weiſe 
verwahren. Aber, meine Herren, ſelbſt abgeſehen 
von dieſem Rechtspunkte, der in der Adreſſe nur 
eben die eigene Stellung, nicht aber die Stel⸗ 
lung deſſen im Auge hat, der auch Rechte in die⸗ 
fer Beziehung beſitzt, und der eben deshalb ſich veran⸗ 
laßt finden könnte, was Er hochherzig gegeben hat, wie⸗ 
der in Frage zu ſtellen. Bedenken wir, daß wir auch 
Gefühle zu ehren haben, daß es in der Adreſſe ſich 
nicht davon handelt, Gegenſtände materieller Art zur 
Sprache zu bringen, ſondern nur Gefühle der Verſamm⸗ 
lung gegen Se. Majeſtät auszuſprechen, und dieſe Ge⸗ 
fühle werden nicht ausgeſprochen in dieſem Saale von 
Mund zu Mund, von Mund zu Ohr, nein, ſie wer⸗ 
den ausgeſprochen vor Europa, und da behaupte ich, 
wenn einſt die Geſchichte die ſtändiſche Verſammlung 
richten wird, fo wird fie eine Verſammlung hochſtellen, 
„die ſich ſelbſt hochſtellte durch weiſe Mäßigung in ſol⸗ 
chem Augenblick. Noch eins, blicken wir auf Preußens 
Verfaſſung, fie unterſcheidet ſich weſentlich von der an⸗ 
derer Nationen. Dieſe haben ſich fortgebildet in ihren 
Zuſtänden, in einzelnen Perioden durch Umwälzungen, 
Preußen aber hat ſich fortgebildet durch Reformen; 
Preußen hat den großen Vorzug, daß es alle die trau⸗ 
tigen Erfahrungen, die von jener Art des Fortſchritts 
begleitet ſind, nicht durchzumachen gebraucht hat, ſon⸗ 
dern es iſt auf dem Wege der Reform zu dem gekom⸗ 
men, was es beſitzt, und auf dieſem Wege wollen wir 
weiter gehen, und auch unſer Königlicher Herr iſt ge⸗ 
ſinnt, auf demſelben weiter zu gehen; damit er das 
aber könne, muß er frei gehen auf dem Wege, wie es 
einem Monarchen geziemt. Denn eine Gabe, die nicht 
aus freiem Herzen gegeben wird, ſie möchte an ſich gut 
fein, aber fie. trägt keine guten Früchte. Ihm mit aller 
Lebendigkeit und Aufrichtigkeit zu ſagen, was wir wün⸗ 
ſchen, das wollen wir, aber, meine Herren, in der 
Adreſſe auf dieſe Weiſe ausgeſprochen, iſt es nicht ein 
Wunſch, ſondern ein Fußen auf ein Recht. Der König 
kann dann nur ſagen, entweder: die Stände haben 
recht, oder; Ich, und wenn er die Rechte der Stände 
anerkennt, ſo würde er nicht ſo frei erſcheinen, wie ich 
glaube, daß es wünſchenswerth iſt. Alſo bleiben wir 
auf dem Gange, der Preußen groß gemacht hat, es iſt 
der Gang, der etwas langſamer, aber um ſo ſicherer 
zum Ziele führt. Wenn ich mir nun noch einen Blick 
erlauben darf auf diejenigen, denen wir Rechenſchaft zu 
geben haben von unſeren Handlungen, ſo weiß ich, daß 
gerade dieſer Blick Vielen von ihnen die Frage ſtellt, 
ob eine ſolche Wahrung der Rechte nöthig fi. Ich 
ehre dieſe Anſicht; aber, meine Herren, werden nicht 
auch diejenigen Komittenten, an die Sie in dieſem Au⸗ 
genblicke denken, von Ihnen erwarten, daß Sie alle die 
Rückſichten nehmen, die genommen werben müſſen, um 
dem Werke, auf dem wir fortbauen wollen, vollſtändige 
Sicherheit zu verſchaffen? Würden dieſelben Kommitten⸗ 
ten uns nicht anklagen, wenn wir durch ein Zuweitgehen 
dieſe Sicherheit gefährdet hätten; blicken wir nicht allein 
darauf, daß fie mit Freuden eingehen auf die erregten Bedenk⸗ 
ken, ob dieſes oder jenes Recht gewährt iſt, ſondern 
blicken wir auch darauf, daß eine Verwahrung der 
Rechte in einer Weiſe, die Sr. Majeſtät dem Könige 
schmerzlich ſein muß, von vornherein das Verhältniß 
trübt; auf deſſen Beſtehen wir unſere beſten Hoffnun⸗ 
gen und unſer beſtes Vertrauen ſetzen müſſen. Aus 
dieſen Gründen ſchlage ich vor, zu der vorliegenden 
Adreſſe ein Amendement in Erwägung zu ziehen, wel⸗ 
ches mit. Genehmigung des arſchalls Ihnen vorzu⸗ 
tragen ich mir die Ehre geben werde. 
Von der Stelle, wo es heißt: „nachdem Ew. Ma⸗ 
jeſtät ꝛc.“ bis zu der Stelle: „an den Thron niederzu⸗ 
legen“, würde ich vorſchlagen, folgende Erklärung zu 
feen.: „Cieſt vor.) 5 
„„zu Ew. königlichen Majeftät hegen wir das Ver: 
trauen, daß Allerhöchſtdieſelben es nicht als einen Man⸗ 
gel an Dankbarkeit betrachten werden, wenn wir im 
Laufe unſerer Verhandlungen auf diejenigen Punkte 
der Verordnungen vom 3. Februar d. J. näher ein⸗ 
gehen, in welchen Viele unter uns die volle Ueberein⸗ 
ſümmung mit den älteren Gefegen vermiſſen. Denn, 
damit, Ew. königlichen Majeſtät getreue Stände dem 
Throne eine wahrhafte Stütze ſein, damit wir Ew. kö⸗ 
niglichen Maſeſtat wirkſam mithelfen können, zum Heile 
und Gedeihen unſeres theuren Vaterlandes, muß in 
denen, die wir 1 die Ueberzeugung leben, daß 
uns, — wie die Ehre und die Kraft der Krone — jo 
auch die uns von ünſeren Königen verliehenen ſtändi⸗ 
ſchen Rechte theuer ſind, daß wir beide als unſchäz⸗ 
bare Kleinode bewahren und pflegen. 

„Sollte der Landtag durch ſeine Berathungen, ſoll⸗ 
ten Ew. königliche Majeſtät durch feine ehrfürchtsvoll 
vorzutragenden Gründe ſich von dem Vorhandenſein 
ſolcher Abweichungen zwiſchen den älteren und den ge⸗ 
genwärtigen G üb o zweifeln wir nicht, 


Wir haben auch ohnedies das Vertrauen, begründen. 


daß Ew. königlichen Majeſtät Weisheit und Gerechtig⸗ 
keit die Wege erwählen werde, welche zu ihrer Aus⸗ 


gleichung in einer mit der Wohlfahrt Preußens verein⸗ 


zu früheren Geſetzen beeinträch⸗ baren. Weife führen, der Wohlfahrt, die auf der Stärke 
die Verhandlungen werden lehren, was der des monarchiſchen Prineips und auf einem ſicheren und 
. fobald er die Mit geordneten ſtändiſchen Rechtsboden beruht.“ 


Dies iſt der Vorſchlag, den ich an die Stelle jener 


wir haben in der heutigen Sitzung vet⸗ ausführlicheren Auseinanderſetzung zu ſetzen bitte. 


Ich wage ihn mit kurzen Worten näher zu 
Derſelbe entfernt ein Wort, 
ſchon von einem früheren geehrten Redner als 
ein ſolches angedeutet iſt, welches die Gefühle wie⸗ 
dergeben ſoll, die die Thronrede auf den Landtag 
gemacht hat; ich glaube nicht, daß es in der Beſchluß⸗ 
nahme der Verſammlung lag, dies in die Adreſſe zu 
legen. Abgeſehen von dieſem formellen Grunde, ap⸗ 
pellire ich an das, was der letzte Redner ſagte, der ſich 
ſo gefühlvoll äußerte; ich nehme dieſen Punkt als er⸗ 
ledigt an. Es tritt in dem Amendement ferner an 
die Stelle ſpezieller Aufführung der Folgerungen aus 
älteren Geſetzen die allgemeine Andeutung an Se. Ma⸗ 
jeſtät, daß unter uns Männer ſind, welche im Patent 
die volle Uebereinſtimmung mit den Geſetzen vermiſſen, 
deren Anſichten ich ehre. Aber es iſt meine Anſicht, 
daß die allgemeine Andeutung dem Zwecke genügt, den 
die Verſammlung haben kann, und dieſer Zweck kann 
kein anderer ſein, als Se. Majeſtät vorzubereiten, daß 
derartige Punkte noch zur Erörterung kommen werden, 
fo daß man nicht fagen kann, wenn künftig Punkte 
in dieſer Art erörtert werden, es falle auf, daß die 
Stände ihren Dank ausgeſprochen und kein Wort er⸗ 
wähnt haben, daß in dem neuen Geſetze Dinge ent⸗ 
halten ſind, die bei einem Theile der Mitglieder Be⸗ 
denken erregen. 

Wenn ich hoffe, daß ein Theil der Verſammlung 
eine Befriedigung finden wird, dergleichen zu ſagen, ſo 
halte ich ſchon deshalb für rathſam, es zu thun. 

Findet man einen beſſeren Ausweg an dieſe Stelle, 
ſo iſt das eine Sache der Anſicht. Aber das Weſent⸗ 
liche iſt nur dieſe Erklärung, dieſe Andeutung, und ich 
weiß ſie nicht anders zu geben. f 

Es iſt dadurch noch nicht entſchieden über alle Fol⸗ 
gerungen. Die Anſicht der Einzelnen über dieſelben 
kann nicht angenommen werden, ehe ſie nicht die Sta⸗ 
dien der reiflichen Prüfung durchlaufen hat. Wir kön⸗ 
nen alſo nichts weiter ſagen, als daß Mitglieder im 
Landtage vorhanden, „welche die volle Uebereinſtimmung 
des Patents mit den älteren Geſetzen vermiſſen,“ et⸗ 
was Weiteres zu ſagen, weiß ich nicht, und etwas An⸗ 
deres können wir auch für jetzt noch nicht ſagen. Es 
iſt ferner geſagt, daß uns die ſtändiſchen Rechte theuer 
ſind, daß wir ſie bewahren und pflegen werden, und 
dies hat uns der König ſelbſt empfohlen. Dies können 
und müſſen wir ſagen, und wir werden unſern Kom⸗ 
mittenten gerecht werden, wenn wir ſagen, wie wir 
dieſe unſchätzbaren Kleinodien wahren und pflegen wer⸗ 
den. Wir deuten fernen an, daß, wenn der Verei⸗ 
nigte Landtag durch ſeine Berathung zu der Ueberzeu⸗ 
gung kommt, daß ſolche Abweichungen zwiſchen den 
älteren und den gegenwärtigen Verordnungen beſtehen, 
wie fie erwähnt find, und wenn Se. Majeſtät durch 
die Gründe des Landtags, von welchen in der Adreſſe 
nicht die Rede ſein kann, davon überzeugt werden und 
es ſich darum handelt, dieſe Lücken auszugleichen, daß 
dann die Weisheit und Gerechtigkeit des Königs Wege 
finden wird, die zur Ausgleichung führen. Der Herr 
Landtags⸗Kommiſſar hat uns heute darin beſtärkt, und 
(erlauben Sie mir zum erſten- und letztenmale von 
meiner Perſon zu reden) ich habe die Ehre gehabt, 
20 Jahre dem Staate unter dem hochſeligen und dem 
jetzt regierenden Könige zu dienen und 3 Jahre zu den 
Räthen unſeres jetzt regierenden Königs Majeſtät zu 
gehören, und ich müßte lügen, wenn ich ſagen wollte, 
daß der König nicht die auftichtigſte und freudigſte 
Theilnahme an der ſtändiſchen Entwickelung gefunden 
und nicht geneigt wäre, das, was auf rechtlichem Bo⸗ 
den gewünſcht worden, mit wahrhaft Königlichem Wil⸗ 
len zu erfüllen. Nicht als früherer Diener der Krone, 
nicht als Bürger allein, ſondern als unabhängiger preu⸗ 
ßiſcher Landſtand, der nicht allein die Rechte des Ei⸗ 
nen, ſondern auch die Rechte des Andern ehrt, als ſolcher 
habe ich es für nöthig gehalten, die beiden weſent⸗ 
lichen Grundlagen, auf welchen Preußen ruht, her— 
vorzuheben. Sie ſind: die Stärke des monarchi⸗ 
ſchen Prinzips und ein ſicherer und geordneter ſtän⸗ 
diſcher Rechtsboden, und, wenn dieſe Erklärung nieder⸗ 
gelegt wird, iſt Alles gethan, um die Rechte der Stände 
zu wahren, und wer dann kommen und ſagen wollte: 
ihr habt euch nicht vorgeſehen, nicht genug verwahrt, 
der würde nicht im Rathe des Königs ſitzen, weil der 
König ſolchen nicht hinein berufen würde, der würde 
nicht in dieſer Verſammlung ſitzen, weil er unſere Ach⸗ 
tung nicht haben könnte. 


Wenn die Verſammlung ſich meiner Anſicht an⸗ 
ſchließt, wie ich dringend wünſche, nicht um einen Fun⸗ 
|ten perſönlicher Eitelkeit, ſondern weil ich, ſo weit ich 
Se. Majeſtät kenne, glaube, daß dies der Weg zum 
Frieden, zum Heile iſt, wenn er angenommen werden 


ſollte, ſo würde der Schluß der Adreſſe ſich an mein 


Amendement mit der Veränderung eines einzigen 
Wortes anſchließen können, welches nicht in materieller 
Beziehung, ſondern lediglich des Klanges wegen von 
mir vorgeſchlagen wird, um eine Wiederholung des 
Wortes: „Boden,“ zu vermeiden. ö 

Eine Stimme aus den rheiniſchen Stän⸗ 


den; Ich bitte das vorgeſchlagene Amendement noch 


einmgl vorzuleſen. 


was E 


fort hren, und es wer 5 5 
ei Wort verzicht Beh walden. er 
werden, wenn ſie ſich nge Vincke, falls e 

Schuß P 


die Dank⸗Adreſſe ſo vorzuleſen, wie ſie im Ganzen lau⸗ 
ten Bine — 1 vor.) 
Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Ferdi König an ee ig: 
Ew. Königliche Majeſtät haben ſeit Allerhöchſtihrem 
Regierungs⸗Antritt auf eine edle Entfaltung des Natio⸗ 
nal⸗Lebens unabläffig hingewirkt und dankbar erfreut ſich 
das Land des Segens, den eine lebendigere Theilnahme 
des Volkes an den öffentlichen Angelegenheiten gewährt. 
ine neuere 3 tufe hat ſich dieſer Theilnahme er⸗ 
ſchloſſen; das Bedürfniß eines ſtändiſchen, der Einheit 


des Staates förderlichen Geſammtorgans erkennend, ge⸗ 


ruheten Ew. königliche Majeſtät, die Stände aller Pro⸗ 
vinzen zu einem vereinigten Landtage zu berufen, Ew. 
Majeſtät haben aus freiem, wahrhaft königlichem Ent: 
ſchluß einen großen Schritt gethan, und wir erfüllen eine 
erſte heilige Pflicht, indem wir in unwandelbaret Anz 
hänglichkeit an Ew. königlichen Majeſtat Perſon und 
Haus den Dank eines treues Volkes am Throne niederlegen. 

Durch den hohen Geiſt feiner Fürſten und die Kraft 
der Volks⸗Geſinnung ward das Vaterland emporgehoben; 
auch ſein ferneres Gedeihen beruht auf dieſer Gemein⸗ 
ſamkeit. Sie hat ſich darin neu bewährt, daß Ew. königl. 
Majeſtät in dem allerhöchſten Patente vom 3. Februar 
d. J. die Abſicht kundgaben, fortzubauen auf den von 
des hochfeligen Königs Majeſtät erlaſſenen Geſetzen, an 
welchen das Volk als an dem wohlerworbenen Erbe ſei⸗ 
ner Kampfestreue h 1 

Zu Ew. königl. 
daß Allerhöchſtdieſelben es nicht als einen Mangel an 
Dankbarkeit betrachten werden, wenn wir im Laufe un⸗ 
ſerer Verhandlungen auf diejenigen Punkte der Verord⸗ 
nungen vom 3. Februar d. J. näher eingehen, in wel 
chen Viele unter uns die volle Uebereinſtimmung mit 
den älteren Geſetzen vermiſſen. Denn damit Ew. königl, 
Majeſtät getreue Stände dem Throne eine wahrha 
Stütze fein, damit wir Ew. königl. Majeftät wir 
ſam mithelfen können, zum Heile und Gedeihen un⸗ 
ſeres theuren Vaterlandes, muß in denen, die wit 
vertreten, die Ueberzeugung leben, daß uns, — wie 
die Ehre und die Kraft der Krone, ſo auch 
die uns von unſeren Königen verliehenen ſtändi⸗ 
ſchen Rechte theuer find, daß wir beide als unſchätzbark 
Kleinode bewahren und pflegen. 

Sollte der Landtag durch feine Berachungen, fol! 
Ew. königliche Majeſtät durch ſeine ehrfurchts voll vorzu⸗ 
tragenden Gründe ſich don dem Vorhandenſein ſolcher 
Abweichungen zwiſchen den älteren und den gegenmärtl 
en Geſetzen überzeugen, fo zweifeln wir nicht, daß Ew. 
öniglichen Majeſtät Weisheit und Gerechtigkeit die Wege 
erwählen werde, welche zu ihrer Ausgleichung in einer 
mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren Weiſe führen, 
der Wohlfahrt, die auf der Stärke des monarchiſchen 
Prinzips und auf einem ſicheren und geordneten ſtän⸗ 
diſchen Rechtsboden beruht. 

Vertrauensvoll richtet ſich unſer Blick auf den hoch⸗ 
herzigen Fürſten, der uns in feiner Weisheit um fi 
verfammelte, damit die Macht der Krone mit der gedeih⸗ 
lichen Wirkſamkeit der Stände auf unerſchütterlichem 
Grunde ſich verbinde. Ew. königliche Majeſtät Selbſt 
haben das Recht als dieſen Boden bezeichnet und das 
fürſtliche Wort geſprochen: zwiſchen uns ſei Wahrheit! 
Wir leben der freudigen Zuverſicht, daß auf ſolchen 
Grundlagen der Bau der vaterländiſchen Zukunft immet 
ſchöner ſich erheben werde. Dann ift die Macht det 
Krone feſt begründet, denn ſie wurzelt in dem ſittlichen 
Bewußtſein der Nation; dann iſt dem preußiſchen Vol 
ein vor den focinlen Gefahren der Gegenwart geſiche 


Entwickelungsgang gewährt; unter den Segnungen ein 


kräftigen monarchiſchen Regierung wird es der 
eines freien, öffentlichen, alle Klaſſen des Volkes eth 
benden Staatslebens theilhaftig werden und, in Liel 
und Treue geſchaart um feinen königlichen Führer 
großen Beſtimmung entgegengehen, zu welcher die DL) 
ſehung den preußiſchen Staat und mit ihm das gefam 
Neue Vaterland berufen hat. Be 
In tiefſter Ehrfurcht Ew. königlichen Majeftät 
allerunterthänigſt tteugehorſamſte 3 
Die zum vereinigten Landtage derfal 
melten Stände. f 
Der Marſchall: Der Vorſchlag wird zur Abſtimmung 
kommen, wenn er die geſetzliche Unterſtützung finden wild: 

(Die meiſten Mitglieder erheben ſich, ) 

Die Zuſtimmung iſt ſo bedeutend, daß es keinen. 
Zweifel unterliegen wird, daß wir ſchon jetzt zur Abſti 
mung ſchreiten können. f 

(Vielſeitiger Widerſpruch.) 

Es hatten ſich mehrere Mitglieder um das Wort, 
meldet, die ſo eben erklärt haben, auf das Wort zu 
zichten, und ich zweifle nicht, daß dies auch von ander 
Seiten geſchehen wird. Eben fo wahrſcheinlich iſt, m’ 
daß Andere den Wunſch hegen, noch zu Worte zu ko 
men, und wir werden darüber Erklärungen zu erwallh 
haben., Urbrigens ſteht feſt, daß ſich eine fo bedeut 
Majorität für den ger dee ur A e 
hat, daß wir jetzt ſchon darüber zur Abſtimmung kom 
können, und ich glaube bei dieſer Anſicht beharren zu köliite 

Abgeordneter Hanſemann (vom Platze): ne 
Se. Durchlaucht, einen fo wichtigen Vorſchlag nicht Aa 
Diskuſſion zur Abſtimmung zu bringen und ein Len 
dement durch Acclamationen und Ueberraſchung zu wich⸗ 
Beſchluſſe zu erheben; mir scheint vor Alem bEOP theilt 
tig, daß das vorliegende Amendement gedruckt, 
und in der morgenden Sitzung berathen werde. nz in 

Der Marſchall: Der geſetzliche Weg iſt Senn 
Uebereinftimmung mit dem, was ich geſagt habe. kken⸗ 
eine ſo bedeutende Majorität ihre Beſſtimmung zeige Ab⸗ 
nen giebt, ſo iſt der Augenblick gekommen, wo kein DM 
ſtimmung erfolgen kann. Uebrigens trage, m n, wen 
denken, der weiteren Berathung Raum zu 4 wird. 1 
dies von mehr als 24 Mitgliedern gewünſcht wis 
(Es erheben ſich mehr als 24. 
Der Marſch all: 


Zuvörderſt hat der 
nicht darauf versteht 


1 
ajeſtät hegen wir das Vertrauen, 


Miniſter Graf von Arnim: Ich erlaube mir, | 


